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Flucht und flüchten

Der Unbill der Gefahr oder einer Bedrohung befristet entrinnen und
doch, weil deshalb vielversprechend, geradewegs auf jene Gefährdung
oder auch Fremdbestimmung reduziert, erreicht das Flüchten oder die
Flucht nicht einmal den Status des Selbstzwecks. Als das fortgesetzt
pure Versprechen und damit der Anschein einer erfolgreichen Antwort
bleibt es doch in seinem Wesen das dauerhafte Opfer welcher Umstände
und Einflüsse auch immer.

Nach jedem Schlaf und nach jedem Vergessen der Beginn und die
Fortsetzung einer Flucht, die sich ihrem Wesen nach offensichtlich
jedem Versuch, sie zu erfassen, sie zu begreifen oder ihrer habhaft zu
werden, zielstrebig entzieht. Eher getrieben von mit ihr verknüpften
Hoffnungen, Kalkülen und Perspektiven, Schatten, Unabsehbarkeiten oder
fehlgeschlagenen Erwartungen löst sie aller Erfahrung nach ihre
Versprechen doch nie ein.

Stattdessen entfaltet sie trotz vieler erreichter Ziele und mancher
erfüllter Wünsche einen ungebrochenen Sog sicher nicht immer
auszumachender Stetigkeit. Sie bleibt der Spannkraft und Dynamik nicht
endender Ambivalenz in der Pflicht und versieht auf diese Weise den
Verlauf jeder Strecke mit einem Anfang und mit einem Ende. Daraus
leitet sich leichterhand die perfekte Erst- und Letztbegründung zur
Ergebnislosigkeit und Wiederholung her. Schmerzlich, trügerisch und
unvermeidbar bleibt die Flucht auch dann, wenn ihrer Natur durch
vergebliche Ausweichmanöver und durch spontane Vermeidung immer wieder
Rechnung getragen wird.

Es könnte mit entschiedener und unaufhörlicher Verweigerung allerdings
ihr Ende gefunden und ihre Vorherrschaft gebrochen werden. Der Mensch
hätte fortan nicht mehr den Widerstreit im Haus, sondern sein Zuhause
im Streit und nichts müßte mehr über die Routinen des Vertrauten und
durch die Aussicht auf bloßes Erkennen aufgeschoben werden.

Ihre Schattenblick-Redaktion


29. Juni 2018
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INFOPOOL / UMWELT / BRENNPUNKT





KOHLEALARM/450: Klimakampf und Kohlefront - Stundenstop der Kohlebagger ... (Kampagne "Ende Gelände")


Ende Gelände - Pressemitteilung vom 2.7.2018

Hunderte blockieren Braunkohle-Tagebau in Nordböhmen +++ Ende Gelände
bei tschechischer Massenaktion für Klimagerechtigkeit



Louka u Litvínova, 02.07.2018. Zusammen mit 500 Menschen aus ganz Europa
haben Aktivist*innen von Ende Gelände am Samstag an einer Aktion zivilen
Ungehorsams im nordböhmischen Braunkohlerevier teilgenommen. Rund 100
Personen gelang es, in den Tagebau Bilina einzudringen und dort
Förderbänder und Bagger zum Stillstand zu bringen. Unter dem Motto "Limity
jsme my" (Wir sind die Grenzen) protestierten sie für den sofortigen
Kohleausstieg in Tschechien und für Klimagerechtigkeit weltweit.

Tschechien gehört zusammen mit Deutschland und Polen zu den »Kohleländern«
Europas. Das Land hat den viertgrößten Pro-Kopf-Ausstoß von CO2-Emissionen
in Europa. Nordböhmen ist das Zentrum der tschechischen Kohleindustrie,
schon 80 Dörfer wurden hier schon für den Braunkohletagebau abgebaggert.

"Während die Kohlekonzerne Profite machen, leiden Menschen im globalen
Süden schon heute unter den Auswirkungen der Klimakrise. Um dieses Unrecht
zu stoppen, müssen die ältesten und dreckigsten Kohlekraftwerke des Landes
sofort abgeschaltet werden, allen voran das Kraftwerk Počerady", sagt
Michal Štarha von "Limity jsme my".

"Auf der ganzen Welt stehen Menschen auf und erheben ihre Stimmen gegen die
fossile Industrie - auch in der tschechische Republik. Wir fordern ein Ende
der fossilen Energien, um sicherzustellen, dass eine würdiges Leben auf dem
Planeten möglich ist", sagt Marika Volfová von "Limity jsme my."

"Treibhausgase halten sich nicht an Ländergrenzen, deshalb ist auch unser
Protest für Klimagerechtigkeit grenzenlos. Gemeinsam mit vielen anderen
Menschen haben wir an diesem Wochenende ein starkes Zeichen für den
Kohleausstieg gesetzt, der in Tschechien ebenso unverzüglich erfolgen muss
wie in Deutschland", sagt Karolina Drzewo, Sprecherin von Ende Gelände.

Vom 25.-29. Oktober 2018 wird Ende Gelände den Tagebau Hambach im
Rheinischen Braunkohlerevier blockieren, um die Abholzung des Hambacher
Forsts zu verhindern.

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/



veröffentlicht im Schattenblick zum 2. Juli 2018 
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TAGUNG/2374: Mainz - Musikinformatik lädt zur ersten Faust-Konferenz nach Mainz ein, 17.-18.2018


idw - Pressemitteilung: Johannes Gutenberg-Universität Mainz

Musikinformatik lädt zur ersten Faust-Konferenz nach Mainz ein



Öffentliche internationale Tagung zur Programmiersprache Faust für
Musik- und Multimediaanwendungen an der JGU

Wann: Dienstag, 17. Juli bis Mittwoch, 18. Juli 2018

Wo: Campus der Johannes Gutenberg-Universität Mainz

Veranstalter: Musikinformatik, Abteilung Musikwissenschaft

Programm: http://www.ifc18.uni-mainz.de/

Facebook-Event: https://www.facebook.com/events/221390995253044/

Eintritt: frei

Anmeldung: Um Anmeldung am Konferenz-Info-Desk des Philosophicums wird
gebeten

Faust - viele verbinden mit diesem Namen zu Recht eines der größten
Werke von Goethe. Doch Faust ist auch der Name eines eher unbekannten
Helden der neueren Musikgeschichte - genauer, der Computermusik. Der
Erfolg von DJs, Produzenten und vieler Musiker stützt sich heutzutage
auf Software, und Faust schickt sich an, diesen Bereich zu
revolutionieren. Sie ist eine von GRAME Centre National de Création
Musicale, Lyon entwickelte, funktionale Programmiersprache, die die
Erstellung von digitalen Signalverarbeitungsprogrammen für Musik- und
Multimedia-Anwendungen ganz erheblich vereinfacht.

In Zusammenarbeit mit dem Center for Computer Research in Music and
Acoustics (CCRMA), Stanford University und GRAME veranstaltet der
Bereich Musikinformatik des Instituts für Kunstgeschichte und
Musikwissenschaft der Johannes Gutenberg-Universität Mainz (JGU) vom
17. bis 18. Juli 2018 die erste internationale Faust-Konferenz.
Namhafte internationale Entwickler und Anwender aus der ganzen Welt
treffen sich dazu im Hörsaal der Musikwissenschaft, um die neusten
Ergebnisse zu diskutieren und zukünftige Entwicklungen von Faust
mitzugestalten. Neben einem dreistündigen Workshop für interessierte
junge Wissenschaftler, die einen Einblick in die Programmiersprache
gewinnen möchten, bilden die unterschiedlichsten Vorträge und
Diskussionsrunden rund um das Thema Faust ein spannendes und
lehrreiches Rahmenprogramm. Zudem wird im Rahmen der Konferenz der
Faust-Preis verliehen, mit dem jedes Jahr herausragende Projekte von
Faust-Entwicklern und Studierenden prämiert werden.

Die Teilnahme an der Konferenz ist kostenfrei, interessierte
Wissenschaftler, Studierende und die Öffentlichkeit sind herzlich zu
den Vorträgen und Workshops eingeladen.

Mehr Informationen sowie der Programmablauf sind auf der Website

http://www.ifc18.uni-mainz.de/ zu finden.

http://www.musikwissenschaft.uni-mainz.de/Musikinformatik/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution218

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Johannes Gutenberg-Universität Mainz, 03.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / FIAN





LATEINAMERIKA/084: Brasilien - Investitionen von Pensionskassen führen zu Menschenrechtsverletzungen


Fian - Pressemitteilung vom 04.07.2018

Internationale Menschenrechtsorganisation für das Recht, sich zu ernähren

Brasilien: 

Investitionen von Pensionskassen führen zu Menschenrechtsverletzungen

FIAN fordert von Bundesregierung schärfere Regulierung von Pensionsfonds



Eine Studie [1] der Menschenrechtsorganisation FIAN deckt auf, wie
internationale Investmentfonds und Pensionskassen die Existenz ländlicher
Gemeinden im Nordosten Brasiliens zerstören. Die massive Ausweitung der
Agrarwirtschaft in der Region Matopiba - einer Fläche von rund 73 Millionen
Hektar in den Bundesstaaten Maranhão, Tocantins, Piauí und Bahía -
schädigt lokale Ökosysteme und bedroht die Lebensgrundlagen der
Bevölkerung. Auch führt der Ausbau der industriellen Landwirtschaft, vor
allem von Soja, zu extremer Entwaldung. Die Matopiba-Region beherbergt rund
5% der weltweiten Biodiversität und ist somit ökologisch ebenso wichtig wie
das Amazonasgebiet.

Europäische Pensionskassen mitverantwortlich

Pensionsfonds aus den USA und Europa haben Hunderte von Millionen Dollar in
brasilianisches Ackerland investiert. Allein der US-amerikanische Investor
TIAA, in den u.a. die Ärzteversorgung Westfalen-Lippe, der Pensionsfonds
AP2 der schwedischen Regierung sowie der niederländische Pensionsfonds ABP
investiert haben, hat in Brasilien fast 300.000 Hektar Agrarflächen
gekauft. "Die Fonds sind zwar nicht selbst an der Vertreibung der örtlichen
Bevölkerung beteiligt, aber sie sind ein wesentlicher Bestandteil dieser
destruktiven Entwicklung. Denn die Pensionskassen profitieren unmittelbar
von Bodenspekulation und steigenden Grundstückspreisen", so Philip Seufert
von FIAN International.

Die Heimatstaaten der Fonds - darunter Deutschland - haben es versäumt,
eine wirksame Regulierung zum Schutz von Umwelt und Menschenrechten
einzuführen; stattdessen setzen sie auf freiwilliges Engagement der
Investoren. "Ein solcher Ansatz überlässt die Rolle des Schiedsrichters
ausgerechnet denjenigen Akteuren, die in schwere Menschenrechtsverletzungen
verwickelt sind. Hierdurch verletzen die beteiligten Staaten ihre
menschenrechtlichen Pflichten. Die Renten in den USA und Europa dürfen
nicht auf dem Rücken ländlicher Gemeinden in Brasilien gesichert werden!",
so Seufert weiter.

Roman Herre von FIAN Deutschland fordert eine staatliche Regulierung von
Auslandsinvestitionen, speziell von Pensionsfonds: "Deutsche
Aufsichtsbehörden dürfen nicht nur - wie bisher - den Werterhalt solcher
Anlagen prüfen, sondern müssen sie auch auf die Einhaltung von
Menschenrechten abklopfen und notfalls haftbar machen". Pensionsfonds
halten derzeit weltweit über 40 Billionen US Dollar - also 40.000
Milliarden! - und haben sich innerhalb weniger Jahre zu einem Schwergewicht
der Finanzbranche entwickelt. "Eigentlich wäre es die Aufgabe deutscher
Behörden, Untersuchungen zu den menschenrechtlichen Risiken solcher
Auslands-Investitionen durchzuführen", so Herre weiter.

Bis Januar 2019 muss die Bundesregierung die EU-Richtlinie über die
"Tätigkeiten und die Beaufsichtigung von Einrichtungen der betrieblichen
Altersversorgung" (EbAV II-Richtlinie) in nationales Recht überführen. FIAN
Deutschland hat in der vergangenen Woche eine Stellungnahme beim
Bundesfinanzministerium eingereicht, in der eine Einhaltung der
Menschenrechte bei Investitionen von Pensionsfonds gefordert wird.

Brasilien: gravierende Folgen für Bevölkerung

Die von FIAN und rund 30 Partnergruppen aus Europa, den USA, Kanada und
Brasilien veröffentlichte Studie zeigt, dass in Brasilien ganze Gemeinden
vertrieben werden. Böden und Gewässer werden durch Agrarchemikalien
kontaminiert. Viele Betroffene verlieren ihre Existenz und wandern in die
Städte ab, wo sie in Slums ihre Existenzen in prekären oder illegalen
Verhältnissen zu sichern versuchen; als Alternative bleibt meist nur die
Arbeit unter prekären, oft sklavenähnlichen Bedingungen in den
Agrarbetrieben, die nun ihr ehemaliges Land besetzen. Zugleich nimmt die
Gewalt gegen kommunale Anführer zu - allein im vergangenen Jahr wurden in
Brasilien 70 Menschenrechts-VerteidigerInnen ermordet.

"Die Landnahme selbst erfolgt meist durch lokale Akteure. Dahinter stehen
jedoch in vielen Fällen internationale Investoren. Wesentlicher Bestandteil
dieses Geschäfts ist die Fälschung von Landtiteln zur Aneignung von illegal
angeeignetem Land", so Isolete Wichinieski von der Comissão Pastoral
da Terra (CPT), einer brasilianischen Organisation, die eng mit ländlichen
Gemeinden zusammenarbeitet. "Die Einheimischen besitzen selten formelle
Landtitel, aber das brasilianische Recht erkennt die Rechte an, die sie
durch die Nutzung ihres Landes über Generationen hinweg erworben haben", so
Wichinieski weiter.

Fábio Pitta vom brasilianischen Network for Social Justice and Human Rights
ergänzt: "Die Matopiba-Region ist Zeuge einer Umwandlung von Land in ein
finanzielles Gut. Dieser Prozess ist eine direkte Folge des wachsenden
Einflusses der globalen Finanzwirtschaft". Die brasilianischen Regierungen
haben die Expansion des Agribusiness durch erhebliche Subventionen
gefördert; die großen Sojamonokulturen erreichten die Matopiba-Region etwa
seit dem Jahr 2000. "Internationale Investoren finanzieren seit jeher die
agroindustrielle Produktion Brasiliens. Neu ist, dass seit der Finanzkrise
vor zehn Jahren das Land selbst zum Ziel von Finanzakteuren geworden ist -
unabhängig von der agroindustriellen Produktion darauf", so Pitta weiter.



Der 96-seitige Bericht "The Human and Environmental Cost of Land Business.
The Case of MATOPIBA, Brasilien" wird von FIAN International, Rede Social
de Justiça e Direitos Humanos und der Comiss&atidle;o Pastoral da Terra
(CPT) veröffentlicht. Eine deutsche Übersetzung ist in Arbeit.

[1] Link zur Studie:

https://bit.ly/2tCUFnX

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. Juli 2018
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STANDPUNKT/261: Internationales Treffen gegen ausländische Militärbasen - Kriege stoppen, nicht die Flüchtlinge (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Internationales Treffen gegen ausländische Militärbasen: 

Kriege stoppen, nicht die Flüchtlinge

Von Reto Thumiger, 3. Juli 2018



Berlin - 03.07.2018. Im Rahmen der Aktionswoche Stopp Air Base
Ramstein fand dieses Jahr zum zweiten Mal das internationale Treffen
gegen ausländische Militärbasen in der Versöhnungskirche von
Kaiserslautern statt. Das Treffen mit Teilnehmenden aus 12 Ländern
verfolgte das Ziel, das internationale Netzwerk gegen ausländische
Militärstützpunkte zu erweitern.

Zum ersten Mal nahm eine große Delegation aus der USA und aus
Süditalien teil. Sehr viel Aufmerksamkeit erhielt die Vertretung aus
Südkorea, die über große Mobilisierungen für den Frieden berichten
konnte.

Die zum Schluss verabschiedete Deklaration widmete sich aus aktuellem
Anlass der zynischen Flüchtlingspolitik des Westens.

Die EU, die USA und die NATO nehmen eine Schlüsselrolle ein, bei der
Entstehung ungleicher wirtschaftlicher Bedingungen, von Kriegen und
bewaffneten Konflikten sowie von Umweltzerstörungen, die dazu führen,
dass Menschen aus ihrer Heimat fliehen und Schutz und Sicherheit in
Europa suchen. Deutschland beteiligt sich direkt oder indirekt an
völkerrechtswidrigen Kriegen, die enorme Migrationsbewegungen in Gang
gesetzt haben. Mit dem Ausbau der Festung Europa wird zusätzliches
Leid und zusätzlicher Tod über die Opfer der westlichen Politik
gebracht. Die Erklärung endet mit der Forderung "die Kriege stoppen,
nicht die Flüchtlinge".


Deklaration des internationalen Treffens gegen ausländische
Militärbasen

29. Juni 2018, Kaiserlautern, Deutschland

Teilnehmer*innen aus Deutschland, der Niederlande, Frankreich,
Griechenland, Großbritannien, Italien, Österreich, Südkorea, Spanien,
der Schweiz und der USA haben das Folgende beschlossen:

In Erwägung folgender Gründe:


	Die EU, die USA und die NATO nehmen eine Schlüsselrolle ein, bei der Entstehung ungleicher wirtschaftlicher Bedingungen, von Kriegen und bewaffneten Konflikten sowie von Umweltzerstörungen, die dazu führen, dass Menschen aus ihrer Heimat fliehen und Schutz und Sicherheit in Europa suchen;

	Die Erhöhung der Rüstungsausgaben trägt zu diesen Umständen bei;

	Sicherheits- und Verteidigungsinteressen, die sich auf die Sicherheit von Staaten, Machteliten und Kooperationsinteressen konzentrieren, gehen zu Lasten der persönlichen Sicherheit von Menschen;

	Schätzungen zufolge haben in den letzten 25 Jahren mehr als 30 000 Menschen ihr Leben verloren, als sie versuchten, Zuflucht in Europa zu finden und in ihren eigenen Ländern sind Tausende, möglicherweise Millionen, umgekommen;

	Die EU hat Maßnahmen ergriffen, die Grenzen für Waffen und Soldaten zu öffnen, nicht aber für Menschen;



Lehnen wir ab:


	Die Militarisierung der EU Grenzkontrollen, die den Interessen der Militär- und Verteidigungsindustrie dient und das Leben der Zufluchtssuchenden in Europa gefährdet;

	Die Ziele und Aktionen von Frontex. Frontex ist die europäische Agentur für Grenz- und Küstenwache, die in Koordination mit den nationalen Grenz- und Küstenwachen mit der Kontrolle des Schengen-Raumes beauftrag ist.

	Alle geschlossenen Aufnahmelager und Langzeit-Flüchtlingszentren in und außerhalb Europas.



Fordern wir die EU auf:


	Sichere und legale Grenzübertritte zu Lande und zur See um und in Europa zu ermöglichen, d.h. offene Grenzen für Menschen, die von Konflikten und Hunger fliehen;

	Militärausgaben kürzen und in faire, gerechte und gleiche Bedingungen für Entwicklung und Handel zu investieren;

	Den Handel und Export von Waffen und Waffen-Komponenten zu stoppen.



Die Kriege stoppen, nicht die Flüchtlinge!


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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DISKUSSION/079: Kiel - "Die Identitären" am 12. Juli 2018


Die Identitären

Jugendbewegung der neuen Rechten in Europa

Vortrag und Diskussion mit Natascha Strobl und Julian Bruns,
Autor*innen des ersten Handbuches über die Identitären



In Berlin haben sie im Herbst 2016 eine Veranstaltung mit Jacob
Augstein und Margot Käßmann zu sprengen versucht, haben sie das
Brandenburger Tor und die Bundesgeschäftsstelle der Grünen besetzt. In
Österreich unterstützten sie die Präsidentschaftskampagne Norbert
Hofers von der FPÖ, in Frankreich den Front National, in Deutschland
sind sie sind eng mit der AfD verbunden. Im Sommer 2017 versuchten sie
mit einem Schiff auf dem Mittelmeer NGOs einzuschüchtern und bei der
Rettung von Flüchtlingen zu behindern.

Die Identitären sind Teil einer Strategie der Neuen Rechten, die
dieses Spektrum auf die Straßen geführt hat. Sie stellen den
aktivistischen und jugendlichen Teil der Neuen Rechten dar, dem es mit
ursprünglich linken Aktionsformen und intelligenter Nutzung Sozialer
Medien gelingt, den Diskurs weiter nach rechts zu verschieben.

Wo kommen sie her, was ist von ihnen weiter zu befürchten und welche
Gegenstrategien bieten sich an? Diese Fragen werden Natascha Strobl
und Julian Bruns, Autor_innnen des ersten Handbuches über die
Identitäre Bewegung, beantworten und zur Diskussion stellen.

Wie immer gibt es zusätzlich spitzenmäßige vegane Snacks, einen gut
gedeckten Propaganda-Tisch vom Libertären Laden, Infoblock,
Klönschnack und kühle Getränke am Tresen.

Wir kooperieren bei dieser Veranstaltung mit dem Antifa-Café, Reihe
"Rechtsruck und autoritäre Formierung in Europa. Bestandsaufnahmen,
Analysen und Gegenstrategien"

12.07.2018, 19:00 - 22:00 Uhr

Alte Meierei, Hornheimer Weg 2, 24113 Kiel

 * 

Quelle:

RLS-Büro Schleswig-Holstein

Kehdenstr. 5

24103 Kiel
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REZENSION/020: Thorsten Palzhoff - Nebentage (SB)


Thorsten Palzhoff

Nebentage

von Christiane Baumann



Eine "Wende"-Reise nach Leipzig. Thorsten Palzhoffs 
Romandebüt Nebentage

Das Romandebüt von Thorsten Palzhoff beginnt wie ein Krimi, entpuppt
sich jedoch als vielschichtige Identitätssuche. Erzählt wird die
Geschichte von Felix Fehling, einem 1971 im Westfälischen geborenen
Außenseiter, den es 1990 mitten in den "Wende"-Wirren aus dem Westen
nach Leipzig, in die "Geburtsstadt" der Montagsdemonstrationen,
verschlägt. Doch es ist kein "Wende-Roman", wie man annehmen könnte.
Das Jahr 1990 liefert nur die Hintergrundfolie des Erzählens, wobei
plastische Zeit-Bilder der Sachsen-Metropole, insbesondere aus der
Hausbesetzerszene im Stadtteil Connewitz, entstehen. Nebentage -
 das sind "verlorene Tage", an denen man "ohne jeden Grund neben sich
stehe" (S. 210). Davon gibt es im Roman genug, denn Felix Fehling
schafft sich letztlich als "Erlösung aus einem falsch programmierten
Leben" (S. 15) ab. Aus dem "Wessi" Felix Fehling wird in Leipzig der
"Ossi" Tobias Voss.

Erzählt wird in der Rückblende. Den Erzählrahmen bilden drei Wochen in
einem rumänischen Gefängnis, in dem sich Fehling alias Voss, nach
einem Autounfall wiederfindet und mit seiner falschen Identität
konfrontiert sieht. Er beginnt in den Tagen der Haft einer unbekannten
Geliebten seinen Identitätsschwindel zu erklären. Zunächst kommen
Bilder aus der Kindheit und Jugend eines Außenseiters zum Vorschein,
dessen Geburt bereits von einem Unfall begleitet war, der seinen
Zwillingsbruder das Leben kostete. Dann immer wieder Unfälle im
miefig-muffigen Milieu einer westfälischen Kleinstadt der 1970er
Jahre. Felix ist ein Sonderling, der von Klassenkameraden gehänselt
und gemobbt wird und der wenig Förderung durch Elternhaus und Schule
erfährt. Heimlich stillt er im Lexikon der Eltern seinen Wissensdurst.
Malen und Zeichnen werden zum Ausdruck kreativer Weltaneignung, die
letztlich dicke Skizzenbücher füllt und eine Art Trutzburg bildet. Die
Mutter, nur noch als Mechthild erinnert, entledigt sich des Sohnes
nach dem Tod des Vaters. Jahre im Internat schließen sich an und eine
überforderte Großmutter kann Felix schließlich keine Perspektive
bieten. Ein Brand wird zum Auslöser seiner Flucht in den Osten, die
ihn nicht zufällig nach Leipzig führt, hatte er doch im Fernsehen die
Bilder der Montagsdemos und von Menschen gesehen, die er um ihren
"Mut" beneidete, sich mit einem neuen Leben zu beschenken, "einem
Neubeginn, einem Zurücksetzen des in den Sand gesetzten Entwurfs"
(S. 91). In Leipzig begegnet er Nica, einer Hamburgerin, die als Kind
mit ihrer Mutter die DDR verließ und nun der Spur ihres Vaters folgt,
der sich kurz nach ihrer Republikflucht das Leben nahm. So wie
Palzhoff unprätentiös und ohne Klischees Felix' desolate Kindheit und
Jugend ausbreitet, gelingt es ihm, authentische Bilder von
Stasi-Überwachung und -Verhören, von Denunziation und emotionaler
Erpressung zu schaffen, sie detailliert "aufzuzeichnen".

Nebentage ist weder ein "Wende"- noch ein "Anti-Wende-Roman",
wie der 1974 im nordrhein-westfälischen Wickede geborene Palzhoff
betont, aber eine bemerkenswerte Auseinandersetzung eines
westdeutschen Autors mit jüngster deutscher Geschichte, wobei ihn das
Ende der DDR kaum interessiert. Die Geschichte dreht sich vielmehr um
jenen magischen Punkt, an dem im Osten für einen kurzen Augenblick
eine gesellschaftliche Alternative zum Kapitalismus möglich schien.
Das Scheitern dieser Bemühungen, die auf eine tatsächliche Revolution
zielten, fällt mit dem Scheitern des Neuanfangs von Fehling alias Voss
zusammen. Die "Revolution" findet im Leipziger Theater
Schauinsland als französisches Revolutionsdrama Collot
statt, wobei der Abbruch der Vorstellung Teil der Inszenierung ist.
Mit den ersten freien Wahlen in der DDR, die im Roman reflektiert
werden, war die Revolution Geschichte und, wie Palzhoff in einem
Interview formulierte, "der Weg für jene Alternativlosigkeit geebnet,
die uns heute umtreibt". Tobias Voss erlebt, wie nun Stasi-Methoden,
Denunziation und Erpressung den gezielt betriebenen Ausverkauf der DDR
bestimmen. Schließlich landet er 1995 aufgrund dubioser Praktiken
eines westlichen Geschäftsmannes nach einem merkwürdigen Autounfall in
einem rumänischen Gefängnis, wo plötzlich seine falsche Identität
auffliegt.

Palzhoffs Roman bemüht einiges an tradierten Mustern. Nebentage
lässt an Max Frisch's Stiller denken, den Roman eines
Identitätsverlusts, in dem sich die Hauptfigur von Amts wegen im
Gefängnis zur Niederschrift der Wahrheit gezwungen sieht und frei
bekennt: "Man kann alles erzählen nur nicht sein wirkliches Leben".
Anders als Stiller drängt es Tobias Voss zum Geständnis oder besser
zur Erfindung eines Lebens, in dem immer wieder Figuren wie
Marionetten herumgerückt und Szenen "skizziert" und ausstaffiert
werden. Der Name Felix weckt Assoziationen an einen der berühmtesten
Hochstapler der Literaturgeschichte: Thomas Manns Felix Krull, dessen
Bekenntnisse sich aus dessen "eigensten und unmittelbarsten
Erfahrungen, Irrtümern und Leidenschaften" speisten. Felix'
"Fehlismus" erweist sich jedoch als eine Art psychosomatisches
"Schwindel"-Syndrom, das ihn in brenzligen Situationen aus der Bahn
wirft. Erzählstil und die eine oder andere episodische Reminiszenz
deuten auf Günter Grass, vor allem auf dessen Blechtrommel, vom
Auge und "Guckloch" in der Insassen- und Heilanstalt respektive
Knasttür bis zur nahezu grotesken Geburtsszene. Felix Fehling ist aber
vor allem ein moderner Pinocchio, eine Marionette, die in ihrer
Naivität und Ahnungslosigkeit von Abenteuer oder besser von Unfall zu
Unfall stolpert, die ihr Dasein als "Folge weitervererbter Umstände
und Unfälle, die man nachträglich Familiengeschichte nennt" (S. 15),
erlebt. Für einen kleinen Moment scheint der Ausbruch aus sozialen
Normen und gesellschaftlichem Korsett denkbar und möglich: am
Schnittpunkt von Montagsdemos und Felix' Neubeginn mit Nica, seiner
ersten Liebe in Leipzig, im Karneval, in dem bekanntlich, man denke an
Goethes Das römische Carneval, alle gesellschaftlichen
Schranken fallen, Freiheit und Gleichheit einen kurzen Triumph feiern
und Zeitschriften wie gegensinn ein Zeichen setzen wollen, dass
"der Kampf um ein gerechteres Leben mit dem Mauerfall noch längst
nicht vorbei sei" (S. 126). Doch der Aschermittwoch, der dem
Narrentreiben ein Ende setzt, ist bereits vorprogrammiert.

Nicht immer nimmt man dem eher unbedarften Erzähler Felix alias
Tobias, der planlos durch sein vorgezeichnetes Leben schlittert und
dessen Entwicklung von 1990 bis 1995 im Dunkeln bleibt, seine
ernsthafte und fundierte Rechtfertigung ab. Spannend liest sie sich
allemal. Am Ende der sorgfältig gebauten drei Mal sieben Roman-Teile,
die mit der Dreizahl ins Mythisch-Märchenhafte weisen, steht ein
Wunschtraum: die Utopie einer erfüllten und sich immer wieder
erneuernden Liebe, die aber genauso schemenhaft bleibt wie das
Schicksal Felix Fehlings.

Thorsten Palzhoff

Nebentage

Roman

Frankfurt am Main, S. Fischer Verlag 2018
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AUSSICHTEN/8327: Und morgen, den 5. Juli 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 05.07.2018 bis zum 06.07.2018 +++






[image: Jean-Luc 8327 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Untergekühlt und wolkenreich,

die Winde wehen stark und frisch,

sie finden Jean-Luc heut' im Teich

beim Schachspiel mit dem Freund Karl Fisch.
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MELDUNG/366: Mit Karl Marx durch die Armut in Triers Straßen (idw)


Universität Trier - 03.07.2018

Mit Karl Marx durch die Armut in Triers Straßen



In Trier lebte der jugendliche Karl Marx Tür an Tür mit der Armut. Seine
Nachbarn Mathias Becker, Mathias Consbrück und Peter Walsdorf
beispielsweise hatten ihre liebe Mühe und Not, sich und ihre meist
vielköpfigen Familien über Wasser zu halten. Auf seinen Wegen durch Trier
begegnete der junge Marx aber noch größerem Elend. Menschen, die sich "dem
Trunk ergaben" oder die wegen ihres hohen Alters oder aufgrund von
Krankheiten keinerlei Einkommen hatten. Dank eines außergewöhnlichen
Digitalisierungsprojektes kann man sich mit Karl Marx auf einen virtuellen
Rundgang durch das Trier des Jahres 1832 begeben.

Entstanden ist diese Präsentation an der Universität Trier unter Leitung
von Stephan Laux, Professor für Geschichtliche Landeskunde. Im
Eingangsbereich der Ausstellung zum Marx-Jubiläumsjahr im Trierer
Stadtmuseum Simeonstift ist die Medienstation seit dem 5. Mai zu sehen.
Neuerdings ist sie auch unter der folgenden Domain im Internet zugänglich:

www.armenkarte1832.uni-trier.de

Seit 1831 überzog die Cholera das Land. Arme galten bei der Verbreitung
der Krankheit als Risikogruppe. Daher verschafften sich preußische Beamte
in Trier 1832 mit Hausbesuchen ein Bild dieser sozialen Gruppe. In ihren
Listen erfassten sie nicht nur die Wohnorte und biografischen Daten der
Armen. Unter der Rubrik "Moralität" ist darin etwa über den Tagelöhner
Christoph Friedrich zu lesen, er sei "betrügerisch, arbeitsscheu und dem
Trunk ergeben". "Er bettelt, säuft und flucht auf Gott und die Menschen"
wird ein gewisser Martin Görgen beschrieben.

Professor Laux und seinen Mitarbeitern fielen die Armenlisten bei der
Arbeit an einer Edition von Quellen zur Geschichte der Stadt Trier in der
Frühen Preußenzeit in die Hände. Die darin enthaltenen Angaben zu den
armen Familien übertrugen sie in einen um 1845 entstandenen Stadtplan von
Trier. Die nunmehr digital verfügbare Version bietet dem Nutzer Straße für
Straße einen Überblick über darin lebende mittellose Familien - und vieles
mehr. "Das Portal liefert über seine Filterfunktionen
Hintergrundinformationen und Auswertungen per Mausklick, die auf
herkömmliche Weise aufwendige Recherchen erfordern würden", erklärt
Matthias Schneider, der für die fachwissenschaftliche Umsetzung und
Koordination des Projektes in Verbindung mit Niklas Alt (Programmierung)
und Peter Albertz (Design), zuständig ist.

"Im Rückenwind des Marx-Jahres war der Fund ein Glücksfall", erinnert sich
Stephan Laux. "Die Armenliste hat uns in die Lage versetzt, den
jugendlichen Karl Marx in seinen Raum und seine Zeit einzubetten." Im
Hinblick auf die wissenschaftliche Aussagekraft dieses Armutskatasters in
der Auseinandersetzung mit Marx gibt sich Laux zurückhaltend: "Wir können
nicht behaupten, dass wir damit wissen, was Marx geprägt hat. Wir bilden
aber ab, was er wahrgenommen haben muss: Marx war in diesen Jahren in
seiner Umgebung mit einer lebensbedrohenden Misere konfrontiert." Dieses
Faktum und die Erkenntnis, dass das Elend eine wichtige Triebfeder seiner
Werke war, legen zumindest den Schluss nahe, dass die in der Trierer
Armenkarte verbildlichten sozialen und wirtschaftlichen Missstände Karl
Marx' Entwicklung und Werke beeinflusst haben.

Mit der digitalen Armutskarte ist Stephan Laux' Forschungsinteresse nicht
erloschen: "Wir wollen den Weg fortsetzen und einen wissenschaftlichen
Mehrwert bieten." Zwei Forschungsrichtungen hat er dabei im Blick: Zum
einen den Untersuchungszeitraum über die Momentaufnahme des Jahres 1832
hinaus zu erweitern und zum zweiten weitere soziale Gruppen der
Stadtbevölkerung ins Blickfeld zu nehmen.

Weitere Informationen zum Projekt:

https://www.uni-trier.de/index.php?id=61644

Zur Homepage der Professur Geschichtliche Landeskunde:

https://www.uni-trier.de/index.php?id=54171




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution103

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Trier, 03.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. Juli 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / KINDERBLICK / VERANSTALTUNGEN





FESTE/477: Herten - Sommer-Poolparty für Kids am 14. Juli 2018


Stadt Herten

Sommer-Poolparty für Kids

Wasser- und Spielespaß mit Zephyrus-Discoteam



Herten. Pünktlich zum Start der Sommerferien hat das Copa Ca Backum
ein tolles Highlight im Angebot: Am Samstag, 14. Juli, steigt die
große Sommer-Poolparty im Freibad. Von 14 bis 18 Uhr ist das
Zephyrus-Discoteam vor Ort.

Die besten Voraussetzungen für einen unvergesslichen, actionreichen
Nachmittag. Wichtigste Zutat für dieses Sommer-Spektakel ist
zweifelsohne der gigantische Gerätepark, der ein optimal gestaltetes
Spielparadies aus jedem Freibad macht. Im Wasser laden aufblasbare
Elemente in verschiedensten Farben und Formen zum turbulenten Toben
ein. Dazu gesellen sich herausfordernde Aqua-Laufmatten, zahllose
Bälle und Entchen und andere Geräte, die ihre Nutzer teils
wortwörtlich Kopf stehen lassen - so etwa die spektakulären
Water-Globes, mit dem Hamsterrad-artigen Antrieb.

An Land ist ebenso für Unterhaltung gesorgt, denn neben aufregenden
Modulen für das kühle Nass hat das Discoteam auch allerlei
Attraktionen für die anliegende Wiese im Gepäck: Von Torwand über
Kriechtunnel und Rasen-Ski bis hin zu Balancierbalken und Hüpfsäcken.
Spaß ist garantiert!

Das Poolparty-Programm bietet u.a. folgende Highlights:

14.00 Uhr: Begrüßung

14.10 Uhr: Spiel 1 - Lumpenstaffel (Schwimmer)

14.45 Uhr: Spiel 2 - Seifenblasenspaß (Nichtschwimmer)

15.10 Uhr: Spiel 3 - Twister Rennen (Schwimmer)

15.45 Uhr: Spiel 4 - Laufmatte (Nichtschwimmer)

16.10 Uhr: Spiel 5 - Waterglobes (Schwimmer)

16.45 Uhr: Spiel 6 - Hula Hoop Contest (Nichtschwimmer)

17.10 Uhr: Spiel 7 - Tauziehen / Rasenskirennen (Nichtschwimmer)

17.30 Uhr: Spiel 8 - Wasserklau (Nichtschwimmer)

17.45 Uhr: Verabschiedung

Sollte das Wetter nicht mitspielen, müssen die Kids kein Trübsal
blasen: Dann findet die Poolparty im angrenzenden Hallenbad statt. Das
Angebot ist im normalen Eintrittspreis enthalten.

Ort: Copa Ca Backum Herten

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 4. Juli 2018

Pressestelle der Stadt Herten

45697 Herten

Telefon: (02366)303-357

Fax: (02366)303-588

E-Mail: pressestelle@herten.de

Internet: www.herten.de
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KREATIV/133: Braunschweig - Experimentiernachmittag am 10. Juli 2018


Stadt Braunschweig

Experimentiernachmittag für Kinder



Braunschweig. Zu einem Experimentiernachmittag sind Kinder ab vier
Jahren am Dienstag, 10. Juli, von 15 bis 17 Uhr in die Zweigstelle
Heidberg der Stadtbibliothek Braunschweig, Weimarstr. 4, eingeladen.
Der Eintritt ist frei. Eine Anmeldung ist nicht erforderlich. Weitere
Informationen unter der Telefonnummer 26309473.

Durch einfache Versuche mit Wasser, Luft, Bewegung und vielem mehr
werden die Kinder dazu animiert, spielerisch auf Erkundungsreise zu
gehen. So verstehen auch die kleinsten Entdecker
naturwissenschaftliche Phänomene aus Physik, Chemie und Biologie. Die
Zweigstelle Heidberg ist während der Sommerferien jeweils dienstags
von 10 bis 18 Uhr geöffnet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 3. Juli 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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THEATER/1350: Münster - Von Stürmen, Gaunern und fabelhaften Fischen am 15. Juli


Stadt Münster

Von Stürmen, Gaunern und fabelhaften Fischen

Kinder- und Familientheater "Roter Hund" startet am 15. Juli



Münster (SMS) Auf lustige Gaunereien und stürmische Meeresgeschichten
können sich kleine und große Theaterfreunde in diesem Sommer freuen:
Das Kulturamt Münster präsentiert an drei Sonntagen im Juli wieder die
beliebte Kinder- und Familientheaterreihe "Roter Hund" unter freiem
Himmel auf dem alten Zoogelände an der Himmelreichallee.

Alle drei Inszenierungen sind als Kindertheater des Monats durch das
NRW Kultursekretariat Wuppertal ausgezeichnet worden. Gemeinsam mit
dem NRW-Ministerium fördert es den "Roten Hund". Das Kulturamt
veranstaltet die Reihe in Kooperation mit dem Theater Scintilla und
mit freundlicher Hilfe der Westfälischen Schule für Musik, auf die
ausgewichen wird, falls es regnen sollte.

Glück mit dem Wetter sollte der Titelheld der ersten Geschichte
garantiert haben: Am 15. Juli ist "Hans im Glück" des Theaters
Schreiber & Post aus Dresden zu Gast. Andrea Post und Tim Schreiber
kombinieren in dem Märchen geschickt Schauspiel und Pantomime,
verkörpern Pferd, Kuh, Sau, Gans und Gauner, denen Hans auf seiner
Reise begegnet. Die Vorstellungen richten sich an Zuschauer ab vier
Jahren.

Am 22. Juli geht es mit dem stürmischen Theaterstück "Vom Fischer und
seiner Frau" des Red Dog Theaters aus Berlin weiter. In einem recht
ruhigen Fischerdorf wird plötzlich alles auf den Kopf gestellt, als
ein Butt auf einen alten Fischer am Meeresufer zusteuert und plötzlich
Wünsche erfüllt werden. Die Inszenierung von Stefanie Rüffer und
Rachel Pattison ist für Kinder ab fünf Jahren geeignet.

Den Abschluss bildet am 29. Juli die Aufführung "Maritime". Die
Schauspielgruppe Les Petits Délices aus dem belgischen Namur bringt
ein Objekttheater (fast) ohne Worte für Zuschauer ab drei Jahren auf
die Bühne. Ein gestrandeter Fisch landet in einer Teekanne einer
merkwürdigen Frau. Die beiden freunden sich an und machen sich in
einem alten VW-Bus auf den Weg ans Meer. Mit großer Vitalität,
schrägem Humor und zarter Poesie entdecken Fisch und Frau auf ihrer
Reise die Schönheit der Freiheit.

Info: Die Aufführungen finden unter freiem Himmel auf der Wiese an der
Eulenburg, Himmelreichallee 50, statt - Picknickdecken und Klappstühle
dürfen gerne mitgebracht werden. Bei Regen bietet die Musikschule
trockenes Ausweichquartier. Am 15. Juli beginnen die Aufführungen
jeweils um 11 und um 15 Uhr, an den anderen beiden Sonntagen jeweils
um 11 und um 16 Uhr. Der Eintritt ist frei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 3. Juli 2018

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301

Fax: 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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FÜHRUNG/957: Wertheim - Rundgang durch die Fritz-Ascher-Ausstellung am 9.7.2018


rung durch die Fritz-Ascher-Ausstellung



Wertheim. Eine Führung durch die Ausstellung "Leben ist Glühn" im
Museum "Schlösschen im Hofgarten" veranstaltet der Förderkreis am
Montag, 9. Juli, um 16 Uhr. Gezeigt werden Werke des
spätexpressionistischen Malers Fritz Ascher (1893 - 1970). Ascher, dem
Max Liebermann eine große Karriere vorausgesagt hatte, wurde als
jüdischer Künstler eingestuft, seine Kunst wurde verboten und er
überlebte das Nazireich drei Jahre in einem Kellerversteck.

Die Ausstellung zeigt seine frühen, fast karikaturhaften Zeichnungen,
seine farbintensive Malerei nach dem ersten Weltkrieg und sein
gänzlich anderes Werk nach 1945, in dem er sich intensiv mit Natur und
Landschaft auseinandersetze. Die Bilder in der Ausstellung stammen
alle aus amerikanischem Privatbesitz. Dr. Jörg Paczkowski wird durch
die Ausstellung führen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 4. Juli 2018

Stadtverwaltung Wertheim - Presse und Information

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301

Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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TREFF/690: Kunsthalle Emden - Kultur und Kunst im Juli 2018


Kunsthalle Emden, Stiftung Henri und Eske Nannen und Schenkung Otto
van de Loo

Kunst und Kultur im Juli 2018



Moin, liebe Kunstfreunde,

"künstlerisch interessierte Ärzte verstehen Patienten besser", lautete
das Fazit einer Analyse im Journal of General Internal Medicine. Die
Studie unter über 700 angehenden Doktoren zeigte: wer ein Instrument
spielte, häufiger Konzerte und Ausstellungen besuchte und ins Theater
ging, zeigte sich seltener ausgelaugt und erschöpft, war offener
gegenüber Neuem und empfänglicher für die Gefühle seiner Mitmenschen -
und zudem besser vor Burnout geschützt. Wir sind fest davon überzeugt:
das gilt nicht nur für Mediziner. Und dass ein Besuch im angenehm
temperierten Museum selbstverständlich auch gut für die Gesundheit
ist...... sehen Sie selbst!

Ihre

Kunsthalle Emden

 ...macht neugierig auf Kunst

 * 

Kurze Schliessung im Museumscafé "Henri's"

Im Museumscafé "Henri's" wird gewerkelt, daher muss es vom 21.7. bis
zum 7.8. geschlossen bleiben. Ab dem 8. August eröffnet es wieder
unter der neuen Regie der Ostfriesischen Beschäftigungs- und
Wohnstätten GmbH (obw), Emden. Damit Sie in der Zwischenzeit nicht
ganz ohne einen belebenden Kaffee auskommen müssen, wird unser Team im
Atrium eine Bar für Sie improvisieren - auch wenn wir mit dem
professionellen Service und Angebot des "Henri's" natürlich nicht
mithalten können: bitte seien Sie nachsichtig. Emden-Insider wissen,
dass für den großen Appetit viele schöne Lokale in der Innenstadt auf
Sie warten, nur wenige Schritte entfernt. Und ab dem 8. August dann
wieder direkt bei uns gegenüber, das runderneuerte "Henri's",

 * 

Ferienwerkstatt für Kids im Sommer

Endlich Sommerferien! Endlich Zeit, um ausgiebig das zu tun, was man
am liebsten macht, oder auch mal etwas ganz Neues auszuprobieren: zum
Beispiel Kunst! Die beliebte Ferienwerkstatt für Kids von circa 6 bis
12 Jahren findet vom 28. Juni bis zum 8. August statt, von Dienstag
bis Freitag täglich 15-17 Uhr. Auch bei häufiger Teilnahme wird es
nicht langweilig, denn das Programm wechselt täglich. Die Kinder
lernen nicht nur Werke berühmter Künstler, andere Kids und unsere
netten jungen Kunstvermittlerinnen kennen, sondern malen und werken
dann auch zusammen im Atelier. Die Teilnahme kostet 4 Euro pro
Nachmittag. Einfach an diesen Tagen gegen 15 Uhr zur Kasse in der
Kunsthalle kommen, oder gern auch vorab telefonisch anmelden bei
Marlies Genssler unter Tel. +49 (0) 49 21 97 50 70.

 * 

"Auferstehungen" Ausstellung über Kunst in unruhigen Zeiten

"Auferstehungen. Künstler nach dem Grossen Krieg" heißt die
diesjährigen Auswahl aus der Sammlung der Kunsthalle mit Werken von
Corinth, Dix, Goetz, Grosz, Heckel, Hofer, Mueller, Pechstein, Scharl,
Schmidt-Rottluff und anderen. In diesem Jahr jährt sich zum 100. Mal
das Ende des ersten Weltkrieges, den diese Künstler erlebt haben.
Zitate, Zeitzeugenberichte und historische Erläuterungen an den Wänden
lassen uns in ihre Zeit eintauchen. Und auf einmal erscheinen uns
diese Jahre der Umbrüche und Verwerfungen auf fast unheimliche Weise
aktuell. (Vorschau-Tipp: Am 4. September um 19 Uhr gibt es dazu eine
Direktorenführung mit Dr. Stephan Borchardt!)

 * 

Trickfilmwerkstatt für Kinder und Jugendliche

Der Künstler und Comic-Profi Stephan Hollich zeigt den Teilnehmern
dieses Workshops für Kinder und Jugendliche (12 bis 18 J.) , wie ein
Trickfilm mit einfachen Mitteln produziert werden kann. Vom Drehbuch
über das Zeichnen bis hin zum Schnitt lernen sie Schritt für Schritt
die wichtigen Stationen bis zum fertigen Trickfilm kennen. "Wir
arbeiten mit einfachen Dingen wie Ton, Wäscheklammern und einer
Nylonschnur", erklärt Stephan Hollich. "Aber wir werden uns auch mit
den neuen Medien beschäftigen und auf dem Ipad den Trickfilm
herstellen." Trickfilm-Workshop in den Sommerferien: 06. bis 08.
August 2018, jeweils von 10 bis 13 Uhr. Die Teilnahme kostet 45 Euro.
Anmeldeschluss ist am 27. Juli 2018. Weitere Informationen gibt die
Abteilung Kunst aktiv/Malschule, Tanja de Haan, unter Telefon (0 49
21) 97 50 40 und per Email.

 * 

Kunst aktiv im Sommer: Workshops für Erwachsene

Mal etwas Neues ausprobieren? Dafür sind Workshops ideal. Vielleicht
wird ja eine Leidenschaft daraus, wenn Sie Freude am Schmuckschmieden,
Zeichnen oder Drucken gewonnen haben... hier unsere Workshops im
Sommer:

"Gold- und Silberschmiede" mit Gisbert Saal. Goldschmiedetechniken
ausprobieren! Für Einsteiger und Fortgeschrittene. 3.-6.7.2018, 10 bis
14 Uhr. Kosten: Euro 160,- zzgl. Material nach Verbrauch. Begrenzte
Plätze.

Sommerakademie "Druckgrafik" mit Claudia Ohmert. In Atelier-Atmosphäre
arbeiten die Teilnehmer frei unter künstlerischer Anleitung in
vielfältigen Drucktechniken. Für Fortgeschrittene geeignet. 
11.-17.8.2018, (tägl. 10-12.30 + 17-18 Uhr). Kosten: Euro 350,- zzgl.
Material nach Verbrauch

"Porträts zeichnen" mit Tanja Meyer (Jugendliche und Erwachsene). Im
Fokus stehen der Aufbau des menschlichen Gesichts und zeichnerische
Techniken, um einzelne Gesichtspartien spannungsvoll ins Verhältnis zu
setzen. 24.-26.8.2018 (Fr 17-20 Uhr, Sa/So 10-13 Uhr). Kosten: Euro
90,-

Anmeldung und Information: Tanja de Haan, Kunst aktiv/Malschule,
Telefon (0 49 21) 97 50 40 oder per Email.

 * 

Kunst auf Reisen: Richter in Potsdam

Wunderschönes Potsdam, spektakulärer Museumsneubau: brauchen Sie noch
mehr Gründe, um einen Besuch im Museum Barbarini zu planen? Da hätten
wir noch einen: besuchen Sie dort das Richter-Gemälde "Abstraktes
Bild" aus unserer Sammlung, zur Zeit als Leihgabe in der spektakulären
Ausstellung "Gerhard Richter". Unsere Restauratorin Sigrid Pfandlbauer
hat den Transport dorthin begleitet und begeistert berichtet - eine
hochkompetente Empfehlung also. Das Bild war die erste und wohl bis
heute bedeutendste Erwerbung der "Freunde der Kunsthalle", die es
direkt im Atelier des Künstlers auswählten und den Kredit drei Jahre
lang abzahlten. Ein mutiger Entschluss, von dem wir bis heute
begeistert und für den wir sehr dankbar sind. Aber nicht nur deshalb
gilt: Diese Ausstellung ist ein Muss und Potsdam im Sommer ein Traum,
also nichts wie hin!

 * 

"Der offene Blick" Filmpräsentation von Studierenden

Im "Labor im Atrium" sind in als Kooperationsprojekt mit der
Hochschule Emden/Leer bis zum 31. August elf Kurzfilme unter dem Titel
"Der offene Blick" zu sehen. Studierende im Fachbereich Soziale Arbeit
und Gesundheit haben sie seit 2012 in Intensiv-Seminaren mit der
Filmemacherin Susan Chales de Beaulieu, Hamburg, erarbeitet. In Texten
und Zitaten an den Wänden erläutern die jungen Leute ihre Gedanken und
Motive dazu: spannend!

 * 

Quelle:

Newsletter 3. Juli 2018

Herausgeber: Kunsthalle in Emden

Stiftung Henri und Eske Nannen

und Schenkung Otto van de Loo

Hinter dem Rahmen 13, D-26721 Emden

Tel. +49 (0) 4921 97 50 13, Fax: +49 (0) 4921 97 50 55

E-Mail: kunsthalle@kunsthalle-emden.de

Internet: www.kunsthalle-emden.de
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GLEICHHEIT/6676: Demonstration von 18.000 Bauarbeitern in Zürich


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Demonstration von 18.000 Bauarbeitern in Zürich

Von unseren Korrespondenten

4. Juli 2018



Am 23. Juni haben in Zürich über 18.000 Bauarbeiter für die Beibehaltung
einer Frührente ab 60 Jahren demonstriert. Der Schweizer Baumeisterverband
will das Rentenalter für Bauarbeiter wieder auf 62 Jahre anheben oder ihre
Frührenten massiv kürzen.

Deutlich mehr als erwartet waren gekommen, wie Nico Lutz, Sektorleiter Bau
der Gewerkschaft Unia, einräumte. Es sei "die größte Bauarbeiterdemo, die
Zürich je gesehen hat". Die Bauarbeiter marschierten im roten T-Shirt mit
großer 60 drauf in einem Zug, den ein Schaufelbagger anführte, vom Central
(nahe des Hauptbahnhofs) zum Helvetia-Platz am See.

Kurz zuvor hatte eine Umfrage der Unia unter 20.000 Arbeitern auf den
Baustellen ergeben, dass 93,1 Prozent einen Streik gegen die angekündigten
Angriffe der Bauunternehmer begrüßen würden. Die Frührente mit 60, eine für
Bauarbeiter existenzielle Frage, ist vor 16 Jahren durch einen nationalen
Streik erkämpft worden.

Sie wird seit 2003 über die Stiftung Flexibler Altersrücktritt (FAR) und
die nationale Pensionskasse BVG finanziert. Die BVG hat im Mai den Vertrag
mit der Baubranche aufgekündigt, weil angeblich zu viele Bauarbeiter die
Frührente in Anspruch genommen hätten. Das bedeutet, dass die heute 
59-Jährigen nicht mehr zu den alten Bedingungen aufgenommen werden und
gezwungen sein werden, länger zu arbeiten oder eine um mehrere hundert
Franken verminderte Rente zu akzeptieren.

Das wäre ein großer Betrug an den Bauarbeitern, die jeden Monat zwei
Prozent ihres Lohnes extra dafür einzahlen, um die Frührente zu
finanzieren. Auch die Baumeister legen 6 Prozent des Arbeiterlohns in die
FAR ein. Allerdings sind diese Beiträge der Unternehmer durch Lohnverzicht
teuer erkauft. Die Gewerkschaften haben nämlich in den letzten Jahren trotz
boomender Baukonjunktur ausdrücklich auf Lohnerhöhungen verzichtet und
Sorge getragen, dass es nicht zum Arbeitskampf kommt.

Dadurch ermutigt, argumentieren die Baumeister jetzt, dass die
"demografische Entwicklung unterschätzt" worden sei, und dass die Frührente
ab 60 auf dem Bau nicht mehr finanzierbar sei. In Wirklichkeit waren sie
von Anfang an gegen diese Frührente, die der Baumeisterverband als "marodes
und ineffizientes System" bezeichnet, und haben schon mehrfach versucht,
sie wieder rückgängig zu machen.

Dabei gehört die Bauindustrie zu den lukrativsten Wirtschaftszweigen
überhaupt. Die Bruttowertschöpfung im Schweizer Baugewerbe hat sich in zehn
Jahren, von 2006 bis 2016, um rund zehn Milliarden, von 25 auf 35
Milliarden Schweizer Franken, erhöht.

Nicht genug mit dem Angriff auf die Frührente, hat der Schweizerische
Baumeisterverband eine Reihe von weiteren Angriffen angekündigt, die er zum
Ende dieses Jahres durchsetzen will, wenn der Landesmantelvertrag (LMV)
ausläuft. Dieser Vertrag gilt für rund 80.000 Beschäftigte im
Bauhauptgewerbe.

Neben dem Vorschlag, das Frührentenalter auf 62 Jahre zu erhöhen oder die
Frührente massiv zu kürzen, wollen die Bauunternehmer die Löhne für ältere
Bauarbeiter senken, die Kündigungsfristen verkürzen und die maximale
Wochenarbeitszeit auf 50 Stunden anheben. Momentan liegt die normale
wöchentliche Arbeitszeit bei maximal 45 Stunden, und für Überstunden werden
Zuschläge fällig.

Viele Bauarbeiter trugen in Zürich Plakate mit Lohnforderungen und
protestierten gegen die Bedingungen von Stress, Termindruck und
Überstunden, die am Bau vorherrschen.

Besonders bedroht sind zurzeit die älteren Arbeitnehmer. Immer öfter werden
ältere, fest eingestellte Bauarbeiter entlassen und durch Zeitarbeiter
ersetzt. Eine Sendung des Schweizer Fernsehens SRF deckte vor wenigen Tagen
auf, dass immer mehr Unternehmer in der Baubranche Kündigungen vornehmen
und dann ihre Maurer, Eisenflechter, Schaler, Betonierer oder Zimmerleute
über Personalvermittler temporär einstellen.

Gerade Arbeiter im Alter von 50 bis 55 Jahren werden entlassen und finden
nur noch über Zeitarbeit eine Anstellung. Es kommt auch vor, dass sie bei
ihrem alten Betrieb als Zeitarbeiter zu schlechteren Bedingungen wieder
eingestellt werden. Einer Untersuchung zufolge hat unter den 
Über-Fünfzigjährigen der Anteil der temporär Beschäftigten allein im Jahr 2016
um 20 Prozent zugenommen.

Diese Arbeiter verlieren oftmals auch ihren Anspruch auf Rente mit 60, weil
sie dafür nach den FAR-Regeln in den letzten sieben Berufsjahren nicht mehr
als zwei Jahre arbeitslos sein dürfen, während sie als Zeitarbeiter in den
Wintermonaten sehr oft keine Arbeit finden.

Auf vielen Baustellen arbeiten Schweizer Bauarbeiter Hand in Hand mit
Kollegen aus den umliegenden Ländern. Vor allem im alpinen Straßen- und
Tunnelbau schuften zahlreiche Grenzgänger aus Italien, die dafür täglich
stundenlange Arbeitswege auf sich nehmen. Italienische Bauarbeiter
verdienen oft deutlich weniger als ihre Schweizer Kollegen. Von ihrem Lohn
könnten sie sich in der teuren Schweiz niemals niederlassen.

Dennoch haben viele von ihnen an der Zürcher Bauarbeiterdemonstration
teilgenommen. Aus Lugano fuhr ein Extrazug nach Zürich, und die Tessiner
Abteilung stellte an der Demonstration das größte Kontingent.

Die Gewerkschaften sind jedoch weder in der Lage noch willens, die
Interessen der Bauarbeiter konsequent zu vertreten. Sie vertreten dieselbe
nationalistische und bürgerliche Perspektive wie die Schweizer Unternehmer.

Auf den Baustellen in der Schweiz wird neben schweizerdeutsch, französisch
und italienisch oft auch deutsch, polnisch, kroatisch, spanisch,
portugiesisch oder englisch gesprochen. Die Gewerkschaften tragen jedoch
eher zur Spaltung zwischen schweizerischen und ausländischen Arbeitern bei.

Zum Beispiel fassen sie ein großes Problem in der Baubranche, das
Lohndumping durch ausländische Subunternehmer, als rein nationale Frage
auf. Sie versuchen, Schweizer Löhne und Standards durch stärkere
Abschottung und Kontrollen zu bekämpfen, und unterstützen sogar Razzien der
Polizei auf den Großbaustellen. Diese gehen aber vor allem zu Lasten der
nicht-angemeldeten ausländischen Arbeiter, während dubiose Subunternehmer
sich rechtzeitig absetzen oder ihre Namen wechseln.

Die Gewerkschaften und vor allem Unia, die größte unter ihnen, sind enger
Partner der Sozialdemokratie. Diese sitzt mit vier anderen bürgerlichen
Parteien permanent in der Schweizer Regierung. Gemeinsam mit den
Wirtschaftsverbänden setzen diese Parteien seit Jahren Privatisierungen und
Deregulierungen durch und bauen Renten-, Sozial- und Krankenversicherung
ab. Dadurch hat sich in der Schweiz, einem der reichsten Länder der Erde,
die soziale Polarisierung enorm verschärft.

Es liegt auf der Hand, dass die Bauarbeiter sich gegen die Angriffe von
Unternehmern und Banken nur verteidigen können, wenn sie sich unabhängig
von der Gewerkschaftsbürokratie international zusammenschließen. Dafür
brauchen sie ein sozialistisches und internationales Programm.

 * 

Bitte senden Sie Ihren Kommentar an: sgp[at]gleichheit.de

Copyright 2018 World Socialist Web Site - Alle Rechte vorbehalten

 * 

Quelle:
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GLEICHHEIT/6675: Wien - 100.000 demonstrieren gegen Arbeitsgesetz der Regierung


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Wien - 100.000 demonstrieren gegen Arbeitsgesetz der Regierung

Von Markus Salzmann

4. Juli 2018



Am vergangenen Samstag fand in der österreichischen Hauptstadt die größte
Demonstration seit den Protesten gegen die Rentenreform 2003 statt. 100.000
demonstrierten gegen die Arbeitszeitreform der Regierung von Kanzler
Sebastian Kurz (ÖVP) und Vizekanzler Heinz-Christian Strache von der
rechtsextremen FPÖ.

Die Regierung will eine Arbeitsdauer von maximal zwölf Stunden pro Tag und
eine Wochenarbeitszeit von bis zu 60 Stunden erlauben. Bisher liegt die
Regelarbeitszeit in Österreich bei acht Stunden pro Tag und 40 Stunden pro
Woche. In besonderen Fällen dürfen Unternehmen ihre Mitarbeiter bis zu zehn
Stunden am Tag oder bis zu 50 Stunden pro Woche beschäftigen.

Es war die erste derartige Großdemonstration seit dem Amtsantritt der
rechten Regierung Ende 2017. Laut Regierung soll die erlaubte Anzahl der
Arbeitsstunden erhöht werden, um Unternehmen mehr Flexibilität zu
ermöglichen. Über die Gesetzesvorlage soll das österreichische Parlament am
Donnerstag abstimmen. Aufgrund der Mehrheit von ÖVP und FPÖ gilt die
Zustimmung aber als sicher.

Die österreichischen Gewerkschaften hatten unter dem Motto "Für ein
besseres Leben" zur Demonstration aufgerufen. Neben Gewerkschaftern nahmen
auch prominente Sozialdemokraten wie Parteichef und Ex-Kanzler Christian
Kern und Wiens Bürgermeister Michael Ludwig teil. Die Reform des
Arbeitszeitgesetzes gilt als erster Schritt der geplanten sozialen Angriffe
von Kurz und Strache. Weiterhin sind tiefgreifende Reformen bei Rente,
Gesundheit und Bildung geplant.

Um den Widerstand dagegen zu unterdrücken, brachte die Regierung bereits
das sogenannte "Sicherheitspaket" auf den Weg. Unter Federführung des
ultra-rechten Innenministers Herbert Kickl (FPÖ) wird die Überwachung
massiv ausgeweitet. Das Ausspähen privater Computer wird ebenso legitimiert
wie der Aufbau von Bürgerwehren.

Ein weiterer fundamentaler Angriff auf demokratische Rechte war die
Schließung mehrerer Moscheen und die Ausweisung von Imamen und deren
Familien.

Weite Teile von Arbeitern und Jugendlichen sind nicht bereit, soziale
Errungenschaften aufzugeben und diese rechte Politik zu akzeptieren.
Mehrere Zehntausend hatten bereits im Januar gegen den rechten Kurs der
Regierung demonstriert. Zuvor hatte Innenminister Kickl gefordert,
Asylbewerber künftig "konzentriert" unterzubringen - und damit offen an die
"Konzentrationslager" der Nationalsozialisten angeknüpft.

Doch während die Regierungspolitik bei der Mehrheit der Bevölkerung auf
Ablehnung stößt, versuchen die Gewerkschaften diesen Widerstand in harmlose
Kanäle zu lenken. Im Grundsatz unterstützen sie die rechte Politik der
Regierung von Kurz und Strache.

Noch im Januar hatten sich der ÖGB und seine Teilgewerkschaften
ausdrücklich geweigert, den Protest gegen die Regierung zu unterstützen.
Tatsächlich gibt es innerhalb der österreichischen Gewerkschaften einen
nicht unbedeutenden Flügel, der die FPÖ-Politik unterstützt. "Auch in der
Arbeiterkammer und in den Gewerkschaften pflegt man Kontakte mit 
FPÖ-Funktionären", bemerkte das Nachrichtenmagazin Profil.

Dass der Protest am Samstag vor allem dazu diente, Dampf abzulassen und der
Regierung den Rücken frei zu halten, wurde von Regierungssprecher Peter
Launsky-Tieffenthal herausgestrichen. Er hob hervor, dass es gut sei, "dass
wir in einem Land leben, in dem es Meinungs- und Versammlungsfreiheit gibt
und in dem jeder von diesen Grundrechten Gebrauch machen kann".

Diese Aussage ist bemerkenswert, da am Sonntag und Montag mehrere
Chefredakteure in ihren Blättern Leitartikel veröffentlicht hatten, die
eindringlich vor Angriffen auf die Presse- und Meinungsfreiheit warnen.
Gerichtet war dies vor allem gegen Innenminister Herbert Kickl von der FPÖ,
der letzte Woche in einer ORF-Sendung investigative Journalisten frontal
angegriffen hatte.

Auch auf der Abschlusskundgebung wurde die Haltung der Gewerkschaften zur
Kurz-Regierung deutlich, als der Vorsitzende der Postgewerkschaft Helmut
Köstinger wohl eher unbedacht dazu aufrief, die unsoziale und ungerechte
Regierung "zu stürzen". Unmittelbar danach ergriffen mehrere ÖGB-Größen das
Wort, um sich von ihm zu distanzieren. ÖGB-Chef Wolfgang Katzian erklärte,
der ÖGB akzeptiere jede demokratisch gewählte Regierung. Davor hatte sich
schon ÖGB-Vize Norbert Schnedl gegen Köstinger gewandt und betont, er sei
nicht dafür da, die Regierung zu stürzen.

Auf der Demonstration thematisierte der ÖGB dann ausschließlich das
Arbeitszeitgesetz. Kein einziger Redner erwähnte die rigorose Abschottung
der Grenzen gegenüber Hilfesuchenden.

Wenige Tage zuvor hatte die Regierung demonstrativ eine Grenzschutzübung an
der Grenze zu Slowenien durchgeführt. Mehrere hundert Polizisten und
Soldaten übten die Abriegelung der Grenze gegen Flüchtlinge. Die Übung war
vor allem ein Signal an Deutschland. "Hintergründe sind die Debatte um
innereuropäische Grenzschließungen, ausgelöst von Deutschland, sowie
aktuelle Entwicklungen auf den Flüchtlingsrouten im Balkanraum", sagte
FPÖ-Chef Strache.

Nach der Einigung von CDU und CSU im Asylstreit Anfang der Woche bereitet
sich Österreich auf eigene nationale Maßnahmen zum Schutz seiner Grenzen
vor. Dies geht aus einer Erklärung von Bundeskanzler Kurz, Vizekanzler
Strache und Innenminister Kickl hervor.

Die Feindschaft gegen Flüchtlinge ist in den österreichischen
Gewerkschaften nicht neu. Bereits vor zwei Jahren hatte der ehemalige
ÖGB-Präsident Erich Foglar gegen die Zuwanderung gehetzt. "Die Kontrolle am
Arbeitsmarkt ist dadurch mehr oder weniger verlorengegangen", so Foglar
gegenüber der Presse. Zuvor hatte er sich dafür ausgesprochen, das
Verhältnis zur FPÖ neu zu "definieren" und die enge Zusammenarbeit zu
suchen.
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Dublin und die Schweiz

von Heiner Busch



Das Dublin-System regelt, welcher Staat für die Behandlung eines
Asylgesuchs zuständig ist. Innerhalb des Dublin-Raumes wird das Gesuch
von Asylsuchenden nur einmal geprüft. Seit fast zehn Jahren wendet die
Schweiz die Dublin-Verordnung an. Eine Bilanz.


Im Juni 1990 unterzeichneten die für Einwanderungs- und
Asylfragen zuständigen MinisterInnen der damals zwölf Staaten der
Europäischen Gemeinschaft das Dubliner Abkommen. In Sachen Asylpolitik
steht der Name der irischen Hauptstadt seitdem für folgende Regeln:
Erstens "one chance only"; Asylsuchende sollten im Dublin-Raum nur
noch ein Gesuch stellen können. Nachfolge- oder Parallel-Anträge in
verschiedenen Staaten galten nun als "Asylmissbrauch". Das "Asylum
shopping", der "Asyl-Wanderzirkus", müsse abgestellt werden, lauteten
die Parolen von BürokratInnen und PolitikerInnen. Zweitens: Von
Ausnahmen abgesehen, sollte das jeweilige Asylgesuch nun von
demjenigen Staat geprüft werden, den die Schutz suchende Person als
ersten betreten hatte. Alle anderen Dublin-Staaten konnten nun die
Fluchtgründe der Asylsuchenden ignorieren und sie in den "zuständigen"
Staat zurückschaffen.

2003 wurde das Abkommen in eine EU-Verordnung ("Dublin II")
umgewandelt. Parallel dazu wurde das Fingerabdruck-Informationssystem
Eurodac in Betrieb genommen, das zum elektronischen Rückgrat des
Dublin-Systems wurde. 2014 folgte eine überarbeitete Fassung der
Verordnung - "Dublin III" - und nun steht "Dublin IV" auf der
Tagesordnung der EU-Gremien.


Restasylland Schweiz?

Die offizielle Schweiz liebäugelte von Anfang an mit "Dublin" und mit
dem damit verknüpften Schengen-System. Bereits im Herbst 1990 setzte
der damalige Justiz- und Polizeiminister Arnold Koller (CVP) eine
"Expertenkommission Grenzpolizeiliche Personenkontrolle" unter Vorsitz
des rechtsbürgerlichen Waadtländer Nationalrats Jean-François Leuba
(FDP) ein, die davor warnte, dass die Schweiz ohne den Anschluss an
Dublin und Schengen zum "Restasylland" für in Europa abgelehnte
Geflüchtete werden könnte. Da ein Beitritt zunächst an die
EG/EU-Mitgliedschaft geknüpft und damit für die Schweiz nicht
möglich war, versuchte man es mit Annäherung.

Ab 1993 schloss die Schweiz Rückübernahmeabkommen mit den
Nachbarstaaten. Ab 2001, nun unter Kollers Nachfolgerin Ruth
Metzler (CVP), begannen schliesslich die Verhandlungen über eine
Assoziierung der Schweiz. 2005 stimmten die SchweizerInnen der
Schengen/Dublin-Assoziierung zu. Gewehrt hatten sich dagegen nur
einerseits die SVP, die gegen alles ist, was nach Europa riecht, und
andererseits ein paar linke und Menschenrechtsorganisationen, darunter
auch Solidarité sans frontières. Seit Dezember 2008 werden die
Dublin-Regelungen auch von der Schweiz angewendet.


Die finanziellen Einsparungen...

Die Schweiz feiert also demnächst ihr zehnjähriges Jubiläum als
Dublin-Staat. Glaubt man dem Bundesrat, dann hat sich die Assoziierung
gelohnt, zumindest finanziell. Im Februar veröffentlichte er - in
Erfüllung eines Postulats der SP-Fraktion - einen Bericht über "die
volkswirtschaftlichen und finanziellen Auswirkungen" der
Schengen/Dublin-Assoziierung der Schweiz. Der Kernsatz: "Aufgrund
ihrer geographischen Lage inmitten Europas profitiert die Schweiz
davon, dass sie mehr asylsuchende Personen an andere Dublin-Staaten
überstellen kann, als sie selbst übernehmen muss." Von 2009 bis Ende
2017 musste die Schweiz 5328 Asylsuchende übernehmen, aber insgesamt
28.195 konnte sie mit einem Kurzverfahren ohne Prüfung der Asylgründe
abfertigen und in andere Dublin-Staaten ausschaffen. 2016 erreichte
die Schweiz mit 3750 Überstellungen gar den dritten Platz unter den
europäischen Asylexportländern. Nur Schweden (5244) und Deutschland
(3968) verzeichneten mehr Dublin-Out-Transfers. Dublin beschert der
Schweiz also Ersparnisse, weil die Verfahren kürzer waren, weil Kosten
für Unterbringung und Sozialhilfe während der Dauer eines ordentlichen
Verfahrens wegfielen und auch kein Rappen für die Unterstützung nach
einer Anerkennung oder einer vorläufigen Aufnahme zu zahlen war.
Allein in den Jahren 2012 bis 2016 habe man durch Dublin insgesamt
1,37 Milliarden Franken im Asylbereich eingespart, errechnete der
Bundesrat - durchschnittlich also 274 Millionen pro Jahr.

Und das ist noch nicht alles, sagt der Bundesrat: Denn ohne Dublin
hätte sich die Schweiz nämlich auch mit den Nachfolgeanträgen von
Asylsuchenden abgeben müssen, die zuvor in anderen EU-Staaten
abgelehnt wurden. Sie wäre "Restasylland" geworden, wie das Leuba und
seine "Expertenkommission" Anfang der 90er Jahre vermuteten. Wie viel
man gespart hat, weil die Schweiz vor diesem Schicksal bewahrt wurde,
kann der Bundesrat nicht beziffern.


...und die menschlichen Kosten

Was in der Rechnung des Bundesrates fehlt, sind die menschlichen
Kosten. Denn die zahlt nicht die Schweiz, sondern zunächst jene
Menschen, deren man sich dank Dublin entledigt hat: Die zum Beispiel
wie die meisten nach Italien ausgeschafft wurden, wo sie zwar
möglicherweise als Flüchtlinge anerkannt worden sind, aber danach auf
der Strasse landeten, weil Italien Geflüchteten nach Abschluss des
Verfahrens keine Unterstützung und keine Unterkunft mehr bietet; oder
die in Bulgarien landeten, wo ihnen die Ausschaffung in die Türkei
droht; oder in Norwegen, das nur wenige Geflüchtete aus Afghanistan
anerkennt und das trotz des Krieges und der Unsicherheit Menschen in
dieses Land ausschafft...

Menschliche Kosten fielen aber nicht nur bei den 28 195 Personen an,
die tatsächlich in andere Dublin-Staaten ausgeschafft wurden:
Von 2009 bis 2017 hat die Schweiz in 97.940 Fällen sogenannte
Dublin-Out-Verfahren angestrengt. Das betraf ständig über ein Drittel
aller neu angekommenen Asylsuchenden, 2016 und 2017 sogar mehr als
die Hälfte. Insgesamt 60.622 erhielten in diesen neun Jahren einen
Dublin-Nichteintretensentscheid. Dass "nur" 28.195 Betroffene
tatsächlich "überstellt" wurden, lag nicht an der Grosszügigkeit der
Schweiz, sondern daran, dass beispielsweise Ausschaffungen nach
Griechenland wegen "systemischer Schwachstellen" des dortigen
Asylsystems seit 2011 nicht mehr möglich sind, dass das
Bundesverwaltungsgericht Ausschaffungen nach Ungarn blockierte, dass
der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte für Ausschaffungen von
verletzlichen Personen nach Italien zumindest einige Garantien bei den
Aufnahmebedingungen einforderte, und schliesslich auch daran, dass die
Behörden die Sechs-Monate-Frist für die "Überstellung" nicht einhalten
konnten.

Mit dem 2015 revidierten Asylgesetz und der "Neustrukturierung des
Asylbereichs" soll der Vollzug der Dublin-Überstellungen nun
effizienter werden. Zum einen ermöglicht es das Gesetz dem SEM,
finanziellen Druck auf jene Kantone auszuüben, die bei Ausschaffungen
zu "nachlässig" sind. Zum andern wird das Verfahren für "Dublin-Fälle"
ab dem kommenden Jahr ganz in den neuen Bundeszentren ablaufen
- abseits der Öffentlichkeit und der solidarischen Gruppen, die den
Betroffenen helfen könnten, über die Sechs-Monate-Frist zu kommen. Die
finanziellen Einsparungen für die Schweiz werden dann vielleicht noch
grösser. Asylexport lohnt sich, Menschlichkeit kostet.
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WILDCAT/037: Im wilden Westen Londons


Wildcat 101 - Winter 2018

Im wilden Westen Londons



Wir wohnen und arbeiten im westlichen Randgebiet Londons, dem
sogenannten western corridor, zwischen dem Flughafen Heathrow
und den zwei Autobahnen M4 und A40. Neben öden Vorstadtstraßen mit
überbelegten Reihenhäusern gibt es hier vor allem Logistik- und
Industrieparks. Rund um den Flughafen arbeiten 80.000 Leute, in den
Industriegebieten Southalls und Greenfords rund 4000 und in Park Royal
35.000. Wo in den 1960ern und 1970ern Helikopter, Autoteile und
Doppeldeckerbusse vernietet wurden, werden jetzt in erster Linie
Paletten umgeladen, Gemüse verpackt oder Fertigessen am Band
zusammengerührt. Über die Hälfte der in der Neun-Millionen-Stadt
London täglich konsumierten Nahrungsmittel geht durch den western
corridor. Rund 90 Prozent der Arbeiter hier sind MigrantInnen
erster oder zweiter Generation. Mit den Industrien veränderte sich
auch die Zusammensetzung der lokalen Arbeiterklasse. In den 1930ern,
als die ersten Tee-Fabriken, Chemieunternehmen und die großen Straßen-
und Eisenbahnbaustellen entstanden, hieß es, "Waliser, geht nach
Hause", da in erster Linie arbeitslose Bergarbeiter aus Wales zuzogen.
Ihnen folgten in den 1950ern ArbeiterInnen aus Irland. In den 1960ern
wurde Southall zum größten punjabischen Viertel außerhalb Indiens.
Heute treffen osteuropäische ArbeiterInnen sowohl auf eine
eingesessene indische Arbeiterschaft als auch auf ein aufgestiegenes
indisches Kleinbürgertum: Viele Bauunternehmer, Vermieter, Angestellte
bei Behörden, Ladenbesitzer, Lokalpolitiker oder untere Manager sind
indischer Abstammung. Zuweilen vermischt sich ein osteuropäischer
Rassismus und die Ignoranz der Neuankömmlinge, Sikhs mit langen Bärten
für Taliban-Sympathisanten zu halten, mit einer Ablehnung der "kleinen
Bosse" und Blutsauger.

Ein Großteil der KollegInnen lebt in der Nähe des Arbeitsplatzes in
unfreiwilligen Wohngemeinschaften, oft mehr als eine Person pro
Zimmer. Eine Einzimmerwohnung gibt es kaum unter 900 Pfund, ein
Doppelzimmer in einer geteilten Wohnung kostet um die 600 - bei einem
Mindestlohn von rund 1200 Pfund im Monat. Es ist kein Problem, Jobs zu
finden - aber schwierig, vom Arbeitslohn zu leben.

Geographisch und soziokulturell weit entfernt vom metropolitanen
Stadtleben hatten hier die Wahlen und die Corbyn-mania wenig
Bedeutung; die lokale Momentum-Gruppe besteht aus vier
RentnerInnen Großen Einfluss hatte jedoch das Brexit-Referendum und
die allgemeine Politik gegenüber ArbeitsmigrantInnen. Unsere polnische
Nachbarin, eine Busfahrerin, die seit neun Jahren in London lebt,
berichtete von vermehrten Drangsalierungen und Sprüchen. Rumänische
KollegInnen fragen sich, wann sie zurück müssen. Die Ausländerpolizei
macht laufend Razzien in den Fabriken, u. a. beim Sandwich-Hersteller
Greencore. In dieser Situation ist das Soli-Netzwerk unser
Finger am Puls. Aufgrund der Kürzungsmaßnahmen hat der Staat einiges
an sozialarbeiterischen oder karitativen Vermittlungsinstanzen
verloren, an die sich Leute in Not sonst wenden würden. Sobald wir
unsere Plakate in der Gegend aufhängen, rufen uns Leute an.
Anscheinend denkt zurzeit jeder Vermieter, Boss oder Behördenfuzzi,
migrantische ProletarierInnen seien Freiwild, das man abzocken kann,
ohne mit Konsequenzen rechnen zu müssen. Eine polnische Familie wurde
von ihrem Vermieter mit "Abschiebung" bedroht, nachdem sie durch
Kürzung ihres Wohngelds in Mietverzug geraten war. Eine punjabische
Kollegin wurde von einem Visa-Agenten, der ihr eine kurze
Computerausbildung und ein Arbeitsvisum mit Jobgarantie versprach, um
10.000 Pfund geprellt. Ein Küchenarbeiter aus dem Senegal wurde trotz
Nachweisen seines Arztes wegen unerlaubter Abwesenheit gefeuert. Einem
Bararbeiter aus Ungarn und einem Bauarbeiter aus Kamerun wurde der
Lohn nicht bezahlt. Das sind einige von Dutzenden von Fällen.

Meistens reicht ein wenig Druck aus, um die Bosse zum Einlenken zu
bewegen. Wichtiger ist uns aber, dass wir mit den ArbeiterInnen in
Kontakt bleiben und durch sie neue Leute kennenlernen. Den Sohn eines
sudanesischen Kollegen, dem wir bei einem unfairen Bußgeldbescheid
geholfen hatten, trafen wir dann in einem der zentralen Warenlager der
Gegend, in dem wir Kontakte suchten. Wir hoffen, dass mit der Zeit ein
sichtbares Netzwerk von (migrantischen) ArbeiterInnen entsteht, das es
mit den Bossen aufnehmen kann.

Dabei müssen wir uns auch mit anderen - religiösen oder nationalen -
Netzwerken auseinandersetzen. In proletarischen Vierteln wie Southall
spielen Moscheen oder Tempel eine wichtige Rolle in der alltäglichen
materiellen und ideologischen Reproduktion der lokalen Klasse, und das
über ihre unmittelbare Klientel hinaus. Viele arbeitslos gewordene
osteuropäische ArbeiterInnen gehen zum Beispiel zu Sikh-Tempeln, um
dort Essen zu bekommen. Nach dem Grenfell-Brandunglück war Muslim
Aid die erste karitative Organisation, die Opfer unterstützte,
während der Staat sich tagelang nicht blicken ließ. Diese community
organisations spielen eine zwiespältige Rolle, die bearded
broz (bärtige Brüder), eine Organisation aufstrebender
muslimischer Männer, organisierten z. B. während des
MüllarbeiterInnenstreiks in Birmingham im Herbst 2017 ihre eigene
lokale Müllabfuhr. Mit dem Argument, der Streik würde die ärmeren
(pakistanischen) Viertel am härtesten treffen, unterliefen sie
praktisch - wenn auch nur in kleinem Ausmaß - eine der wichtigsten
Auseinandersetzungen im Öffentlichen Dienst. Polnische
NationalistInnen und Hooligan-Organisationen hatten in Reaktion auf
Medienhetze gegen osteuropäische ArbeiterInnen zu Demos oder sogar zum
"Polen-Streik" aufgerufen (was sie letztlich zu einem Aufruf zur
Blutspende zurückschraubten). Sie betonten, polnische ArbeiterInnen
seien die beste Arbeitskraft für die britische Wirtschaft. Ein anderer
Versuch, einen "MigrantInnen-Streik" zu organisieren ("one day
without us"), blieb zumindest in unseren Gefilden eine
Online-Luftnummer mit einer zentralen Kundgebung im Regierungsviertel.
Seitdem sind es vor allem besser situierte Westeuropäer, die zusammen
mit liberal eingestellten BritInnen Demos für den Verbleib in der EU
organisieren.

Gewerkschaften im Betrieb

2016 hatten die Gewerkschaften 6,2 Millionen Mitglieder, weniger als
die Hälfte im Vergleich zu den 13 Millionen im Jahr 1979,Tendenz
weiter fallend. Weiter oben haben wir scheinheilige Politiker
kritisiert, die sich fragen,warum trotz niedriger Arbeitslosenrate
kein Lohndruck von unten entsteht. Unserer lokalen Erfahrung nach
gehören auch die Gewerkschaften dazu. In vielen der größeren Betriebe
gibt es gewerkschaftliche Vertretungen. Auch wenn wir versuchen, eine
unabhängige Struktur aufzubauen, treten wir der Gewerkschaft im
Betrieb bei, in erster Linie auf der Suche nach Orten des Austauschs.
Nach rund vier Jahren und Mitgliedschaft in drei, vier
unterschiedlichen Gewerkschaften in verschiedenen Betrieben haben wir
bisher kaum von Gewerkschaftstreffen mitbekommen - und bei den wenigen
Treffen, an denen wir teilnahmen, kamen kaum ArbeiterInnen zu Wort.
Meistens halfen die Gewerkschaften eher, die miesen Bedingungen zu
verwalten. Dabei spielt Migration eine Rolle, eine größere Rolle die
Trennung in Festangestellte und ZeitarbeiterInnen. Während rund 25
Prozent aller Festangestellten einen Gewerkschaftsausweis haben, sind
es unter den ZeitarbeiterInnen und anderen prekär Beschäftigten nur 13
Prozent. Nur 16 Prozent aller ausländischen ArbeiterInnen sind
gewerkschaftlich organisiert. Das hängt auch mit der Frage ihrer
Verweildauer zusammen. 2016 haben rund 339.000 Leute die Insel
verlassen; im Vergleich dazu sind 588.000 neu zugezogen. Die
Gesamtmobilität ist deutlich höher, als die Nettozuwanderung
suggeriert. Bei einer Umfrage von 2015 antworteten 40 Prozent aller
befragten MigrantInnen, dass sie nur ein bis zwei Jahre in
Großbritannien bleiben wollen. Laut Statistiken der
Sozialversicherungsbehörde sind im Zeitraum 2010 bis 2014 rund ein
Drittel aller EU-MigrantInnen weniger als ein Jahr in Großbritannien
geblieben.

Diese kurzen Verweildauern stellen sicherlich ein Problem für
traditionelle Gewerkschaften dar. Wenn MigrantInnen die Kohle für die
Reise und die ersten Schritte im Ankunftsland ausgeliehen haben und
deshalb anfänglich auch beschissene Bedingungen hinnehmen, stellt das
ganz materiell eine Herausforderung für die allgemeine Frage von
ArbeiterInnenmacht dar.

* GMB-Gewerkschaft, Amey, Straßenreinigung und Müllabfuhr

Im Westlondoner Stadtbezirk Ealing hat die lokale
Labour-Stadtverwaltung die Müllabfuhr und Straßenreinigung an den
Dienstleistungsriesen Amey ausgelagert. Die meisten saisonalen und neu
eingestellten Arbeiterinnen sind mit Null-Stunden-Verträgen über eine
Leihfirma beschäftigt. Im Großraum London schwanken die Löhne von
StraßenreinigerInnen stark, 2015 lagen sie bei 6,70 Pfund in Ealing
und 9,25 Pfund in Camden.

Ende 2015 kündigte die Stadt Ealing die Einführung von Mülltonnen an -
zuvor wurden die Mülltüten direkt vor der Haustür abgeholt. Diese
Maßnahme sollte die Anzahl an benötigten Müllabfuhr-LKWs um zwölf
reduzieren und gleichzeitig die Straßen sauberer halten, was einige
StraßenreinigerInnen überflüssig machen würde. Stadtverwaltung und
Management kündigten die geplante Entlassung von 80 Festangestellten
an. Das Depot-Management ließ dies durch den
GMB-Gewerkschaftsvertreter auf einer Betriebsversammlung verkünden, zu
der die ZeitarbeiterInnen nicht eingeladen wurden. Der
Gewerkschaftsvertreter begann seine Rede mit der Klage, dass Amey
in Ealing jährlich acht Millionen Pfund Miese macht. Danach
berichtete er, dass er bereits eine Liste von 50 KollegInnen hat, die
gerne das Entlassungsgeld in Anspruch nehmen würden. Um Arbeitsplätze
zu sichern, schlage er den anderen Arbeiterinnen vor, sich auf
flexiblere Arbeit einzustellen, d. h. manchmal für die Müllabfuhr und
manchmal als Straßenreiniger zu arbeiten. Der Umstrukturierung wurde
nichts entgegengesetzt. Im Herbst 2017 erzählten uns
Amey-KollegInnen, dass die Gesamtzahl an ArbeiterInnen von 240
auf 130 reduziert wurde und die Arbeitsbelastung pro Team enorm
angestiegen ist.

* Gewerkschaft USDAW (Einzelhandel und Vertrieb), Wincanton,
Spirituosenlager für Waitrose Supermarkt

Im Lager des Logistik-Unternehmens Wincanton, direkt neben der
U-Bahn-Station Greenford, werden Spirituosen für die Supermarktkette
Waitrose verteilt. Rund 40 Prozent der LagerarbeiterInnen sind
bei der Zeitarbeitsfirma Templine zum Mindestlohn angestellt.
Weitere 30 Prozent haben Neuverträge und bekommen kaum mehr als die
LeiharbeiterInnen. Im Frühjahr 2014 kündigte der Templine-Boss an, den
Überstundenzuschlag zu streichen, was zu größerer Unruhe unter den
vornehmlich polnischen ArbeiterInnen führte. Es gab Flugblätter und
kleinere Versammlungen. ArbeiterInnen weigerten sich, Überstunden zu
arbeiten, und wandten sich an die Wincanton-KollegInnen mit
Neuverträgen, die ebenfalls sauer waren, dass sie mit sieben Pfund die
Stunde rund zwei Pfund weniger als ihre älteren
Wincanton-Kollegen verdienten. Das Templine-Management
reagierte mit der Erklärung, die Streichung des Zuschlags werde um
einen Monat verschoben. Templine-KollegInnen kontaktierten auch den
Gewerkschaftsvertreter der USDAW der ihnen antwortete: "Überlasst die
Überstunden den Festangestellten, dann muss das Unternehmen richtig
blechen". Während des inoffiziellen Überstundenstreiks hatten er und
seine festangestellten älteren KollegInnen 16-Stunden-Doppelschichten
gearbeitet.

* Gewerkschaft Unite, Wincanton, Sainsbury's Supermarktlager

Auch dieses Warenlager direkt neben dem Waitrose-Lager wird von
Wincanton betrieben, es hat aber eine andere Gewerkschaft. Im
Kühllager arbeiten rund 120 ArbeiterInnen, mehr als die Hälfte mit
Templine-Verträgen. Die meisten von ihnen sind frisch
angekommene Kids aus Polen und Rumänien, aber auch Leute aus Somalia
und Afghanistan. Sie verdienen den Mindestlohn und damit rund 30
Prozent weniger als die Festangestellten, die vornehmlich länger
ansässige MigrantInnen aus Nepal und Litauen sowie einige britische
(oft zweite Generation aus afro-karibischem oder indischem Elternhaus)
ArbeiterInnen sind. Das Regime ist übel: Es gibt keine garantierten
Schichten, und die pick rate wird permanent kontrolliert. Die
individuelle fick rate kann man auf Monitoren im Lager
einsehen, sie wird am nächsten Tag im Versammlungsraum ausgehängt und
man bekommt gegebenenfalls am nächsten Morgen eine Erinnerungs-SMS
aufs Handy: "Gestern war Ihre pick rate geringer als die
geforderten 90 Prozent." Leute im unteren Drittel der
Pick-rate-Hackordnung bekommen weniger Schichten. Da es ständig
ein Überangebot an ArbeiterInnen gibt, muss man sich anstrengen, um an
seine Schichten zu kommen. Zwei GenossInnen, die im Lager arbeiteten,
traten der Gewerkschaft Unite bei und waren damit die einzigen
LeiharbeiterInnen in der Gewerkschaft. Unite hat ein Schwarzes
Brett, dort sind aber nur das letzte Lohnabkommen von 2,5 Prozent und
die individuellen Sprechstundenzeiten ausgehängt. Die Gewerkschaft
zeigte kein Interesse an den neuen Leiharbeits-Mitgliedern. Ihre
Vertreter reagierten ablehnend, als es zu einer Reihe von Treffen und
Flugblatt-Aktionen unter den LeiharbeiterInnen kam, die sich auch
direkt an die Festangestellten richteten ("Wir bekommen nur 70 Prozent
eures Lohns, aber müssen härter dafür arbeiten. Unterstützt uns beim
Langsamarbeiten, ansonsten benutzt uns die Unternehmensleitung, um
eure Bedingungen zu untergraben").

* Gewerkschaft USDAW Tesco Warenlager

Tesco ist mit rund 350.000 Beschäftigten die größte
Supermarktkette in Großbritannien. Es gibt ein Partnerschaftsabkommen
mit der Gewerkschaft USDAW, das Tesco u. a. das Recht einräumt, von
Arbeitern gewählte VertreterInnen nicht anzuerkennen. Tesco hat den
höchsten gewerkschaftlichen Organisierungsgrad im Einzelhandel, Löhne
für die ArbeiterInnen in den Läden liegen bei rund 7,80 Pfund die
Stunde, Lidl zahlt 9,45 Pfund die Stunde - ohne Gewerkschaft.
In den letzten Jahren hat USDAW Tesco geholfen, Überstunden und
Wochenendzuschläge massiv zu streichen und die Arbeitszeit zu
flexibilisieren (es gibt nur garantierte Teilzeitverträge plus
Überstunden). Im Großlager in Greenford arbeiten rund 1400 Leute,
davon 600 LieferfahrerInnen Diese bekommen zurzeit 8,69 Pfund die
Stunde, was im Vergleich rund 20 Prozent weniger ist als der Lohn
anderer FahrerInnen Bei Tesco bekam man weniger, aber man musste auch
tendenziell weniger arbeiten. Anfang des Jahres wurde das Programm
bumblebee eingeführt, was die durchschnittliche Anzahl an
Lieferungen pro Stunde von drei auf vier anhob. Es gibt keinerlei
Versuch der Gewerkschaft, wenigstens mal die ArbeiterInnen zu fragen,
was sie von diesem neuen Programm halten.

* Gewerkschaft GMB, Nahungsmittelfabrik Bakkavor

Bakkavor ist ein multinationaler Konzern der
Nahrungsmittelbranche, dessen Besitzer tief in die isländische
Finanzblase eingebunden waren. In Großbritannien liefert Bakkavor
Fertigessen an die großen Supermarktketten. In unserer Gegend betreibt
die Firma vier Großfabriken und ein Warenlager mit insgesamt rund 4000
ArbeiterInnen. Im Winter 2017 gab es in Südengland eine in den Medien
beklagte Humus-Krise, als Bakkavor die Kichererbsenverarbeitung in
einer der West-Londoner Fabriken wegen "technischen Versagens" für
zwei Tage einstellen und ihre Produkte zurückrufen musste. Die meisten
Festangestellten in den Fabriken sind Frauen aus Gujarat oder anderen
südasiatischen Regionen, viele von ihnen arbeiten schon 10 oder 20
Jahre für Bakkavor. Unteres und mittleres Management speist sich aus
vornehmlich männlichen Angestellten derselben Regionen. Die
Englischkenntnisse der Frauen sind meist rudimentär. Überstunden sind
gerade unter den Männern gefragt, u. a. auch wegen der
Jahreseinkommensschwelle für Familienzuzug. Rund 30 Prozent der
Gesamtproduktion hängt von Überstunden ab. Zudem werden
ZeitarbeiterInnen beschäftigt, die vor allem aus Osteuropa kommen.
Mangelnde Sprachkenntnisse werden oft sowohl von indischen als auch
von osteuropäischen Kolleginnen als Unfreundlichkeit empfunden, was
durch den enormen Arbeitsdruck und Mobbing durch Vorgesetzte
verschärft wird.

Nach einigen Demonstrationen wurde die GMB Ende der 1990er vom
Unternehmen in allen West-Londoner Fabriken anerkannt. In einem
"Frauenbetrieb" sind die meisten Gewerkschaftsvertreter männlich und
Teil des unteren Managements. Die meisten ArbeiterInnen halten die GMB
für korrupt, zahlen aber Mitgliedsbeiträge. Vor dem Brexit-Referendum
brachten GMB und Bakkavor-Management ein gemeinsames Flugblatt heraus,
in dem sie Arbeiterinnen dazu aufriefen, für den Verbleib in der EU zu
stimmen. Der freie Zugang zu den EU-Märkten und der freie Zuzug von
Arbeitskräften seien aus unternehmerischer Perspektive
überlebenswichtig. Die meisten ArbeiterInnen mit britischer
Staatsbürgerschaft werden indischen Migrationshintergrund haben, sie
erleben den "freien Zuzug" von Arbeitskräften in erster Linie in der
Form von LeiharbeiterInnen Kurz nach dem Referendum verlor Bakkavor
den Kartoffelpüreevertrag mit Tesco, die GMB stimmte Entlassungen und
verlängerten Schichten zu, gleichzeitig stieg die Anzahl an
LeiharbeiterInnen trotz (bzw. wegen) der Entlassungen an.

Wie alle Gewerkschaften rief GMB ihre Mitglieder per Briefpost dazu
auf, für Labour zu stimmen. Ende 2016 verteilten
GMB-Organizer Flugblätter unter Bakkavor-ArbeiterInnen, in
denen sie versprachen, sich für die Labour-Forderung nach zehn
Pfund Stundenlohn einzusetzen. Kurz danach liefen bei Bakkavor die
regulären Lohnverhandlungen an; die ArbeiterInnen erfuhren von der GMB
kaum etwas über deren Fortgang. Erst im Juli 2017 stellten GMB und die
Bakkavor-Leitung ihr Lohnabkommen in zehn unterschiedlichen
Übersetzungen vor und rieten den GMB-Mitgliedern, es durch Abstimmung
anzuerkennen. Damit verbunden war die Einführung von neuen und
eindeutig sexistischen Lohngruppen. Die Arbeit an den Fließbändern, wo
die meisten Frauen arbeiten und u. a. Samosa und andere Teigwaren
falten, wird als unqualifiziert eingestuft, die Entladung von Paletten
als angelernt, was in der Fabrik eher ein "Männerjob" ist. Den Frauen
wurde 15 Pence pro Stunde Lohnerhöhung angeboten, was ihren Lohn nach
20 Jahren Betriebszugehörigkeit und über einem Jahrzehnt in der
Gewerkschaft auf 7,65 Pfund pro Stunde anheben würde - der aktuelle
Mindestlohn ist 7,50 Pfund. Die angelernten Lohngruppen - quantitativ
eine Minderheit - sollten 8,30 Pfund pro Stunde bekommen. Von den
LeiharbeiterInnen war keine Rede.

Den unmittelbaren Reaktionen nach zu urteilen waren fast alle
ArbeiterInnen unzufrieden mit dem Abkommen. Seit vier Jahren haben wir
unsere Zeitung und Flugblätter zu verschiedenen Themen bei Bakkavor
verteilt; nun riefen wir zu Treffen und einem Überstundenboykott auf.
Damit ernteten wir lediglich verbale Unterstützung. KollegInnen unter
den Staplerfahrern und Reinigungskräften (in erster Linie Männer aus
dem Sudan oder Sri Lanka, die als ungelernt eingestuft sind)
organisierten ihre eigenen informellen Treffen - dachten aber vor
allem darüber nach, wie sie ihre Gruppe in der Hierarchie
besserstellen könnten. Bei der Abstimmung wurde eine untere
Gewerkschaftsvertreterin von oben angehalten, hinter den Namen aller
Mitglieder, die gegen das Abkommen stimmten, einen Haken zu machen.
Auch wurde Frauen von den Gewerkschaftshäuptlingen ihrer Sprachgruppe
erklärt, dass es bei der Abstimmung in erster Linie um den Rückhalt
für die GMB ginge und nicht um den Lohn, und haben ihnen die
Abstimmung wortwörtlich aus der Hand genommen. Auf schriftliche Klagen
über diese "Unregelmäßigkeiten", eingereicht beim Regionalbüro der
GMB, kamen nur ausweichende Antworten. Offiziell hatten dann 62
Prozent der GMB-Mitglieder für das Abkommen gestimmt.

Kurz danach gab es viele individuelle und zum Teil Gruppenbeschwerden
von Arbeiterinnen gegen ihre Einstufung. Während das Management
versuchte, diese Beschwerden hinter verschlossenen Türen oft ohne
Gewerkschaftsvertretung zu entschärfen, reagierte die GMB offensiver.
Sie stellte einen neuen Bakkavor-Organizer ab, der Treffen für
jede Fabrik einberief. Mick Dooley ist ein bekannter Linker und
ehemaliger Bauarbeiter, der auf eine der berüchtigten Schwarzen Listen
der Bauindustrie geraten war und nun hauptberuflich für die GMB
arbeitet. Zu einem der Treffen kamen rund 60 von insgesamt 600
ArbeiterInnen Dooley erklärte, dass er selbst das Lohnabkommen
beschissen findet und dagegen gestimmt hätte. Er riet den
ArbeiterInnen, in Bezug auf Eingruppierungen individuelle Beschwerden
zusammen mit ihren gewerkschaftlichen VertreterInnen einzureichen.
Individuelle Beschwerden würden durch größere Anzahl im Vergleich zu
kollektiven Beschwerden mehr Druck auf die Geschäftsleitung ausüben.
Als Vollzeit-Gewerkschafter und jemand, der Schwierigkeiten hat, in
der Muttersprache der Arbeiterinnen zu kommunizieren, ist Dooley von
"kämpferischen" oder zumindest zuverlässigen Gewerkschaftsvertretern
abhängig. Er will keine (chaotischen) Massenversammlungen, sondern
einen Kern von gestandenen Gewerkschaftern, die Einfluss auf die
Arbeiterinnen haben. Aber vielleicht brauchen wir genau größere
Versammlungen, wo ArbeiterInnen frei reden können wir sollten die
Unordnung unter dem Himmel nicht fürchten, die da ausbrechen könnte.

* Mittelständischer Betrieb, während des Brexit-Referendums

In unserer Abteilung arbeiten rund ein Dutzend Migrantinnen der ersten
oder zweiten Generation. Alle KollegInnen, die aufgrund ihres
Aufenthaltsstatus am Referendum teilnehmen durften, stimmten für
Brexit. Nur einer von denen sagte, er sei gegen die EU,weil "all die
Ausländer hierherkommen können, um Sozialhilfe zu ziehen" - sein Vater
kam in den 1970ern als Flüchtling indischer Abstammung aus Uganda und
seine Freundin ist aus Litauen und arbeitet in der Abteilung nebenan.
Alle anderen meinten, ihre Nein-Stimme sei ein "Mittelfinger an die
Elite", denn "Remain means remaining the same". Die KollegInnen
bekamen ihre Bestätigung am Tag nach der Abstimmung, als der
Fabrik-Leiter in die Abteilung kam und darüber jammerte, dass die
Einfuhr von Teilen aus China jetzt sehr viel teurer würde und der
Zugang zum europäischen Markt schwieriger. Der Kollege aus Ungarn, der
nach zwölf Jahren Aufenthalt die britische Staatsbürgerschaft bekommen
hatte, trug auf Arbeit regelmäßig ein T-Shirt mit der Aufschrift
"Love Europe - Leave the EU". Ihm ging es in erster Linie um
die Flüchtlinge aus Syrien und anderen Kriegsgebieten, die jetzt nach
Ungarn kommen und "die nationale Sicherheit gefährden". Wir machten
Witze, dass er ja selbst ein Flüchtling ist, und die KollegInnen aus
Algerien und dem Libanon gaben ihm Aufklärungsunterricht aus erster
Hand zu "Fluchtursachen". Unterstützung für seine antimuslimische
Haltung bekam er vom Sohn des Gujarati-Flüchtlings aus Uganda, der
zwar über die regelmäßigen Tempelbesuche des anderen indischen
Kollegen Witze macht und sich selbst in erster Linie über Black
Culture ("this music is whitey-shit", "the police are racist Pigs")
definiert, aber als Sohn von Hindus der unberührbaren Chamar-Kaste
mit Islamophobie aufgezogen wurde. Die Beiträge des irischen Kollegen,
der gegen die britische Elite für den Brexit gestimmt hat, sich aber
Sorgen um die Auswirkungen auf den Friedensprozess in Nordirland
macht, gaben nochmal eine andere Perspektive auf die Frage von Nation,
Religion und Terrorismus. Am Ende einigten wir uns alle darauf, dass
"das System am Ende ist", wobei "das System" für den Kollegen mit
pakistanischem Migrationshintergrund und Corbyn-Enthusiasmus in erster
Linie eine zionistische Verschwörung ist, der IS ein Konstrukt zur
Repression aller Muslime und der faschistische Mord an der
Labour-Abgeordneten Jo Cox kurz vor dem Brexit-Referendum eine
vom Geheimdienst arrangierte Hinrichtung. Unsere Diskussionen drehten
sich wortwörtlich um Gott und die Welt, zum Schluss fanden wir uns
alle unter billigem Neonlicht in einer zugigen Fabrikhalle wieder, wo
sie uns kaum mehr als den Mindestlohn zahlen, um aus chinesischen
Kleinteilen schlechte 3D-Drucker zusammenzubauen, die niemand kaufen
will.

Wir organisierten Versammlungen mit insgesamt 40 Arbeiterinnen in
einem somalischen community centre und luden kolumbianische
Reinigungskräfte aus dem Stadtzentrum ein, die gerade einen Streik
gegen ihren Boss gewonnen hatten. Nach langer Zeit lag endlich mal
wieder etwas in der Luft. Es ging um Ausbeutung, Drangsalierungen und
die Frage, wer hier alles sauber und am Laufen hält. Wir brauchen
Willen zur Organisation und den Mut, weiter am Lack des Alltags zu
kratzen, anstatt auf die politische Bühne zu schielen.

Was tun?

Die Gewerkschaftsspitzen unterstützen das national-sozialdemokratische
Programm, was weiterer Zuwanderung ablehnend gegenübersteht. Auf
Betriebsebene sind die gewerkschaftlichen Strukturen nicht dazu
geschaffen, den migrantischen ArbeiterInnen mehr Selbstvertrauen zu
geben und vielleicht auch ein, zwei Dinge von ihnen zu lernen. Die
Gewerkschaft klammert sich eher an die Anerkennung durch Managements
und Kernbelegschaft und verkauft dadurch de facto breite
Segmente der Arbeitskraft sehr billig.

Es gibt einige hoffnungsvolle Erfahrungen von basisgewerkschaftlichen
Organisierungsversuchen unter migrantischen ArbeiterInnen, vor allem
im Reinigungssektor. Diese waren aber nur dann erfolgreich, wenn
erstens eine größere Anzahl von politisierten lateinamerikanischen
ArbeiterInnen mitgemacht hat und zweitens die ArbeiterInnen Gebäude
von Institutionen reinigen, die ihren guten Ruf nicht verlieren
wollen, z. B. international berühmte Universitäten oder Museen. Anders
als in Italien kommen LogistikarbeiterInnen hier nicht mit dem
"Arabischen Frühling" im Rücken an, sondern dem Schnee- und
Regenwetter des Ausverkaufs durch Solidarnosc in Polen.

In dieser Situation müssen wir neue Sachen ausprobieren. Um die
IWW bekanntzumachen, verteilten wir im November vor einer
Sandwich-Fabrik Flugis. Wir kannten dort nur einen Typen aus der
Reinigungsabteilung. Die Arbeiterinnen - vor allem Frauen aus Indien
und Litauen -überraschten uns: "Ja, wir wollen es mit dem Unternehmen
aufnehmen, sie behandeln uns wie Sklaven, lassen uns bis zu 14 Stunden
schuften. Wir haben schon einiges versucht: einen Beschwerdebrief
haben 120 Arbeiterinnen aller Nationen und Verträge unterschrieben;
letzte Woche haben zwei Bänder geschlossen die Arbeit niedergelegt; zu
zwanzigst sind wir wegen schlechter Arbeitsklamotten ins Büro vom
großen Chef, die Mechaniker haben ihren eigenen Beschwerdebrief
geschrieben."

Die Linke muss erst ihren Glauben an die Allmacht einer
Labour-Regierung verlieren und mit dem liberalen
Multikulturalismus brechen, der AusländerInnen in erster Linie als
gute Opfer darstellt. Eine Klassenposition müssen wir praktisch
aufbauen und politisch durchsetzen. Im Zuge der materiellen
Unterstützung der täglichen Kämpfe der ArbeiterInnen entstehen
Strukturen, in denen wir gemeinsam mit ihnen zusammen Branchen-,
sprachliche und andere Barrieren überwinden können.


Anmerkungen

GMB: General, Municipal. Boilermakers and Allied Trade Union


https://en.wikipedia.org/wiki/GMB_(trade_union) 

Organisiert in erster Linie HandarbeiterInnen in Industrie und in Kommunen, z. B. bei der
Müllabfuhr. Hat rund 620.000 Mitglieder.

Unite the Union: Größte Gewerkschaft in Großbritannien.
entstand durch Fusion von Amicus (Industrie und
Dienstleistungen) und T&G (Transport). Gilt als Hauptstütze der
Labour Party. Hat rund 1,4 Millionen Mitglieder.

https://en.wikipedia.org/wiki/Unite_the_Union

USDAW: Union of Shop, Distributive and Allied Workers.
Organisiert in erster Linie ArbeiterInnen im Einzelhandel, aber auch
in einigen Logistikunternehmen. Hat rund 430.000 Mitglieder.

https://en.wikipedia.org/wiki/Union_of_Shop_Distributive_and_Allied_Workers

www.angryworkersworld.wordpress.com

www.workerswildwest.wordpress.com
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HÖRSPIEL/1779: 1LIVE - "School Shooter" von Thorsten Nesch, 5.7.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

School Shooter

Von Thorsten Nesch

Mit Laura Meire, Patrick Mölleken,

Luca Kämmer, Marlon Kittel u.v.a.

Regie: Annette Kurth

Produktion: WDR 2012

1LIVE Krimi

Donnerstag, 05.07.2018, 23.00 - 24.00 Uhr, 1LIVE



Sechs Schüler verstecken sich vor einem Amokläufer in der
Schulbibliothek. Alle haben Angst, dass der Täter sie in dem Raum
findet. Der Akku des einzig verfügbaren Handys ist für ein Video von
der Tat draufgegangen.

Die Jungen und Mädchen verbarrikadieren sich hinter der Tür und warten
auf das Eintreffen der Polizei. Doch die kommt und kommt nicht, im
Gebäude herrscht gespenstische Ruhe. Was ist da los? Ist der Täter
noch im Gebäude? Ein Junge wird als Späher ausgeschickt, kann jedoch
nichts herausfinden. Irgendwann ist eine Explosion zu hören - hatte
der Täter einen Sprengsatz? Und was, wenn er das Gebäude in Brand
steckt? Als die Situation immer angespannter wird, treten Konflikte
und Probleme offen zutage. Ist der Täter am Ende mitten unter ihnen?

Redaktion: Natalie Szallies

Das Hörspiel steht nach der Sendung befristet zum Download zur
Verfügung.
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MELDUNG/1722: Deutschlandfunk Kultur - Zehn Jahre Ozeaneum in Stralsund, 5.7.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Publikumsmagnet im Nordosten

Zehn Jahre Ozeaneum in Stralsund

Von André Hatting

Länderreport

Donnerstag, 5. Juli 2018, 13.05 - 14.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Im Juli 2008 wurde das Ozeaneum in Stralsund eröffnet. Inzwischen
haben weit über sechs Millionen Menschen das hochmoderne
Naturkundemuseum mit dem Schwerpunkt nördliche Meere besucht. 2010
wurde das Ozeaneum als Europäisches Museum des Jahres ausgezeichnet.
Längst ist der Gebäudekomplex, der das Museum beherbergt, zu einem
Wahrzeichen der Hansestadt Stralsund geworden.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 26. Juni 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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MUSIK/2608: Deutschlandfunk - Porträt des französischen Pianisten Bruno Angelini, 5.7.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Vier suchen das Weite

Porträt des französischen Pianisten Bruno Angelini

JazzFacts

Donnerstag, 5. Juli 2018, 21.05 - 22.00 Uhr, Deutschlandfunk



Erst mit Anfang 20 habe er sich für den Weg des Jazzmusikers
entschieden. Noch heute, sagt Bruno Angelini, könne er sein Glück kaum
fassen, kein Ingenieur geworden zu sein. In Marseille war die Liebe
zum Klavierspiel entflammt. Ein Sepharde aus Marokko machte den jungen
Angelini mit der Klassik vertraut. Die Inspiration durch französische
Jazzpianisten wie Michel Graillier, die Lehrjahre bei Kenny Wheeler
sowie das Studium von Wayne-Shorter-Kompositionen prägten Angelini,
der als Jazzpianist in Paris lebt.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 26. Juni 2018
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Internet: http://www.deutschlandradio.de
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KURSUS/1781: Hanau - Senioren-PC-Kurs "EXCEL für Einsteiger" vom 24.7.-14.8.2018


Senioren-PC-Kurs EXCEL für Einsteiger



Das Seniorenbüro Hanau bietet dienstags vom 24.07. - 14.08.2018 um 10
Uhr einen Excel Kurs für Einsteiger an. Er umfasst vier Einheiten von
je zwei Stunden. Die ehrenamtliche Mitarbeiterin Isabelle Matuschek
führt in die Nutzung von EXCEL ein und zeigt die Grundfunktionen der
Tabellenerstellung und Rechenmöglichkeiten. Diese können später in
einem Folgekurs vertieft werden. Grundkenntnisse in der Bedienung des
PCs sind erforderlich.

Kursort ist das Seniorenbüro Hanau, Raum 106, 1. OG, Steinheimer
Straße 1, 63450 Hanau. Der Kurs kann mit sechs Teilnehmenden belegt
werden. Die Gebühr beträgt 20 Euro. Anmeldung bitte telefonisch bei
Inge Gach, Tel. 66 820 41.

Das Programm EXCEL dient dazu Listen zu erstellen, nach Inhalten in
den Listen zu suchen und/oder sie nach verschiedenen Gesichtspunkten
zu sortieren oder zu filtern. Beispiele hierfür sind die Verwaltung
einer Bibliothek oder eines Musikarchivs.

Darüber hinaus kann man mit EXCEL Kostenaufstellungen erfassen und
verwalten sowie unterschiedliche Darstellungen der Kosten in Gruppen
und/oder Diagrammen erstellen. Die üblicherweise auf einem
Taschenrechner durchgeführten Berechnungen werden in EXCEL einmal
definiert, und können immer wieder verwendet werden. Beispiele sind
Übersichten über Urlaubs- oder Haushaltskosten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 28. Juni 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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ARBEITSMEDIZIN/464: Gesundheitsschädliche Arbeitsstoffe - neue Liste zur Maximalen Arbeitsplatz-Konzentration (idw)


Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) - 02.07.2018

Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz: DFG-Senatskommission legt 54. MAK- und BAT-Werte-Liste vor

Übergabe an Bundesarbeitsminister durch DFG / 95 Änderungen und
Neuaufnahmen / Neuer MAK-Wert für Polytetrafluorethen / Liste jetzt auch
auf Spanisch verfügbar



Die Ständige Senatskommission zur Prüfung gesundheitsschädlicher
Arbeitsstoffe der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) hat die MAK- und
BAT-Werte-Liste 2018 vorgelegt. Die Liste wurde jetzt an den
Bundesminister für Arbeit und Soziales übergeben; sie enthält 95
Änderungen und Neuaufnahmen und ist in gedruckter Form wie auch digital im
Open Access verfügbar. Sie ist Teil der wissenschaftlichen
Politikberatung, die sich die DFG in ihrer Satzung selbst zur Aufgabe
gemacht hat.

In der aktuellen Liste legte die Kommission eine neue Maximale
Arbeitsplatz-Konzentration (MAK-Wert) für Polytetrafluorethen fest. Der
Stoff ist unter anderem bekannt als Teflon oder Gore-Tex durch seine
Verwendung zur Beschichtung von Bratpfannen oder Funktionskleidung und ist
grundsätzlich nicht toxisch. Der neue MAK-Wert gilt daher nur für die
feinen Partikel von Polytetrafluorethen-Staub, die bei der Herstellung
oder Verarbeitung am Arbeitsplatz entstehen und zum Teil bis in die
Lungenbläschen vordringen können. Ist ein Mensch solchem Staub dauerhaft
in hohen Konzentrationen ausgesetzt, können die Staubpartikel zu einer
Entzündung in der Lunge und den verschiedenen daraus resultierenden
Gewebeveränderungen bis hin zur Tumorentwicklung führen.

Die Kommission folgt bei der Bewertung arbeitsstoffrelevanter Chemikalien
ihrem Grundsatz, unterschiedlichste Aspekte einzubeziehen. Dies zeigt zum
einen die Festlegung eines Biologischen Arbeitsstoff-Referenzwertes (BAR)
für Aluminium im Urin von 15 µg/g Kreatinin. Dieser trägt dazu bei, die
Hintergrundbelastung der Allgemeinbevölkerung, also nicht nur der
beruflich exponierten Personen, durch das Metall zu beschreiben. Bei
Überschreitung dieses Wertes liegt nicht zwangsläufig ein
Gesundheitsrisiko vor, der Wert dient aber als Hinweis auf eine
zusätzliche Aluminiumbelastung, deren Ursache zu prüfen ist. Wie Aluminium
im Körper wirkt, ist bislang nicht vollständig geklärt. Die Kommission
hatte 2017 bereits einen BAT-Wert für das Metall festgelegt.

Zum anderen hat die Kommission speziell für die Beratung von Frauen im
gebärfähigen Alter und von Schwangeren geprüft, bis zu welcher
Plasmakonzentration eine fruchtschädigende Wirkung durch Chlorierte
Biphenyle (auch Polychlorierte Biphenyle, PCB) nicht anzunehmen ist. Diese
Stoffe wurden früher als Weichmacher oder auch in Dichtungsmassen
verwendet und dürfen in Deutschland seit 1989 nicht mehr hergestellt oder
verkauft werden. Sie sind in älteren Gebäuden oder Geräten jedoch noch
enthalten. Aus den vorliegenden Studien konnte die Kommission ableiten,
dass bis zu einer Konzentration von 3,5 µg der sogenannten
PCB-Indikatorkongenere/L Plasma - diese erlauben einen Rückschluss auf die
Gesamtbelastung des Körpers durch Chlorierte Biphenyle - eine
fruchtschädigende Wirkung nicht zu befürchten ist.

Die MAK- und BAT-Werte-Liste enthält neben den namensgebenden MAK-Werten -
den Stoffmengen, die als Gas, Dampf oder Aerosol in der Luft am
Arbeitsplatz langfristig keinen Schaden verursachen - Angaben darüber, ob
Arbeitsstoffe Krebs erzeugen, Keimzellen oder in der Schwangerschaft das
werdende Kind schädigen, Haut oder Atemwege sensibilisieren oder in
toxischen Mengen über die Haut aufgenommen werden. Sie weist außerdem die
Konzentration eines Stoffes im Körper aus, der ein Mensch sein
Arbeitsleben lang ausgesetzt sein kann, ohne gesundheitlichen Schaden zu
nehmen (BAT-Werte). Außerdem beschreibt sie die Biologischen Leit-Werte
(BLW) sowie die Arbeitsstoff-Referenzwerte (BAR). Zu allen überprüften
Stoffen liegen jeweils ausführliche wissenschaftliche Begründungen vor,
die die Entscheidungsprozesse der Kommission transparent darlegen. Die
Vorschläge für Änderungen und Neuaufnahmen stehen bis zum 31. Dezember
2018 zur Diskussion. Bis dahin können dem Kommissionssekretariat neue
Daten oder wissenschaftliche Kommentare vorgelegt werden.

Insgesamt legte die Kommission für 14 Stoffe den MAK-Wert neu fest, bei
acht Stoffen änderte sie den Wert, bei 13 Stoffen bestätigte sie ihn nach
eingehender Prüfung der neueren Literatur. Ein MAK-Wert wurde gestrichen.
Die 35 Stoffe mit einem MAK-Wert wurden zudem auf die Begrenzung von
kurzzeitigen Expositionsspitzen und auf eine Gefährdung während der
Schwangerschaft hin überprüft.

Alle in der Liste genannten Stoffe prüfte die Kommission auch auf ihre
atemwegs- und hautsensibilisierenden Eigenschaften, bei Azinphos-methyl,
1-Butanthiol und Isobornylacrylat wurde neu auf die hautsensibilisierende
Wirkung hingewiesen. Fünf Stoffe erhielten erstmalig den Warnhinweis, dass
auch die Aufnahme durch die Haut neben der Inhalation wesentlich zur
Gefährdung der Gesundheit beitragen kann, bei zwölf weiteren Stoffen wurde
dieser Hinweis beibehalten. Im Teil "BAT-Werte, BLW, EKA und BAR" nahmen
die Expertinnen und Experten zehn Änderungen und Neuaufnahmen vor. Dabei
änderten sie beispielsweise den BAT-Wert für Chlorbenzol,
Dimethylformamid, Methanol und 1,1,1-Trichlorethan. Der biologische
Arbeitsstoff-Referenzwert für Benzol wurde geändert und für Aluminium und
Molybdän neu abgeleitet. Für Blei wurde ein BLW-Wert festgelegt.

Die digitale Fassung der MAK- und BAT-Werte-Liste steht seit diesem Jahr
nicht nur in deutscher und englischer Sprache, sondern auch auf Spanisch
zur Verfügung. Die von der Senatskommission veröffentlichten Daten bieten
zahlreichen lateinamerikanischen Schwellenländern - denen Ressourcen für
evidenzbasierte Arbeitsschutzgrenzwerte und Leitlinien für
Vorsorgeuntersuchungen fehlen - eine unabhängige und fachlich fundierte
Informationsquelle. Die Kommission trägt damit zur Weiterentwicklung und
zum aktiven Arbeitsschutz in Ländern bei, deren wirtschaftliche
Verflechtungen zunehmend globaler werden.

Weiterführende Informationen

Eine detaillierte Liste mit allen Neuaufnahmen und Änderungen der MAK- und
BAT-Werte-Liste, den Zugang zu den Open-Access-Publikationen der MAK
Collection sowie weitere Informationen über die Arbeit der
Senatskommission finden Sie unter:

www.dfg.de/mak

Informationen rund um den Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz finden Sie im
DFG-Magazin im Internet unter:

www.dfg.de/dfg_magazin/forschungspolitik/gesundheitsschutz_arbeitsplatz

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution306

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) - 02.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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DERMATOLOGIE/725: Verlust von Zellhärchen führt zu schwarzem Hautkrebs (idw)


Universität Zürich - 02.07.2018

Verlust von Zellhärchen führt zu schwarzem Hautkrebs



Fast alle Zellen im menschlichen Körper besitzen eine Zilie, einen dünnen
Zellfortsatz, der wie eine Antenne Signale aus der Umwelt an die Zelle
weiterleitet. Forschende der Universität Zürich zeigen nun, dass diese
Sinneshärchen eine zentrale Rolle bei der Entstehung von schwarzem
Hautkrebs spielen. Wird ihre Bildung in gutartigen Pigmentzellen
unterdrückt, entarten die Zellen und entwickeln ein aggressives Melanom.

Der schwarze Hautkrebs ist eine der aggressivsten Tumorarten beim
Menschen. Trotz erstaunlicher Erfolge mit neuen Behandlungen wie
Immunotherapien gibt es immer noch viele Melanompatienten, die nicht
geheilt werden können oder bei denen nach einer erfolgreichen Therapie die
Krebserkrankung mit der Zeit wieder ausbricht. Um neuartige
Therapieansätze zu entwickeln, ist ein vertieftes Verständnis der
Tumorbiologie unabdingbar. Im Zentrum steht die Frage, welche
Veränderungen in einer gutartigen Zelle dazu führen, dass ein bösartiger
Tumor entsteht.

Melanombildung und -ausbreitung wird auch epigenetisch gesteuert

Ein Forscherteam unter der Leitung von Lukas Sommer, Professor am
Anatomischen Institut der Universität Zürich, konnte nun zeigen, dass
neben genetischen Ursachen wie Mutationen im Erbgut auch epigenetische
Faktoren für die Entstehung und Ausbreitung eines Melanoms verantwortlich
sind. Epigenetische Faktoren beeinflussen die Gensequenz nicht direkt,
sondern regulieren wie effizient bestimmte Gene in den Zellen abgelesen
werden. Die UZH-Forschenden konzentrierten sich auf das Eiweiss EZH2, das
- im Gegensatz zu gutartigen Zellen - sehr häufig in Melanomzellen zu
finden und wesentlich an der Melanombildung beteiligt ist.

EZH2 unterdrückt Bildung von Zilien und führt zu Metastasen

Um herauszufinden, wie der epigenetische Faktor zur Aggressivität des
Melanoms beiträgt, untersuchten die Wissenschaftler alle Gene, die durch
EZH2 gesteuert werden. «Wir waren sehr überrascht, dass wir viele Gene
gefunden haben, die für die Bildung von Zilien mitverantwortlich sind»,
sagt Studienleiter Sommer. Offenbar werden die Ziliengene von EZH2
unterdrückt, so dass bösartige Melanomzellen viel weniger dieser
Sinneshärchen besitzen als gutartige Pigmentzellen der Haut. Mithilfe von
menschlichen Melanomzellen und Mausmodellen gelang den Forschenden der
Nachweis, dass der Zilienverlust in den Pigmentzellen krebsauslösende
Signalwege aktiviert, was schliesslich zur Entstehung aggressiver,
metastasierender Melanome führt.

Ansatz für neue Tumortherapien

Dass die Zellen ihre Zilien verlieren, ist ein Kennzeichen für viele
Krebsarten. «Die epigenetische Steuerung der Zilienbildung, die wir nun
beim Melanom entdeckt haben, dürfte auch für die Entstehung von anderen
Krebsarten wie Brust- und Hirntumore relevant sein», erläutert Lukas
Sommer. Medikamente, die EZH2 blockieren, dürften eine vielversprechende
Strategie zur Behandlung von Melanomen sein, möglicherweise in Kombination
mit Immunotherapien, so Sommer.


Literatur:

Daniel Zingg, Julien Debbache, Rodrigo Peña-Hernández, Ana T. Antunes,
Simon M. Schaefer, Phil F. Cheng, Dario Zimmerli, Jessica Haeusel, Raquel
R. Calçada, Eylul Tuncer, Yudong Zhang, Raphaël Bossart, Kwok-Kin Wong,
Konrad Basler, Reinhard Dummer, Raffaella Santoro, Mitchell P. Levesque,
and Lukas Sommer. 

EZH2-mediated primary cilium deconstruction drives
metastatic melanoma formation. Cancer Cell, June 28, 2018. 

DOI: 10.1016/j.ccell.2018.06.001

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.media.uzh.ch/de/medienmitteilungen/2018/Melanom.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution94

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Zürich - 02.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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DIAGNOSTIK/572: Bluttest ermöglicht das Ablesen der inneren Uhr (idw)


Charité - Universitätsmedizin Berlin - 02.07.2018

Bluttest ermöglicht das Ablesen der inneren Uhr



Mit einem neuen Bluttest können Wissenschaftler der Charité -
Universitätsmedizin Berlin den Status der inneren Uhr eines Patienten
erstmals objektiv bestimmen. Ist der innere Rhythmus bekannt, lässt sich
mit der darauf abgestimmten Einnahmezeit der Medikamente auch ihre Wirkung
verbessern. Mithilfe dieser Chronotherapie lassen sich Arzneimittel
insgesamt wirksamer und verträglicher einsetzen als bisher. Veröffentlicht
wurde die Studie in The Journal of Clinical Investigation*.

Die Funktionen des menschlichen Körpers unterliegen tageszeitlichen
Schwankungen. So zeigen zum Beispiel Medikamente in Abhängigkeit von der
inneren Uhr unterschiedlich starke Wirkung - je nachdem, zu welcher
Uhrzeit sie eingenommen werden. Diese Reaktion ist von Mensch zu Mensch
verschieden, abhängig davon ob seine innere Uhr zum Spättyp oder zum
Frühtyp neigt, also ob die Person eher eine Eule oder eine Lerche ist.

Ziel des internationalen Teams unter Leitung von Prof. Dr. Achim Kramer
vom Institut für Medizinische Immunologie der Charité war die
Identifizierung von Biomarkern im Blut, die für die individuelle,
Innenzeit charakteristisch sind. Zunächst wurde bei mehreren Probanden
über den gesamten Tag die Aktivität aller 20.000 Gene einer bestimmten
Gruppe von Blutzellen bestimmt. Mit speziellen Computeralgorithmen ließen
sich aus diesen Datensätzen zwölf Gene isolieren, die verlässlich die
Innenzeit anzeigen. Die Biomarker einer einzigen Blutprobe können auch
dann noch einen Spättyp von einem Frühtyp unterscheiden, wenn die
betreffende Person entgegen ihrem biologischen Rhythmus früh am Morgen von
einem Wecker geweckt wird.

Prof. Kramer ist überzeugt, dass die Chronotherapie der konventionellen
Therapie oft überlegen ist: "Eine solche Therapie unter Berücksichtigung
der Tageszeit wurde bislang wegen einer fehlenden Diagnostik der Innenzeit
selten angewandt. Wir denken, dass dieser erste objektive Test der
Innenzeit dazu beitragen wird, dass die Tageszeit bei Therapie und
Diagnose viel mehr an Bedeutung gewinnen wird."

In klinischen Folgestudien wollen die Wissenschaftler nun die Wirksamkeit
einer personalisierten Chronotherapie nachweisen. Hierzu wird die Therapie
auf die individuelle Innenzeit der Patientinnen und Patienten abgestimmt.
Kennt man das Zeitfenster, in dem ein Wirkstoff besonders effektiv ist,
kann man die Wirkung der Behandlung so optimieren und gleichzeitig das
Risiko von Nebenwirkungen verringern.

Publikation:

* Nicole Wittenbrink et al.: High-accuracy determination of internal
circadian time from a single blood sample. The Journal of Clinical
Investigation 2018. DOI: 10.1172/JCI120874.

Links:

- Institut für Medizinische Immunologie, Arbeitsbereich Chronobiologie

https://immunologie.charite.de/forschung/chronobiologie/

- Originalpublikation

https://www.jci.org/articles/view/120874

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution318

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Charité - Universitätsmedizin Berlin - 02.07.2018

WWW: http://idw-online.de
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FORSCHUNG/3865: Das plastische Gehirn - Bessere Vernetzung von Gehirnarealen durch Training (idw)


Leibniz-Institut für Wissensmedien - 02.07.2018

Das plastische Gehirn: Bessere Vernetzung von Gehirnarealen durch Training



Durch ein kurzes und intensives Rechentraining werden die neuronalen
Verbindungen zwischen wichtigen Regionen im Gehirn im Erwachsenenalter
stärker. Diese neuronale Plastizität durch numerisches Lernen war bereits
nach nur fünf Trainingseinheiten nachweisbar. Das haben Forscherinnen und
Forscher des Leibniz-Instituts für Wissensmedien (IWM) sowie der
Graduiertenschule und des Forschungsnetzwerkes LEAD an der Universität
Tübingen jetzt herausgefunden.

Tübingen, 02. Juli 2018. Egal, ob ein Mensch neues Wissen oder eine neue
körperliche Bewegung erlernt - immer verändern sich dabei Synapsen,
Nervenzellverbindungen und ganze Gehirnareale, also die Funktion und
Struktur des Gehirns. Das menschliche Gehirn ist ein Leben lang
"plastisch", d.h. es ist in der Lage sich zu verändern. Forscher und
Forscherinnen um Dr. Dr. Elise Klein am Leibniz-Institut für Wissensmedien
(IWM) haben funktionelle und strukturelle Veränderungen im Gehirn als
Folge von medienbasiertem numerischen Lernen untersucht. Dass ein
Rechentraining Auswirkungen auf unsere Rechenfähigkeit hat, scheint fast
aus dem Bauch heraus klar. Das zeigte sich in der Studie auch auf
neuronaler Ebene: Durch das Training veränderte sich das Netzwerk aus
Gehirnarealen, das zur Lösung einer Aufgabe aktiviert wurde. In der Studie
am IWM sind jetzt aber auch strukturelle Veränderungen im Gehirn durch das
Rechentraining deutlich geworden - und somit anatomische Veränderungen im
neuronalen Netzwerk.

Das Rechentraining konnte nicht nur erfolgreich die Leistung der
Teilnehmenden verbessern, den Tübinger Forscherinnen und Forschern gelang
es auch festzustellen, wie dieser Lernprozess auf neuronaler Ebene
vonstattengeht. In einer vorangegangenen Studie hatten sie schon
beobachtet, dass das Training die funktionelle Aktivierung in
Gehirnarealen erhöht, die mit dem Abruf von Fakten aus dem
Langzeitgedächtnis assoziiert sind (z. B. Hippocampus). Jetzt konnten sie
mit Hilfe der diffusionsgewichteten Magnetresonanztomographie (MRT)
zeigen, dass sich durch das Training auch die strukturelle Anbindung
dieser Areale über Faserverbindungen verstärkt hat und dies mit
erfolgreichem Lernen einherging. "Die neuronale Plastizität durch das
medienbasierte Training war bereits nach nur fünf Trainingseinheiten
nachweisbar", so Elise Klein vom IWM. "Diese Veränderung auf neuronaler
Ebene zeigt an sich, dass bereits kurze kognitive Trainings plastische
Prozesse im Gehirn induzieren können. Die Selektivität der
neurostrukturellen Veränderungen sagt etwas aus über die Verarbeitung von
Rechenfakten im Gehirn." Damit geben die Ergebnisse nicht nur Aufschluss
darüber, wie sich Lernprozesse im Gehirn manifestieren, sondern zeigen
auch das Potenzial neurokognitiver Plastizität im Erwachsenenalter.
Korbinian Moeller, Leiter der Nachwuchsgruppe Neuro-kognitive Plastizität,
zu den Ergebnissen der Studie: "Sie erlauben weitergehende Erkenntnisse
über die neuronalen Grundlagen numerisches Lernens und zu den
Möglichkeiten neuronaler Reorganisation im Gehirn. Sie könnten helfen bei
der Entwicklung von Interventionen für Kinder mit Lernschwäche und für
Patienten mit numerischen Defiziten nach einer Hirnschädigung."

Die Ergebnisse der Studie wurden im renommierten Fachmagazin Cortex
veröffentlicht.

Weitere Informationen finden Sie unter


http://Studie: https://doi.org/10.1016/j.cortex.2018.05.017

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1393

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Institut für Wissensmedien - 02.07.2018

WWW: http://idw-online.de
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MELDUNG/921: Schwerkranken, die nicht mehr leben wollen, umgehenden Zugang zur Palliativversorgung ermöglichen (idw)


Deutsche Gesellschaft für Palliativmedizin e.V. - 02.07.2018

Schwerkranken, die nicht mehr leben wollen, umgehenden Zugang zur Palliativversorgung ermöglichen



Für Schlagzeilen sorgt derzeit ein von Medien zitiertes Schreiben des
Bundesgesundheitsministeriums an das Bundesinstitut für Arzneimittel und
Medizinprodukte, dass schwerkranke Menschen, die sich selbst töten wollen,
keinen Zugang zu einem entsprechenden Medikament bekommen sollen.

Aus diesem Anlass unterstreicht die Deutsche Gesellschaft für
Palliativmedizin (DGP) mit Nachdruck: Schwerkranken Menschen, die
unmissverständlich zum Ausdruck gebracht haben, ihre Situation nicht mehr
aushalten zu wollen und zu können, sollte umgehend der Zugang zu einer
weitgefächerten Palliativversorgung unter Einbezug verschiedener
Berufsgruppen ermöglicht werden.

"Dem klaren Signal, so nicht mehr weiterleben zu wollen, sollte vor allem
das Angebot entgegensetzt werden, mit einem palliativmedizinischen
Fachteam in einem vertrauensvollen Gesprächsprozess die Optionen zur
Linderung und Minderung medizinischer wie psychosozialer Symptome und Nöte
wie auch zur Therapiebegrenzung und zur palliativen Sedierung auszuloten."
so Prof. Dr. Lukas Radbruch, Präsident der Deutschen Gesellschaft für
Palliativmedizin (DGP), unter Hinweis auf bisherige DGP-Stellungnahmen zur
Sterbebegleitung.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.dgpalliativmedizin.de/dgp-aktuell/dgp-praesident-fordert-schwerkranken-menschen-die-so-nicht-mehr-weiterleben-wollen-sollte-umgehend-zugang-zu-einer-weitreichenden-palliativversorgung-
ermoeglicht-werden.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1908

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Palliativmedizin e.V. - 02.07.2018
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MELDUNG/920: Mediziner fordern - Leitung von Notfallzentren nur durch Experten mit Zusatzweiterbildung (idw)


Deutsche Interdisziplinäre Vereinigung für Intensiv- und Notfallmedizin e. V. - 02.07.2018

Mediziner fordern: Leitung von Notfallzentren nur durch Experten mit Zusatzweiterbildung



Die Notfallversorgung in Deutschland steht vor einer Neustrukturierung.
Der Sachverständigenrat zur Begutachtung der Entwicklung im
Gesundheitswesen (SVR) will hierzu in den kommenden Tagen seine Pläne
bekannt gegeben. Nach ersten Informationen sollen in Zukunft
interdisziplinäre Notfallzentren entstehen, die von der Kassenärztlichen
Vereinigung (KV) geführt werden. "Wir unterstützen den Aufbau zentraler
Anlaufstellen", sagt Professor André Gries, Notaufnahmeexperte der
Deutschen Interdisziplinären Vereinigung für Intensiv- und Notfallmedizin
(DIVI).

"Jedoch können diese Zentren nicht unter Leitung der Kassenärztlichen
Vereinigung stehen. Bei vielen kritisch kranken, aber auch zeitkritischen
Patienten ist das Leitsymptom nicht richtungsweisend. Für die fachliche
Diagnose, aber auch die unmittelbare Notfalltherapie muss an dieser Stelle
eine standardisierte Ersteinschätzung mit geschultem Personal erfolgen und
bei Bedarf sofort ein in der Notfallmedizin erfahrener Facharzt eingesetzt
werden", fordert Gries, Ärztlicher Leiter der Zentralen Notaufnahme am
Universitätsklinikum Leipzig. In einem Schreiben an den SVR fordert die
DIVI als Dachgesellschaft von 18 Mitgliedsgesellschaften mit insgesamt
rund 140.000 Mitgliedern: Um Fehlsteuerungen zu vermeiden, kann das
Integrierte Notfallzentrum nicht unter Verantwortung der KV gestellt
werden!

Die alleinige Verantwortung der Kassenärztlichen Vereinigung sei allein
deshalb nicht möglich, da die Kliniken per se für die hier eintreffenden
Patienten in der Verantwortung sind. Weiter heißt es in dem Schreiben:
"Wir befürworten gemeinsame Konzepte, müssen aber einer Zuordnung von auf
Klinikgelände vorgehaltenen Einrichtungen zur Akut- und Notfallversorgung
zur KV aus Gründen der Patientensicherheit widersprechen." Sehr kritisch
betrachtet wird der Vorschlag, dass die KV unabhängig über die stationäre
Aufnahme von Patienten entscheiden soll. "Dem müssen wir widersprechen,
weil dadurch die Aufnahmeprozesse nur komplizierter und auch verzögert
werden", sagt der DIVI-Experte. Auch organisatorisch sei es wesentlich
sinnvoller, wenn Krankenhäuser die Hoheit über diese Notfallzentren
bekommen.

DIVI-Präsident: "Wir stellen uns gegen alleinige Leitungsposition der Kassenärztlichen Vereinigung"

Die vom Sachverständigenrat zur Begutachtung der Entwicklung im
Gesundheitswesen erwarteten Empfehlungen zur Zukunft der Notfallversorgung
sollen in Form eines umfassenden Gutachtens an das Bundesministerium für
Gesundheit, den Bundestag und den Bundesrat übergeben werden. "Dabei
begrüßen wir ausdrücklich die Planungen, auf eine sektorenübergreifende
und damit zunehmend auf Sektorengrenzen verzichtende Akut- und
Notfallversorgung zu setzen", sagt Professor Stefan Schwab, Präsident der
DIVI. "Zusammen mit anderen Fachgesellschaften der Notfallmedizin stellen
wir uns aber klar gegen eine alleinige Leitungsposition der
Kassenärztlichen Vereinigung. In den interdisziplinären Notfallzentren
müssen unbedingt Fachexperten mit notfallmedizinischer
Schwerpunktaus- beziehungsweise Zusatzweiterbildung eingesetzt werden, die eben einen
akuten Notfall direkt identifizieren und auch initial behandeln können",
sagt Schwab. Mehrere Fachgesellschaften hatten bereits 2015 ein
gemeinsames Positionspapier für eine Reform der medizinischen
Notfallversorgung in Deutschland unterstützt. Neben der DIVI haben sich
daran die Deutsche Gesellschaft interdisziplinäre Notfall- und Akutmedizin
(DGINA), die Deutsche Gesellschaft für Internistische Intensivmedizin und
Notfallmedizin (DGIIN), die Deutsche Gesellschaft für Anästhesiologie und
Intensivmedizin (DGAI) und die Deutsche Gesellschaft für Chirurgie (DGCH)
beteiligt. Die DGINA hat zudem vor wenigen Tagen ein Positionspapier zur
Ersteinschätzung in Integrierten Notfallzentren veröffentlicht.

Alles vereinfachen: Zentrale Notfallzentren aufbauen, Personal entlasten, Kosten verringern

Zahlreiche frühere Vorschläge der Fachgesellschaften finden sich jetzt
auch in den Empfehlungen des Sachverständigenrates wieder. "Wir
unterstützen den Abbau von Doppelstrukturen und die Verzahnung der
Kassenärztlichen Vereinigung mit den zentralen Notaufnahmen der
Krankenhäuser als sogenannte Integrierte Notfallzentren", sagt Schwab.
Noch werden Notfälle in Deutschland in drei voneinander getrennten
Bereichen behandelt: dem ärztlichen Bereitschaftsdienst, dem
Rettungsdienst und den Notfallaufnahmen der Kliniken. "Mit einer
vereinfachten Struktur und Notfallmedizinern auf der Leitungsebene können
wir akute Notfälle schneller erkennen und bedarfsgerecht versorgen. Wir
können darüber hinaus Wartezeiten vermeiden, das Personal entlasten und
zusätzliche Kosten verringern", sagt Schwab.

Stärkerer Fokus auf die präklinische Einschätzung von Akutpatienten

Aus Sicht der DIVI muss der Fokus stärker auf die präklinische
Einschätzung von Akutpatienten gelegt werden. Das bedeutet auch, dass
weniger Patienten mit nicht akut bedrohlichen Erkrankungen seitens der
niedergelassenen Ärzte in Notaufnahmen eingewiesen werden. Zudem muss auch
der Rettungsdienst die Möglichkeit bekommen, leichter erkrankte Patienten
der KV-Bereitschaftsambulanz zuzuweisen, wenn ein Hausbesuch durch den
Bereitschaftsdienst nicht realisierbar ist. Wer als Patient von selbst ins
Krankenhaus kommt, soll von einer Erstsichtungsstelle aufgenommen werden,
die zukünftig von der Kassenärztlichen Vereinigung und den Krankenhäusern
gemeinsam getragen wird. Standardisierte Verfahren sollen hier die
medizinische Dringlichkeit, die Art der Erkrankung sowie den zu
erwartenden Einsatz von Ressourcen prüfen.

Grundstein für neues System gelegt: Zusatzweiterbildung und Professionalisierung gefordert

Für dieses System hat bereits im April der Gemeinsame Bundesausschuss
(G-BA) als höchstes Gremium der gemeinsamen Selbstverwaltung im
Gesundheitswesen den Grundstein gelegt. Das Gremium ist vom Gesetzgeber
auch damit beauftragt, über den Leistungsanspruch von rund 70 Millionen
krankenversicherten Menschen zu entscheiden. Festgelegt wurde, dass die
Schaffung einer Zentralen Notaufnahme (ZNA) Grundvoraussetzung für die mit
hoher Patientensicherheit stattfindende Notfallversorgung an den Kliniken
ist. Demnach müssen Fachärzte und qualifizierte Pfleger vor Ort sein. Die
leitenden Ärzte und Pflegekräfte einer Zentralen Notaufnahme müssen die
Zusatzweiterbildung "Klinische Akut- und Notfallmedizin" beziehungsweise
"Notfallpflege" führen. "Das ist ein wichtiger Schritt für die notwendige
Professionalisierung der Notfallversorgung", sagt Gries. "Wir fordern
daher auch den Sachverständigenrat zur Begutachtung der Entwicklung im
Gesundheitswesen dazu auf, unseren Vorschlägen für die Verbesserung der
Notfallversorgung zu folgen." Die DIVI unterstützt daneben den Vorschlag
des Sachverständigenrates, wonach die Finanzierung der Instrumente der
neustrukturierten Notfallversorgung mit einem zusätzlichen Budget
gesichert werden soll.


Deutsche Interdisziplinäre Vereinigung für Intensiv- und Notfallmedizin e.V. (DIVI)

Die 1977 gegründete Deutsche Interdisziplinäre Vereinigung für Intensiv-
und Notfallmedizin (DIVI) ist ein weltweit einzigartiger Zusammenschluss
von mehr als 2.000 persönlichen Mitgliedern und entsprechenden
Fachgesellschaften. Ihre fächer- und berufsübergreifende Zusammenarbeit
und ihr Wissensaustausch machen im Alltag den Erfolg der Intensiv- und
Notfallmedizin aus.

Die Deutsche Interdisziplinäre Vereinigung für Intensiv- und
Notfallmedizin verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige
Zwecke im Sinne der Gemeinnützigkeitsverordnung vom 24.12.1953 und ist
damit ein nicht-wirtschaftlicher Verein gemäß § 21 ff BGB.
Mehr über die DIVI im Internet: www.divi.de

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.divi.de/presse/pressemeldungen/

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment66037

PM: Mediziner fordern: Leitung von Notfallzentren nur durch Experten mit Zusatzweiterbildung

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1527
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STELLUNGNAHME/172: Urteil des Bundessozialgerichts gefährdet die Versorgung von Schlaganfallpatienten ((DSG)


GEMEINSAME PRESSEINFORMATION - 2. Juli 2016

der Deutschen Schlaganfall-Gesellschaft (DSG) und

der Deutschen Gesellschaft für Neurologie (DGN)

Urteil des Bundessozialgerichts gefährdet die Versorgung von Schlaganfallpatienten

Schlaganfall-Experten nehmen Stellung zum aktuellen BSG-Urteil



Berlin - Die Deutsche Gesellschaft für Neurologie (DGN) und die
Deutsche Schlaganfall-Gesellschaft (DSG) sehen die flächendeckende
Versorgung akuter Schlaganfallpatienten in Deutschland durch ein
Urteil des Bundessozialgerichts (BSG) in großer Gefahr. Bisher können
Krankenhäuser für die spezialisierte Schlaganfallversorgung eine
gesonderte Vergütung erhalten. Voraussetzung ist unter anderem, dass
sie besonders schwer betroffene Patienten im Bedarfsfall spezieller
Eingriffe innerhalb von 30 Minuten reiner Transportzeit in ein hierfür
qualifiziertes überregionales Zentrum verlegen können. Das BSG hat
jetzt geurteilt, dass diese 30 Minuten bereits ab der Entscheidung zum
Transport gelten sollen. Dieses enge Zeitfenster könnte nach Ansicht
der Experten selbst in Ballungszentren häufig nicht eingehalten
werden. Da damit die Vergütung für zahlreiche Einrichtungen nicht mehr
gewährleistet sei, könnten diese sich aus der Schlaganfallbehandlung
zurückziehen.

"Was sich zunächst nach einer Verbesserung für die Patienten anhören
mag, bedeutet tatsächlich eine gravierende Gefahr für die Versorgung.
Selbst in Ballungszentren können 30 Minuten wie vom BSG definiert
häufig gar nicht eingehalten werden", so Professor Dr. med. Armin
Grau, 1. Vorsitzender der DSG. "Wenn dieses Zeitkriterium als
Strukturvorgabe nicht Tag und Nacht erfüllt werden kann, erhalten die
Krankenhäuser die gesonderte Vergütung für keinen ihrer Patienten
mehr, obwohl nur fünf bis maximal zehn Prozent der Patienten
weiterverlegt werden müssen. Etliche Krankenhäuser mit
funktionierenden regionalen Stroke Units könnten sich dann aus der
Schlaganfallbehandlung zurückziehen, was die Schlaganfallversorgung in
der Fläche gefährden würde", stellt Professor Dr. med. Gereon R. Fink,
Präsident der DGN fest. "Entscheidend für die gute Versorgung von
Schlaganfällen in Deutschland ist das gut funktionierende Netzwerk aus
regionalen Stroke Units und Schlaganfallzentren. Das Urteil des BSG
steht jedoch den geltenden Regeln entgegen und bedeutet in der
Konsequenz einen massiven Eingriff in die Versorgung von
Schlaganfallpatienten", so Fink und Grau. Beide fordern, dass jetzt
die Vorgaben für den Transport in ein Schlaganfallzentrum rasch neu
formuliert werden, gegebenenfalls unter Einschaltung des
Bundesministeriums für Gesundheit (BMG).


Hintergrund:

In Deutschland existiert eine gut funktionierende, flächendeckende
Versorgung von Patienten mit akutem Schlaganfall. Ein wesentlicher
Bestandteil ist die tragfähige Kooperation zwischen lokalen
Schlaganfalleinheiten (regionale Stroke Units) und überregionalen
Schlaganfallzentren, an denen auch alle neurochirurgischen und
neuroradiologischen Leistungen vorgehalten werden. Ein Regelwerk (OPS
8-98) für die Vergütung von Schlaganfallbehandlungen legt fest, dass
die lokalen Schlaganfalleinheiten für Spezialleistungen, die sie nicht
selbst erbringen, Vereinbarungen mit Schlaganfallzentren in höchstens
halbstündiger Transportentfernung treffen müssen. Die halbe Stunde
bezieht sich laut OPS auf die "Zeit zwischen Rettungstransportbeginn
und Rettungstransportende". "Die halbstündige Transportentfernung muss
unter Verwendung des schnellstmöglichen Transportmittels (zum Beispiel
mit einem Hubschrauber) grundsätzlich erfüllbar" sein.

Während diese Forderung in der Praxis nicht regelhaft erfüllbar ist
und DGN und DSG kürzlich einen Änderungsvorschlag unterbreitet haben,
interpretiert das BSG mit seinem Urteil vom 19. Juni 2018 (B1 KR38/17
R und B1 KR 39/17 R) jetzt die Regelung komplett um, indem es die
halbe Stunde auf die Zeit zwischen der Entscheidung, ein
Transportmittel anzufordern und der Übergabe des Patienten beim
Kooperationspartner bezieht. Damit löst sich das BSG von seiner
bisherigen ständigen Rechtsprechung zu OPS-Kodes und
Abrechnungsregeln, die "allgemein streng nach ihrem Wortlaut sowie den
dazu vereinbarten Abrechnungsregeln" zu handhaben seien. Selbst in
hochverdichteten Regionen Deutschlands kann eine solchermaßen
definierte Transportzeit nicht eingehalten werden. Die Konsequenz des
Urteils ist, dass sich bedarfsnotwendige Krankenhäuser aus der
Schlaganfallversorgung zurückziehen werden, da sie keine angemessene
Vergütung mehr für ihre Leistungen erhalten. Eine solche Entwicklung
wäre gänzlich zum Nachteil der Patienten, die beides brauchen, die
schnell erreichbare lokale Schlaganfalleinheit wie a
uch solche vernetzten Zentren für spezialisierte Therapien.


Die Deutsche Gesellschaft für Neurologie e.V. (DGN)
sieht sich als neurologische Fachgesellschaft in der
gesellschaftlichen Verantwortung, mit ihren rund 9000 Mitgliedern die
neurologische Krankenversorgung in Deutschland zu sichern. Dafür
fördert die DGN Wissenschaft und Forschung sowie Lehre, Fort- und
Weiterbildung in der Neurologie. Sie beteiligt sich an der
gesundheitspolitischen Diskussion. Die DGN wurde im Jahr 1907 in
Dresden gegründet. Sitz der Geschäftsstelle ist Berlin. www.dgn.org

 * 
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AIDS/1058: Klare Regeln für die HIV-Prophylaxe (DAH)


Deutsche AIDS-Hilfe e.V. (DAH) - 3. Juli 2018

Klare Regeln für die HIV-Prophylaxe

Berlin - Fachgesellschaften verabschieden Leitlinien: Sicherheit für
Ärzt_innen und Anwender_innen / Jetzt Finanzierung über Krankenkassen
sichern



Für die HIV-Prophylaxe PrEP liegen erstmals medizinische Leitlinien
vor. Sie regeln detailliert, wie die PrEP in Deutschland und
Österreich verordnet, eingenommen und ärztlich begleitet werden soll.
Die zuständigen Fachgesellschaften verabschiedeten die Leitlinien
unter Federführung der Deutschen AIDS-Gesellschaft (DAIG) in Köln.

Dazu sagt Sven Warminsky vom Vorstand der Deutschen AIDS-Hilfe:

"Die PrEP wird mit den Leitlinien von einer Innovation zum Teil der
regulären Versorgung. Die versammelte Fachwelt unterstreicht damit:
Die medikamentöse Prophylaxe ist ein anerkannter Schutz vor einer
HIV-Infektion. Die Regeln und Informationen geben Sicherheit - denen,
die PrEP verschreiben, wie denen, die sie nutzen."

PrEP bei "substanziellem Risiko"

Die Leitlinien schreiben fest, dass Menschen mit "substanziellem
Risiko" einer HIV-Infektion die PrEP angeboten werden soll.
Entsprechend der Zulassung des Medikaments ist eine dauerhafte
Einnahme vorgesehen. Eine phasenweise Einnahme zu bestimmten Anlässen
ist möglich ("Off-Label-Gebrauch") und bedarf besonders eingehender
Beratung.

Bedingungen für die PrEP sind ein negativer HIV-Test zu Beginn der
Einnahme und ein weiterer vier Wochen danach, außerdem eingehende
Aufklärung und Beratung.

Während der Einnahme der Prophylaxe sollen alle drei Monate ein
HIV-Test sowie Tests auf weitere sexuell übertragbare Infektionen in
verschiedenen Abständen erfolgen, damit diese gegebenenfalls schnell
behandelt werden können.

Finanzierung sicherstellen

"Mit den Leitlinien wird es leichter, PrEP allen anzubieten, die die
Prophylaxe brauchen", betont DAH-Vorstand Sven Warminsky. "Ein Hemmnis
bleibt aber, dass die Krankenkassen nicht dafür zahlen. Neben klaren
Regeln brauchen wir eine Finanzierung, die niemanden ausschließt."

PrEP ist in Deutschland seit 2016 zugelassen, seit Oktober 2017 sind
Generika für 50-70 Euro pro Monat erhältlich, hinzu kommen oft noch
Kosten für begleitende Untersuchungen.

Dritte Safer-Sex-Methode

Die PrEP ist neben Kondomen und der Schutzwirkung durch die
HIV-Therapie die dritte Möglichkeit, sich vor einer HIV-Infektion zu
schützen. Für manche Menschen ist sie die beste, für einige die einzig
praktikable Methode.

Um die HIV-Infektion zu verhindern, nimmt man ein HIV-Medikament mit
zwei Wirkstoffen ein, das die Vermehrung von HIV verhindert. HIV kann
sich dann nicht im Körper festsetzen.

Die neuen Leitlinien ersetzen die "Vorläufigen Empfehlungen" der
Deutsch-Österreichischen AIDS-Gesellschaft zur Durchführung der PrEP.
Die Deutsche AIDS-Hilfe hat die Leitlinien mit erarbeitet.


Die Deutsche AIDS-Hilfe ist der Dachverband von rund 120
Organisationen in Deutschland.

 * 
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FORSCHUNG/737: Studie - Migränepatienten besitzen erhöhtes Risiko für Gefäßkrankheiten (idw)


Deutsche Gesellschaft für Neurologie e.V. - 02.07.2018

Studien belegen: Migränepatienten besitzen erhöhtes Risiko für Gefäßkrankheiten



Menschen mit Migräne besitzen ein erhöhtes Risiko für Gefäßerkrankungen.
"Zwei große aktuelle Studien aus den USA und aus Dänemark zeigen, dass
Migränepatienten etwas häufiger Herzinfarkte, Schlaganfälle und venöse
Thrombosen erleiden", so Privatdozent Dr. med. Charly Gaul,
Generalsekretär der Deutschen Migräne- und Kopfschmerzgesellschaft (DMKG).
"Zwar ist die Sterblichkeit von Menschen mit Migräne insgesamt nicht höher
als in der Allgemeinbevölkerung. Ärzte, die Migränepatienten behandeln,
sollten sich des Risikos aber bewusst sein", sagt Prof. Dr. Hans-Christoph
Diener von der Deutschen Gesellschaft für Neurologie (DGN).

Menschen mit Migräne besitzen ein erhöhtes Risiko für Gefäßerkrankungen.
"Zwei große aktuelle Studien aus den USA und aus Dänemark zeigen, dass
Migränepatienten etwas häufiger Herzinfarkte, Schlaganfälle und venöse
Thrombosen erleiden", so Privatdozent Dr. med. Charly Gaul,
Generalsekretär der Deutschen Migräne- und Kopfschmerzgesellschaft (DMKG).
"Zwar ist die Sterblichkeit von Menschen mit Migräne insgesamt nicht höher
als in der Allgemeinbevölkerung. Ärzte, die Migränepatienten behandeln,
sollten sich des Risikos aber bewusst sein", sagt Prof. Dr. Hans-Christoph
Diener von der Deutschen Gesellschaft für Neurologie (DGN). Er rät dazu,
insbesondere Frauen mit häufiger Migräne mit Aura auf Risikofaktoren für
Herz-Kreislauf-Erkrankungen zu untersuchen und diese dann proaktiv zu
behandeln.

Etwa ein Fünftel aller Frauen und acht Prozent der Männer sind von Migräne
betroffen, berichten DGN und DMKG in ihrer aktuellen medizinischen
Leitlinie, die Ende April erschienen ist. Damit ist Migräne die häufigste
neurologische Erkrankung in Deutschland. Heftige, häufig einseitige
Kopfschmerzen, die mit Appetitlosigkeit, Übelkeit und Erbrechen
einhergehen, zählen zu den typischen Merkmalen der Kopfschmerzerkrankung.
Für die Behandlung und Vorbeugung von Migräneattacken steht zwar eine
Vielzahl von Arzneien zur Verfügung, doch ein erheblicher Anteil der
Migränepatienten wird nicht oder nicht ausreichend behandelt, wie eine
Repräsentativbefragung der DMKG belegt.
Die klinische Wissenschaft stellt sich in jüngerer Zeit die Frage, ob
Menschen mit Migräne häufiger von zerebro- und kardiovaskulären
Ereignissen betroffen sind als andere. Hinweise darauf hatten in den
vergangenen Jahren mehrere Untersuchungen an ausgewählten
Bevölkerungsgruppen ergeben, die nun gleich durch zwei große Studien
bestätigt werden.

Vergleichsstudien mit 450.000 Patienten

"Die größte bisher publizierte Metaanalyse zum Zusammenhang zwischen
zerebro- und kardiovaskulären Erkrankungen mit Migräne stützt sich auf die
Daten von 16 Studien", erläutert DMKG-Generalsekretär Gaul. Eingeschlossen
wurden annähernd 400.000 Migränepatienten und ca. 750.000 nicht Betroffene
als Kontrolle. Nimmt man alle vaskulären Ereignisse zusammen, so war das
Risiko der Migränepatienten um 42 Prozent erhöht, für den Schlaganfall um
41 Prozent und für Herzinfarkte um 23 Prozent. Dabei war das Risiko unter
den verschiedenen Formen der Migräne ungleich verteilt: Jenes Drittel der
Patienten, die bei ihren Anfällen eine Aura erleben - das sind
Sehstörungen wie flimmernde Blitze oder Gesichtsfeldausfälle -, hatte ein
um 56 Prozent höheres Risiko für Schlaganfälle. Und während die
Sterblichkeit an Krankheiten aller Art in der gesamten Gruppe nicht höher
war als bei den Kontrollen, galt dies nicht für die Migräne mit Aura. Die
Gesamtsterblichkeit dieser Patienten war um 20 Prozent erhöht.
Zu ganz ähnlichen Ergebnissen kommt eine Studie aus Dänemark, wo man die
Daten aller mehr als 50.000 Patienten im Land über einen Zeitraum von bis
zu 19 Jahren mit denen von 500.000 Kontrollen verglichen hat.

Keine Sorge, aber Vorsicht

"Von dem erhöhten Risiko sollten Patienten sich nicht verängstigen lassen,
denn die absolute Zahl der Ereignisse ist relativ gering", so Diener, der
zusammen mit Gaul und dessen Kollegen Peter Kropp auch die aktuelle
Migräne-Leitlinie koordiniert hat. Eine Gruppe von Patienten erfordere
jedoch besondere Aufmerksamkeit, wie sich aus den Studiendaten ergibt:
"Frauen mit häufigen Migräneattacken mit Aura sollten nach ihren
vaskulären Risikofaktoren befragt und diese dann konsequent behandelt
werden. Von besonderer Bedeutung sind hier das Rauchen und die orale
hormonelle Kontrazeption." Die Frage, ob durch eine wirksame Behandlung
der Migräne auch das Risiko für vaskuläre Ereignisse gesenkt werden kann,
ist noch nicht beantwortet. "Um dies nachzuweisen, müssten Studien mit
einer Beobachtungszeit von mehr als zehn Jahren durchgeführt werden", so
Gaul.
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1.152.407 subjects. BMJ Open. 2018 Mar 27;8(3):e020498. 

doi: 10.1136/bmjopen-2017-020498.

Adelborg K et al.: 


Migraine and risk of cardiovascular diseases: Danish

population based matched cohort study. 


BMJ. 2018 Jan 31;360:k96. 


doi: 10.1136/bmj.k96.

Therapie der Migräneattacke und Prophylaxe der Migräne. Leitlinie der
Deutschen Gesellschaft für Neurologie (DGN) in Zusammenarbeit mit der
Deutschen Migräne- und Kopfschmerzgesellschaft (DMKG), 26. April 2018.
Online.

Neue Migräne-Leitlinie veröffentlicht: Patienten in Deutschland müssen
besser versorgt werden. Pressemitteilung der Deutschen Gesellschaft für
Neurologie (DGN), 26. April 2018. Online.

Gemeinsame Presseinformation der Deutschen Gesellschaft für Neurologie
(DGN) und der Deutschen Migräne- und Kopfschmerzgesellschaft (DMKG)

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.dgn.org/presse/pressemitteilungen/56-pressemitteilung-2018/3626-studien-belegen-migraenepatienten-besitzen-erhoehtes-risiko-fuer-gefaesskrankheiten

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment66040

Pressemitteilung als PDF

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1276
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Neurologie e.V. - 02.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFEKTION/1742: Gängige Desinfektionsmethoden töten zuverlässig Chikungunya Viren ab (idw)


TWINCORE - Zentrum für Experimentelle und Klinische Infektionsforschung - 02.07.2018

Gängige Desinfektionsmethoden töten zuverlässig Chikungunya Viren ab



Unser Klima verändert sich und damit auch die Verbreitungsgebiete von
Infektionskrankheiten. Erkrankungen, die noch bis vor wenigen Jahren als
reine Tropenkrankheiten galten, dringen inzwischen bis nach Europa vor.
Einer dieser tropischen Erreger ist das Chikungunya Virus, das bislang vor
allem in Afrika, Indien und der Karibik verbreitet war. Da Infektionen mit
diesem Virus zunehmend auch eine Rolle in den Kliniken spielen, haben
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des TWINCORE untersucht, wie sich
das Virus inaktivieren lässt - um eine Verbreitung im Klinikalltag zu
vermeiden. Ihre Ergebnisse veröffentlichten sie kürzlich im Fachmagazin
Journal of Infectious Diseases.

Der Name Chikungunya bedeutet in der
Sprache des tansanischen Bantu-Volk Makonde, "gebeugter Mann". Im Kongo
nennen es die Einheimischen "buka-buka", "kaputt-kaputt": Die Betroffenen
haben hohes Fieber, sehr starke Gelenk- und Muskelschmerzen und häufig
auch Hautausschläge - hämorrhagische Fieber sind glücklicherweise selten.
Ältere Menschen und Säuglinge können an der Infektion auch durchaus
sterben. Meist klingt die akute Infektion nach zwei Wochen ab, aber
schätzungsweise mehr als ein Drittel der Betroffenen leidet unter
langanhaltenden Gelenk- und Muskelschmerzen und in einigen Fällen unter
neurologischen Beschwerden. "Das Leid der Menschen, die mit dem Virus
infiziert sind, ist groß. Vor allem bei chronischen Verläufen, haben die
Betroffenen häufig über Jahre mit starken Schmerzen und Beeinträchtigungen
zu leben", sagt Jun.-Professorin Christine Goffinet, Leiterin der
Arbeitsgruppe Angeborene Immunität und Virale Invasion am TWINCORE.
Es gibt weder einen Impfstoff, noch eine spezifische antivirale Therapie
gegen das Virus - die einzige Möglichkeit, sich vor einer Infektion zu
schützen, ist, sich vor dem Überträger zu schützen: Mücken. Besonders die
Gelbfiebermücke und die Asiatische Tigermücke verbreiten das Virus. "Durch
eine Mutation des Virus in den letzten Jahren, ist die Asiatische
Tigermücke zu einem zusätzlichen Überträger des Virus geworden", sagt
Sergej Franz, Nachwuchswissenschaftler in der Arbeitsgruppe. Und diese
Mückenart, die sich in wärmeren Klimazonen besonders wohl fühlt, breitet
sich im Zuge der Klimaerwärmung immer weiter aus: Damit erreicht uns diese
vermeintliche Tropenkrankheit auch schon in Italien, Süd-Frankreich und
sogar in Süddeutschland. In den Jahren 2007 und 2017 kam es zu Ausbrüchen
mit Hunderten Betroffenen in Italien.

"Da wir über die Übertragungswege nur wenig wissen, die Zahl der
Infektionen steigt und das Virus jetzt auch in unseren Kliniken ankommt,
ist es wichtig zu wissen, wie wir uns vor dem Virus schützen können", sagt
Eike Steinmann, Leiter der Abteilung für Molekulare und Medizinische
Virologie an der Ruhr-Universität Bochum. Ob das Virus von Mensch zu
Mensch übertragen werden kann - über Blut, Speichel oder andere
Körperflüssigkeiten - ist bisher noch unbekannt. Also hat Sergej Franz die
unterschiedlichsten Verfahren getestet, um Erreger abzutöten: "Da
Chikungunya noch vorwiegend in Ländern mit schlechter medizinischer
Infrastruktur verbreitet ist, haben wir zunächst Desinfektionsmittel nach
Rezepten der Weltgesundheitsorganisation WHO getestet." Die WHO stellt
seit vielen Jahren zwei Rezepte zur Verfügung, nach denen
Desinfektionsmittel mit einfachen Mitteln direkt in Krisengebieten
angemischt werden können. Sie kosten nur etwa ein Zehntel vorgemischter
Markenprodukte und basieren im Wesentlichen auf den Alkoholen Ethanol und
Isopropanol. "Diese Rezepturen funktionieren in der empfohlenen Dosierung
gut, dürfen aber nicht unterdosiert werden", gibt er zu bedenken.
"Handelsübliche Flächen- und Handdesinfektionsmittel deaktivieren das
Chikungunya Virus sehr effektiv, selbst, wenn die Konzentrationen unter
der empfohlenen Dosierung liegen." Ebenfalls sehr empfindlich reagiert das
Virus auf Erhitzen: Bereits ab 70 Grad Celsius werden alle Viren
inaktiviert. "Einzig beim Austrocknen zeigt sich das Virus recht
widerstandsfähig. Im Gegensatz zu einigen anderen verwandten Viren,
konnten wir es nach dem Eintrocknen durch die Zugabe von Wasser wieder
reaktivieren. Wenn Körperflüssigkeiten mit hohem Virustiter auf einer
Oberfläche eintrocknen, besteht hier ein gewisses Risiko. Man sollte also
nicht leichtfertig mit Proben Infizierter umgehen", schließt Sergej Franz.

Publikation:

Franz S, Friesland M, Passos V, Todt D, Simmons G, Goffinet C, Steinmann E
(2018) Susceptibility of Chikungunya Virus to Inactivation by Heat and
Commercially and WHO-Recommended Biocides. J Infect Dis

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.twincore.de/institute/experimentelle-virologie/ag-angeborene-immunitaet-und-virale-evasion/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1570
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

TWINCORE - Zentrum für Experimentelle und Klinische Infektionsforschung - 02.07.2018
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SCHLAGANFALL/418: Studie - Ist die Katheterbehandlung auch bei größeren Schlaganfällen effektiv? (idw)


Universitätsklinikum Heidelberg - 02.07.2018

Aktuelle Studie: Ist die Katheterbehandlung auch bei größeren Schlaganfällen effektiv?

Aktuelle Studie am Universitätsklinikum Heidelberg zur
Schlaganfallbehandlung / Kathetereingriff entfernt Blutgerinnsel im Gehirn
/ Forschungsprojekt TENSION untersucht, ob auch Patienten mit mittelgroßen
Schlaganfällen von innovativer Behandlung profitieren/ Fördersumme beträgt
6 Millionen Euro



Bei einer sogenannten Thrombektomie lassen sich Blutgerinnsel nach einem
Schlaganfall mit Hilfe eines Katheters aus dem Gehirn entfernen. Eine
aktuelle Studie unter Leitung Prof. Dr. Martin Bendszus, Ärztlicher Leiter
der Abteilung Neuroradiologie des Universitätsklinikums, untersucht nun,
ob auch von mittelschweren Schlaganfällen betroffene Patienten von dem
modernen Verfahren profitieren können. Bislang wird diese Therapie in
spezialisierten Zentren wie dem Universitätsklinikum Heidelberg nur dann
regelmäßig eingesetzt, wenn ein Schlaganfall noch keinen größeren Schaden
am Gehirn verursacht hat. Das Forschungsprojekt TENSION bezieht 40
Standorte in acht Ländern ein und wird mit 6 Millionen Euro von der
Europäischen Union gefördert. Die klinische Studie wird vom
Universitätsklinikum Heidelberg aus koordiniert, die Leitung des
Forschungsprojekts TENSION liegt beim Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf (UKE).

Thrombektomie - eine innovative Therapie zur Entfernung von Blutgerinnseln im Gehirn

"Time is brain" sagen die Neurologen, um kurz und prägnant zu beschreiben,
dass bei einem Schlaganfall jede Minute zählt, um bleibende Schäden im
Gehirn zu verhindern. Ein großer Anteil der jährlich 250.000 Schlaganfälle
in Deutschland wird durch ein Blutgerinnsel (Thrombus) ausgelöst, der ein
Blutgefäß im Gehirn verschließt, sodass Teile des Gehirns nicht mehr mit
Sauerstoff versorgt werden können. Je länger der Gefäßverschluss andauert,
desto mehr Nervengewebe wird unterversorgt und stirbt in der Folge ab.
Bislang galt: Ist erst wenig Hirngewebe geschädigt, können Ärzte von der
Leiste aus unter Kontrolle von Röntgenstrahlen einen Katheter in das
Gehirn des Patienten einführen und das Gerinnsel mit speziellen
Fangkörbchen entfernen. In diesen Fällen haben die Patienten sehr gute
Chancen, auch nach einem Schlaganfall ein selbstständiges und
behinderungsfreies Leben zu führen.

Können Patienten mit mittelgroßen Schlaganfällen besser vor Folgeschäden geschützt werden?

Bei größeren Infarkten - die in der Regel auch schon länger bestehen -
besteht die Standardtherapie bislang in der Gabe von Medikamenten, die die
Blutgerinnung beeinflussen. "Mit unserer Studie wollen wir nachweisen,
dass auch Patienten mit mittelgroßen Infarkten von einer Thrombektomie
profitieren und damit diese Behandlung auch für diese Patienten verfügbar
machen", beschreibt Prof. Dr. Martin Bendszus das Ziel der aktuellen
Forschungsarbeit. Untersuchungen aus den USA zeigen, dass Patienten, die
bis zu 24 Stunden nach Auftreten erster Beschwerden eine Thrombektomie
bekamen, deutlich weniger schwere Folgeschäden von ihrem Schlaganfall
davontrugen, als Patienten einer zweiten Gruppe, die rein medikamentös
behandelt wurde. Allerdings handelte es sich hierbei um Schlaganfälle,
bei denen das Auftreten der typischen Symptome wie Lähmungen,
Taubheitsgefühle oder Sprachstörungen zwar bis zu einen Tag zurück lag,
die aber dennoch vergleichsweise klein waren. "Obwohl die
Katheterbehandlung keine hohen zusätzlichen Risiken birgt, werden bislang
Patienten mit größeren Schlaganfällen selten auf diese Weise behandelt,
weil noch nicht nachgewiesen ist, ob ihnen die Behandlung überhaupt noch
nutzen kann", sagt Prof. Dr. Martin Bendszus.

40 Standorte, 714 Patienten - und möglicherweise neue Behandlungsmöglichkeiten für mittelschwere Schlaganfälle

In die vom Universitätsklinikum Heidelberg aus koordinierte Studie sollen
bis zu 714 Patienten eingebunden werden, die an einem der 40 Standorte
europaweit mit einem mittelschweren Schlaganfall eingeliefert werden.
"Kriterium ist für uns nicht ein bestimmter Zeitpunkt, an dem zuerst
typische Beschwerden auftraten, sondern dass bis zu 50 % des Gewebes rund
um das betroffene Blutgefäß bereits geschädigt sind", sagt Prof. Dr.
Martin Bendszus. "Die Entscheidung über das Ausmaß des Infarkts erfolgt
durch speziell fortgebildete Ärzte aufgrund von bildgebenden Verfahren wie
der Computer- oder Kernspintomographie". Die Patienten werden nach dem
Zufallsprinzip in zwei Gruppen eingeteilt: Während die erste Gruppe die
konventionelle medikamentöse Therapie erhält, wird bei der zweiten Gruppe
das Gerinnsel zusätzlich mittels Thrombektomie entfernt. Nach 90 Tagen
wird anhand einer in der Schlaganfallbehandlung üblichen Skala - dem
sogenannten mRSScore - gemessen, wie stark die Einschränkungen des
Patienten durch den Schlaganfall sind. "Es gibt Daten von anderen Studien,
die darauf hindeuten, dass wir den Patienten durch diese neue Behandlung
schwerere Behinderungen ersparen können", sagt Prof. Dr. Martin Bendszus.
"Wir hoffen, dass die Ergebnisse so überzeugend sind, dass wir die Studie
vorzeitig beenden können." Sollte das Projekt erfolgreich sein, hätte das
auch Auswirkungen auf das Gesundheitssystem. "Zum einen müssten dann die
Leitlinien zur Akuttherapie des Schlaganfalls entsprechend angepasst
werden und zum anderen sollten zur optimalen Versorgung der Patienten
flächendeckend Versorgungsstrukturen aufgebaut werden, in denen eine
Thrombektomie durchgeführt werden kann", fasst Prof. Dr. Martin Bendszus
zusammen. "Da dies erhebliche finanzielle Ressourcen beanspruchen wird,
ist eine sichere Datenlage hierfür unerlässlich." Am Universitätsklinikum
Heidelberg werden schon heute jährlich über 400 Schlaganfall-Patienten mit
einer Thrombektomie behandelt.


Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.klinikum.uni-heidelberg.de/Willkommen.112254.0.html Abteilung Neuroradiologie des Universitätsklinikums Heidelberg

https://www.klinikum.uni-heidelberg.de/Stroke-Unit-Wachstation.684.0.html Stroke Unit und Wachstation des Universitätsklinikums Heidelberg

http://www.tension-study.eu Informationen zu TENSION

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution665
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AKTION/2671: Unna - "Wir verschenken Musik" - Moderne Musik aus erster Hand am 8.7.2018


"Wir verschenken Musik" - Moderne Musik aus erster Hand 



Kreisstadt Unna. Am Sonntag, 8. Juli 2018 gibt es ein besonderes
Konzertereignis im Rahmen der Benefizkonzerte zugunsten der "Aktion
für Kinder in Unna e.V.", die sich nun seit vier Jahren unter dem
Titel "wir verschenken Musik" wachsender Beliebtheit erfreuen: "Der
glückliche Prinz", ein Märchen von Oscar Wilde mit der Musik des
zeitgenössischen Komponisten Stefan Heucke.

Erstmals findet das dreiteilige Konzert, das Musikpädagogen vom
Deutschen Tonkünstler-Verband (DTKV) mit ihren Schülern veranstalten,
im Spiegelsaal des Hauses Opherdicke statt. Mit dem Konzert tragen sie
dazu bei, dass bedürftigen Kindern eine warme Schulmahlzeit finanziert
werden kann.

Der Komponist wird persönlich bei dem Konzert anwesend sein und als
Erzähler des Märchens auftreten. Er zählt international zu den Großen
der modernen Musik. So wurde die Eröffnung des neuen Bochumer
Konzerthauses mit einem Oratorium aus seiner Feder gefeiert. Stefan
Heucke hat mit seiner Märchenvertonung ein Werk geschaffen, das
geeignet ist, junge Klavierspieler an moderne Klangsprache
heranzuführen, verschiedene Techniken an anspruchsvoller Musik zu üben
und die vielfältigen Ausdrucksmöglichkeiten von Musik zu erproben. In
einem ganztägigen Workshop hat der Komponist mit den gut vorbereiteten
22 jungen Musikern eine stimmige Gesamtinterpretation seines Werkes
erarbeitet.

Das Thema des Märchens handelt von Armut, Mitmenschlichkeit und
selbstloser Hilfe.

Ermöglicht wird dieses Konzertereignis, das ursprünglich aus einer
Idee der Pianistin Rabjana Ehrenstein entstand, mit der Unterstützung
des DTKV, des Kreises Unna, der Kreisstadt Unna und des Kulturkreises
der Unnaer Wirtschaft e.V.

Der Eintritt ist frei. Über Spenden freuen sich der Deutsche
Tonkünstler-Verband mit seinen Mitgliedern und deren Schülern sowie
die "Aktion für Kinder in Unna e.V.", der die gesamte Spendensumme
zugutekommt.

Das Programm im Überblick:

Sonntag, 8. Juli 2018

11.00 Uhr: buntes Programm mit den Lieblingsstücken junger Musiker

13.00 Uhr: "Der glückliche Prinz" (Oscar Wilde/ Stefan Heucke)

15.00 Uhr: "Der glückliche Prinz" (Oscar Wilde/ Stefan Heucke)

Veranstaltungsort: Haus Opherdicke (Spiegelsaal), Dorfstraße, 59439
Holzwickede.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 3. Juli 2018

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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AKTION/2670: Bocholt - Open-Air Konzert mit über 300 Musikschülern am 8. Juli 2018


Musikschulfest: Open-Air Konzert mit über 300 Musikschülern



Bocholt (PID). Am Sonntag, 8. Juli 2018, präsentiert sich die
Musikschule Bocholt-Isselburg mit ihren Bands und Ensembles in einem
großen Open-Air Konzert. Beginn ist um 13 Uhr vor dem Historischen
Rathaus in Bocholt. Der Eintritt ist frei.

Auch in diesem Jahr veranstaltet die Musikschule Bocholt-Isselburg im
Rahmen der Bocholter Kulturtage ihr großes Musikschulfest vor dem
historischen Rathaus. Über 300 Kinder und Jugendliche werden dabei mit
ihren Orchestern, Bands und Chören auf der Bühne zu hören und zu sehen
sein.

Das Programm im Überblick:

13.00 Uhr Kinder-Musical mit Ausschnitten aus dem neuen Kindermusical
"Grimm und weg" (Leitung: Stefanie Bergmann)

13:30 Uhr Funk-Band "Jozz Stick FUNKtion" (Leitung Martin Feske)

14:15 Uhr Blasorchester Mini-Winds (Leitung Michael Meldrum)
Die Mini-Winds sind das jüngste Blasorchester der Musikschule

14:45 Uhr Bläserkreis (Leitung Bodo Biermann)

15:30 Uhr Percussion-Ensemble (Leitung Christoph Nießen)

16:15 Uhr Pop-Band "Six'n one beats" (Leitung Jan Schulz)

17:00 Uhr Uhr Jugendblasorchester (Leitung Bodo Biermann)

18:00 Uhr Jugendsinfonieorchester (Leitung Ludger Latos)
Ende: ca: 19:00 Uhr

"Als wir zu Beginn des Jahres unser Open-Air Konzert geplant haben,
sind wir davon ausgegangen, dass freitags, zum eigentlichen Termin die
deutsche Nationalmanschaft spielen könnte", erklärt Musikschulleiterin
Claudia Borgers, "Wir haben daher unser Musikschulfest auf einen
Sonntag Nachmittag verlegt." Für den Sonntag Nachmittag hat
Musikschule ein tolles Programm auf die Bühne geplant. Kleine und
große Künstler zeigen ihr Können aus Klassik, Jazz, Rock und Pop, so
dass für jeden musikalischen Geschmack etwas dabei sein wird, so
Borgers weiter.

Am Rande der Bühne können Kinder gemeinsam mit dem Bocholter Künstler
Marco Büning ein Kunstwerk aus alten Instrumenten kreieren. Der
Eltern- und Förderkreis der Musikschule unterstützt traditionell das
Musikschulfest und organisiert einen Kaffee- und Kuchenstand. Für
kalte Getränke und einen Imbiss ist ebenfalls gesorgt. Der Eintritt
ist frei.

Termin: Sonntag, 8. Juli 2018, ab 13 Uhr vor dem Historischen Rathaus

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 3. Juli 2018

Stadt Bocholt

PRESSE- und INFORMATIONSDIENST

Berliner Platz 1, 46395 Bocholt

Telefon: (0 28 71) 953-327, -209, -571

Fax: (0 28 71) 953-189

E-Mail: pid@mail.bocholt.de

Internet: www.bocholt.de
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JAZZ/2143: Hamburg - Kulturcafé Komm du | Passion4Saxxes - Jazz, Swing, Pop, Gospel und Klassik auf 4 Saxophonen, 10.8.2018


Kulturcafé Komm du - August 2018

Passion4Saxxes | Jazz, Swing, Funk, Latin, Filmmusik, Gospel, Rock-Klassiker und alles, was Spaß macht

Freitag, 10. August 2018, 20:00 bis 22:00 Uhr im Kulturcafé Komm du






[image: Veranstaltungsflyer für das Jazz-Konzert mit Passion4Saxxes am Freitag, den 10.8.2018 um 20 Uhr im 'Komm du' mit einem Foto des jungen Saxophon-Quartetts aus Schweinfurt - Foto im Flyer: © by Josef Lamber]

[image: Plakat zum Jazz-Konzert mit Passion4Saxxes am Freitag, den 10.8.2018 um 20 Uhr im 'Komm du' mit einem Foto des jungen Saxophon-Quartetts aus Schweinfurt - Foto: © by Josef Lamber]





Das Komm du lädt ein zu einem Konzert

am Freitag, den 10.08.2018, 20.00 bis 22.00 Uhr:

Passion4Saxxes

Jazz, Swing, Pop, Gospel und Klassik auf vier Saxophonen

Begeisterung für Musik und Leidenschaft für's Saxophon! Einen
passenderen Namen hätten die vier jungen Musiker aus dem Raum
Schweinfurt für ihr Quartett nicht finden können. Anna-Lena, Maria,
Anna-Christine und Christof fanden im September 2013 für "Jugend
musiziert" zusammen und machten nach der erfolgreichen Teilnahme am
Bundeswettbewerb mit einem in Richtung Jazz, Latin und Rock
erweiterten Repertoire als Band weiter. Es folgten zahlreiche
Auftritte u. a. im bekannten Jazzclub "Badenscher Hof" in Berlin und
beim Bayerischen Jazzweekend in Regensburg. Auf ihrer
"Passion4Saxxes goes North"-Sommertour 2018, die sie u.a. zum
Summerjazz Festival Pinneberg führt, macht die junge Band auch
Station im "Komm du".


Das Konzert im Kulturcafé Komm du beginnt um 20.00 Uhr.

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt frei / Hutspende




[image: Passion4Saxxes, das junge Saxophon-Quartett aus Schweinfurt - Foto: © by Josef Lamber]

Passion4Saxxes - das junge Saxophon-Quartett aus Schweinfurt spielt

Jazz, Swing, Funk, Latin, Filmmusik, Gospel, Rock-Klassiker und alles, was Spaß macht

V.l.n.r.: Christof Kern, Anna-Christine Brand, Maria Maier und Anna-Lena Weigand

Foto: © by Josef Lamber




Passion4Saxxes - die Geschichte

Anna-Lena, Maria, Anna-Christine und Christof, alle am musischen
Celtis-Gymnasium Schweinfurt ausgebildet, haben sich im September
2013 für "Jugend musiziert" zusammengefunden. Nach ersten Preisen
beim Regional- und Landeswettbewerb führte dieses Projekt bis zum
Bundeswettbewerb nach Braunschweig, an dem sie 2014 "mit sehr gutem
Erfolg" teilnahmen. Danach erweiterten sie ihr Repertoire in
Richtung Jazz, Latin & Rock. Es folgten erste Preise beim
Nachwuchswettbewerb des Jazz-Festivals Würzburg 2014 und 2015 und
beim Talentwettbewerb des Stadtjugendrings beim U&D Würzburg 2015,
sowie Auftritte mit Ed Sperber, Three Fall & Sebastian Reich.
Höhepunkt war im September 2015 der Auftritt bei der Benefiz-Gala
mit Königin Silvia von Schweden in der Würzburger Residenz. Anfang
August 2016 waren Passion4Saxxes auf einer einwöchigen Tour durch
Berlin mit sieben Auftritten, einer davon im bekannten Jazzclub "Badenscher
Hof". 2017 spielten sie u.a. beim Bayerischen Jazzweekend in
Regensburg. Und 2018 geht es neben den regionalen Auftritten auch wieder
auf Tour: vom 08. bis zum 12. August nach Hamburg, Timmendorfer
Strand und zum Summerjazz Festival Pinneberg.

Passion4Saxxes - der Name paßt. Denn wer die vier jungen Musiker aus dem Raum
Schweinfurt auf der Bühne hört und sieht, kann ihre Leidenschaft und den Spaß an
der gemeinsamen Musik auf ihren Saxophonen spüren und hautnah erleben.

Die Musik von Passion4Saxxes gibt es auch auf 2 CDs:

"New Saxxes in Town" mit 8 Stücken und 24 Minuten Spielzeit (Sep. 2015)

"In the Mood with..." mit 9 Stücken und 32 Minuten Spielzeit (Nov. 2017)




[image: Passion4Saxxes, das junge Saxophon-Quartett aus Schweinfurt - Foto: © by Josef Lamber]

Swing und Groove mit dem Saxophon-Quartett Passion4Saxxes am Freitag, den 10.8.2018 ab 20 Uhr im "Komm du" in Hamburg-Harburg

Foto: © by Josef Lamber




Besetzung:

Christof Kern (Sopran- und Altsaxophon)

Anna-Christine Brand (Tenorsaxophon)

Maria Maier (Baritonsaxophon) 

Anna-Lena Weigand (Altsaxophon)


Weitere Informationen

Passion4Saxxes - Homepage

http://passion4saxxes.jimdo.com

Passion4Saxxes bei Facebook

https://www.facebook.com/Passion4Saxxes/


Zum Reinhören & Anschauen:

Passion4Saxxes - Fever 

https://youtu.be/JiBX23TZJ14

Passion4Saxxes live: In The Mood

https://youtu.be/mHR5x6qKZZY

Passion4Saxxes: Moondance (CD "In the Mood with...")

https://youtu.be/Za5zVupkpNg

Passion4Saxxes: Duke's Suite (CD "In the Mood with...")

https://youtu.be/P1GdwCuulfE

Passion4Saxxes bei Soundcloud - Duke's Suite, Fever, Bohemian Rhapsody, Pink Panther Theme

https://soundcloud.com/joe-kern-923784590/sets/passion4saxxes-horbeispiele
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Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2013 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

MA-Verlag / Elektronische Zeitung Schattenblick

Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: ma-verlag.redakt.schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





KLASSIK/10100: München - Symphonische Tänze im Münchner Gasteig, 8.7.2018 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 29. Juni 2018

Rundfunkorchester / Chor des BR

Klasse Klassik - Symphonische Tänze im Münchner Gasteig

Orchester des Auersperg Gymnasiums Passau, des Gymnasiums Kirchseeon
und des Gymnasiums bei St. Stephan, Augsburg

Kammerchor des Pestalozzigymnasiums München und Chor des
Wilhelm-Hausenstein-Gymnasiums, München

Maximilian Maier: Sprecher

Mitglieder des Münchner Rundfunkorchesters

Chor des Bayerischen Rundfunks

Leitung: Ivan Repusić
Sonntag, 8. Juli 2018, 18.00 Uhr



Klasse Klassik - Bayerische Schulorchester musizieren mit Mitgliedern
des Münchner Rundfunkorchesters: Seit 2003 gibt es das
musikpädagogische Gemeinschaftsprojekt in Kooperation mit dem
Bayerischen Staatsministerium für Unterricht und Kultus, dem
Kulturreferat der Stadt München sowie der Bayerischen
Landeskoordinierungsstelle Musik. Am 8. Juli 2018 um 18.00 Uhr findet
es zum 13. Mal statt, diesmal erweitert mit zwei Schulchören und dem
Chor des Bayerischen Rundfunks. Im Münchner Gasteig stehen
Symphonische Tänze aus großen Werken auf dem Programm.

Von Edward Elgars Erstem Tanz aus "Three Bavarian Dances" über eine
Farandole von Georges Bizet bis zu Johannes Brahms' "Ungarischer Tanz"
Nr. 1: Drei Schulorchester zeigen Seite an Seite mit ihren Vorbildern
des Münchner Rundfunkorchesters das Ergebnis der monatelangen
intensiven Probenarbeit mit dem international gefragten Dirigenten
Olivier Tardy. Eine besondere Bereicherung für Klasse Klassik 2018 ist
die Mitwirkung zweier Schulchöre, unterstützt vom Chor des Bayerischen
Rundfunks. Schon in den gemeinsamen Proben erfassten die Schülerinnen
und Schüler die wirkungsvolle und mitreißende Einheit von Tanz und
Gesang, vor allem in den slawischen Opern.


Das ausführliche Programm mit Erläuterungen finden Sie unter

www.rundfunkorchester.de%2Fmedia%2FFlyer-Klassik-zum-Staunen-2017-2018_online-43-MB.pdf&usg=AOvVaw0O6LipDsae0LDl5pZA6mJe

Ausstrahlung der Aufzeichnung in BR-KLASSIK/Hörfunk:

Sonntag, 16. September 2018, um 19.05 Uhr im Radio.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 29. Juni 2018

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

E-Mail: info@br.de

Internet: www.br.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8755: Aus aller Welt - 04.07.2018 (SB)




MELDUNGEN



Frankreich: Gesetz gegen Fake News nimmt erste Hürde

Die französische Nationalversammlung hat in erster Lesung eine
umstrittene Gesetzesvorlage auf den Weg gebracht. Vermeintliche
Falschmeldungen (Fake News) in Wahlkampfzeiten sollen mit bis zu
einem Jahr Haft und Geldbußen von 15.000 Euro belegt werden. Der
Entwurf nimmt auch soziale Medien in die Pflicht. So sollen die
Netzwerke in Wahlkampfzeiten bei gesponserten Informationen künftig
Anzeigen müssen, wer und wieviel jemand bezahlt hat. Kritiker
sprechen von einer Zensur und einem Maulkorb für die Bürger und die
Medien. Die Zeitung Le Monde befürchtet eine verschärfte Kontrolle
über die Medien.

4. Juli 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8755: Kriminalität und Rechtsprechung - 04.07.2018 (SB)




MELDUNGEN



Hessens Polizei erhält Kriegswaffen

Hessens Innenminister Peter Beuth (CDU) will die Landespolizei
stärker bewaffnen. Geplant ist die Anschaffung von 1.500
Sturmgewehren. Dazu präsentierte der Minister heute in Wiesbaden das
Bundeswehr-Gewehr G 36 des baden-württembergischen Herstellers
Heckler & Koch, mit der sechs Einheiten der hessischen
Bereitschaftspolizei bereits ausgerüstet sind. Neben den neuen
Militärwaffen sollen auch 9.700 kugelsichere Schutzwesten gekauft
werden. 

4. Juli 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8752: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 04.07.2018 (SB)




MELDUNGEN



Chinesische Soldaten marschieren im Stadtkern von Minsk

An der Militärparade zum Jahrestag der Befreiung von deutscher
Besatzung in der weißrussischen Hauptstadt Minsk haben am Dienstag
erstmals 4.000 Soldaten und mehr als 200 Militärfahrzeuge aus China
teilgenommen. Am Rande der Parade kündigte Staatschef Alexander
Lukaschenko an, die strategische Partnerschaft mit China weiter
auszubauen. Seit einigen Jahren unterstützt China das
hochverschuldete Weißrußland mit milliardenschweren Krediten für den
Ausbau seiner Infrastruktur.

4. Juli 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8754: Aus Parlament und Gesellschaft - 04.07.2018 (SB)




MELDUNGEN



Opposition kritisiert Asylkompromiß der Union

Der Unionsstreit um die Asylpolitik ist noch nicht ganz verklungen, da
übte heute die Opposition in der Haushaltsdebatte im Bundestag
heftige Kritik an der Füchtlingspolitik der großen Koalition. Nach
Auffassung von FDP-Chef Christian Lindner hat Bundeskanzlerin Angela
Merkel (CDU) die bürgerliche Mitte aus den Augen verloren.
Linken-Fraktionschef Dietmar Bartsch warf der Union Rechthaberei im
Asylstreit vor. Die Humanität sei dabei auf der Strecke geblieben.
Die SPD machte unterdessen klar, daß es mit ihr keine geschlossenen
Flüchtlingslager an der Grenze zwischen Bayern und Österreich geben
werde. Wer über die im Koalitionsvertrag getroffenen Vereinbarungen
hinausgehende Vorschläge habe, müsse diese mit dem Koalitionspartner
abstimmen, betonte Fraktionschefin Andrea Nahles.

4. Juli 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8753: Tragisches und Kurioses - 04.07.2018 (SB)




MELDUNGEN



Japaner auf dem Weg zum Gipfel des Ayers Rock gestorben

Ein 76jähriger Japaner ist bei einem Kletterversuch am Ayers Rock in
der zentralaustralischen Wüste ums Leben gekommen. Der Mann sei beim
Aufstieg auf halbem Weg kollabiert, teilte ein Behördensprecher im
Bundesstaat Northern Territory mit. Der etwa 350 Meter hohe Monolith
im Nationalpark Uluru-Kata Tjuta wird jedes Jahr von rund 300.000
Touristen besucht. Der Japaner ist das 37. Todesopfer, seit der
Inselberg in den 1960 Jahren für Besucher offiziell zugänglich wurde.
Ab Oktober 2019 ist es offiziell verboten, den roten Fels im
australischen Outback zu betreten. Die Parkverwaltung kam damit einer
Bitte der Aborigine-Ureinwohner nach, denen der Berg heilig ist.

4. Juli 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7838: Aus Forschung und Technik - 04.07.2018 (SB)




MELDUNGEN



Vermutlich stabiles Klima auf Kepler-186f

Der vor vier Jahren entdeckte Exoplanet Kepler-186f hat offenbar eine
stabile Rotationsachse und damit verläßliche Jahreszeiten und ein
stabiles Klima. Das haben Wissenschaftler des Georgia Institute of
Technology in Atlanta herausgefunden. Der etwa erdgroße Himmelskörper
befindet sich rund 500 Lichtjahre von der Erde entfernt im Sternbild
Cygnus (Schwan). Seine Kreisbahn um den Roten Zwerg Kepler-186 liegt
in einer lebensfreundlichen Zone.

4. Juli 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7850: Aus aller Welt - 04.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Zwei Personen nach Kontakt mit unbekannter Substanz im Krankenhaus

In einem Wohnhaus im britischen Amesbury sind am Samstagabend ein
Mann und eine Frau im Alter von etwa 40 Jahren bewußtlos aufgefunden
worden. Sie wurden unter dem Verdacht einer Crack- oder
Heroinvergiftung ins Krankenhaus von Salisbury eingeliefert. Beide
befinden sich in kritischem Zustand. Inzwischen konnte geklärt
werden, daß sie mutmaßlich mit einer unbekannten Substanz in Kontakt
gekommen sind. Deswegen hat die ermittelnde Polizei der Grafschaft
Wiltshire routinemäßig die Terrorabwehr hinzugezogen.

In Salisbury waren am 4. März der russische Doppelagent Skripal und
seine Tochter aufgefunden worden. Sie sollen einem militärischen
Nervengift aus der Nowitschok-Gruppe ausgesetzt worden sein.
Inzwischen wurden die Skripals aus dem Krankenhaus entlassen. Vor dem
Hintergrund ihres Falls hat die Polizei von Wiltshire Teile von
Amesbury und Salisbury vorsorglich abgesperrt. Die zuständigen
Gesundheitsbehörden gehen nach Angaben eines Sprechers nicht davon
aus, daß für die breite Öffentlichkeit eine erhebliche
Gesundheitsgefahr besteht.

4. Juli 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7811: Medizin und Gesundheitswesen - 04.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Über die Hälfte der Eltern zu dick

Die Deutschen werden immer dicker. So meldete das Deutsche
Ärzteblatt, daß hierzulande weit mehr als die Hälfte der Eltern zu
dick sein sollen. 36 Prozent der Väter und Mütter gelten als
übergewichtig und 22 sogar fettleibig. Wie die Umfrage der AOK weiter
ergab, fallen bei den Vätern 72 Prozent in eine der beiden
Kategorien, bei den Müttern ist es immerhin die Hälfte. Für Jens
Martin Hoyer, stellvertretender Vorsitzender des AOK-Bundesverbands,
ist das Ergebnisse ein klares Alarmsignal. Schließlich haben Eltern
eine Vorbildfunktion, und dieser kommen dicke Eltern nicht nach.

4. Juli 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7838: Kriminalität und Rechtsprechung - 04.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Neun Urteile im Fall Víctor Jara

In Chile hat ein Gericht am Dienstag (Ortszeit) acht pensionierte
Soldaten wegen der Ermordung des Folksängers Víctor Jara und des
kommunistischen Gefängnisdirektors Littre Quiroga Carvajal zu Beginn
der Pinochet-Diktatur im Jahr 1973 zu jeweils 15 Jahren Haft und
wegen Entführung zu drei weiteren Jahren Gefängnis verurteilt. Ein
weiterer Angeklagter wurde der Beihilfe zu den beiden Morden schuldig
befunden und zu fünf Jahren verurteilt.

Der 41jährige Sänger, Komponist und Theaterdirektor Jara war am Tag
nach dem Putsch verhaftet und mit rund 5000 anderen in das
Chilenische Stadion von Santiago gebracht worden, wo er schwer
gefoltert wurde. Seine mit 44 Kugeln durchsiebte Leiche wurde einige
Tage später gefunden. Jara war Mitglied der Kommunistischen Partei
Chiles und Anhänger des von den Militärs gestürzten sozialistischen
Präsidenten Salvador Allende. Jaras Leichnam wurde 2009 exhumiert und
später in Santiago de Chile ehrenvoll beigesetzt. Das Stadion, in dem
er ermordet wurde, ist heute nach ihm benannt.

4. Juli 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7762: Sprache, Kunst und Medium - 04.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Bayer lenkt ein: Dresdner "Mars-Skulptur" wird nicht versteigert

Nach zähen Verhandlungen hat die Bayer AG die in ihrem Besitz
befindliche Skulptur "Dresdner Mars" von der für heute geplanten
Auktion bei Sotheby's in London im letzten Moment zurückgezogen und
einem direkten Verkauf an die Staatlichen Kunstsammlungen Dresden
(SKD) zugestimmt.

Seit Jahren hatten die SKD vergeblich versucht, die kleine
Bronzestatuette von Giambologna (1529-1608) zu erwerben. Als bekannt
wurde, daß die firmeneigene Sammlung des Leverkusener Chemiekonzerns
das Kunstwerk, das rund 300 Jahre lang in Dresden war, in London
versteigern lassen wollte, kam es zu wütenden Protesten aus der
Kulturszene, wie Deutschlandfunk Kultur berichtete.

Die 40 cm hohe Bronzeskulptur war ein Geschenk des Künstlers bei
dessen Aufenthalt an den sächsischen Kurfürsten Christian I.

Auch Kulturstaatsministerin Grütters schaltete sich ein. Der Bund
hatte zuletzt dem SKD eine Million Euro zugesagt. Auch die staatlichen
Sammlungen hatten Spenden eingeworben sowie eigene Mittel
bereitgestellt.

4. Juli 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7828: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 04.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Taliban-Milizen überfallen Checkpoint in der Region Kabul

In der afghanischen Provinz Kabul haben am Mittwochmorgen Milizen der
Taliban einen Checkpoint angegriffen und mindestens drei Polizisten
getötet. Sieben weitere wurden nach Angaben eines Polizeisprechers
verwundet. Die afghanischen ToloNews meldeten unter Berufung auf eine
ungenannte Quelle sechs getötete und zwei als Geiseln entführte
Polizisten.

Nahezu zeitgleich landete in der Hauptstadt Kabul eine Maschine mit
69 in Deutschland als Asylbewerber abgelehnten und abgeschobenen
Afghanen. Am Vorabend hatte der Bayerische Flüchtlingsrat berichtet,
daß sich unter den Abzuschiebenden Auszubildende, Berufsschüler und
ein Mann in einem festen Arbeitsverhältnis befänden. Reporter
erfuhren auf dem Flughafen von den Afghanen, daß einige bis zu acht
Jahre in Deutschland gelebt und gearbeitet hätten.

Anfang der Woche hat ein Selbstmordattentäter des Islamischen Staats
in Dschalalabad mindestens 19 Sihks und Hindus getötet. Der frühere
afghanische Präsident Hamid Karsai berichtete der Welt am Sonntag
(Ausgabe vom letzten Wochenende), daß die Taliban heute fast 70
Prozent Afghanistans kontrollierten, während es in seiner Amtszeit
weniger als zehn Prozent gewesen seien. Karsai betonte, Afghanistan
sei definitiv kein sicheres Land.

4. Juli 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7842: Aus Parlament und Gesellschaft - 04.07.2018 (SB)




VOM TAGE



EU-Parlament fordert Sperrklauseln für Kleinstparteien

Das Europaparlament hat am Mittwoch mit absoluter Mehrheit eine
Reform des EU-Wahlrechts verabschiedet. Demnach sollen
Kleinstparteien spätestens bis zur Europawahl 2024 nicht mehr im
EU-Parlament vertreten sein. Die entsprechende Regelung muß noch von
allen EU-Staaten gebilligt werden. Außer Deutschland und Spanien
haben die größeren EU-Staaten bereits Sperrklauseln für das
EU-Parlament eingeführt. Kleine deutsche Parteien haben insgesamt
sieben Abgeordnete nach Luxemburg entsandt. Deutschland ist dort mit
insgesamt 96 Abgeordneten vertreten. Aufgrund des
Parlamentsbeschlusses müssen Deutschland und Spanien Parteien vom
Einzug ins EU-Parlament ausschließen, die eine zwischen zwei und fünf
Prozent liegende Quote der Stimmen nicht erreicht haben. Dies wird in
Deutschland vor allem von CDU, CSU und SPD begrüßt und damit
begründet, daß einer Zersplitterung des EU-Parlaments - in dem zur
Zeit über 150 Parteien vertreten sind - nicht Vorschub geleistet
wird.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7812: Tragisches und Kurioses - 04.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Reisebusse bleiben brandgefährdet

Ein Jahr nach einem verheerenden Busbrand auf der Autobahn 9 bei
Münchberg in Oberfranken soll sich bei der Verbesserung der
Sicherheitssysteme für Reisebusse wenig bewegt haben.

Laut MDR Aktuell moniert die deutsche Versicherungsbranche, daß es
kaum Verbesserungen gibt. So würden im Innenraum beispielsweise andere
Materialien verbaut als in Zügen, welche deutlich schwerer entflammbar
seien. Vor allem würden aber noch immer strengere Vorschriften für den
Einbau von Tanks fehlen.

Bei dem schweren Unfall auf der A9 war ein Reisebus aus Löbau auf
einen Lastwagen aufgefahren. Dabei wurde ein Zusatztank aufgerissen.
Innerhalb kürzester Zeit stand dann der gesamte Bus in Flammen und
brannte völlig aus. Dabei kamen 18 Menschen ums Leben, 30 weitere
erlitten schwere Verletzungen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7839: Arbeit, Soziales und Familie - 04.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Mehr als jeder zweite geht vorzeitig in Rente

Die Techniker Krankenkasse (TK) belegt mit ihrem am Mittwoch
veröffentlichten Gesundheitsreport 2018, daß mehr als jeder zweite
Erwerbstätige vor Erreichen des offiziellen Renteneintrittsalters aus
dem Arbeitsleben ausscheidet. Bei jedem siebten sind
Berufsunfähigkeit, Erwerbsunfähigkeit oder eine Schwerbehinderung der
Grund. Ein Drittel geht unter Inkaufnahme finanzieller Einbußen
vorzeitig in Rente. Im Bau- und Holzgewerbe sind Frühverrentungen
besonders häufig. Auch Verkehrs-, Lager- und Metallarbeiter gehen oft
wegen der körperlichen Belastungen vorzeitig in Rente. Die TK hatte
für ihre Studie die Krankschreibungen und Arzneimittelverordnungen
ihrer rund fünf Millionen versicherten Erwerbspersonen ausgewertet.
Der TK-Vorstandsvorsitzende Baas verwies auf die Nutzlosigkeit einer
Erhöhung des Renteneintrittsalters, wenn nicht einmal jeder zweite
Beschäftigte bis dahin arbeitet. Außerdem fehlen durch die
Frühverrentung erfahrene Fachkräfte am Arbeitsmarkt.

4. Juli 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7822: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 04.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Deutlicher Anstieg der Kegelrobben-Population

Die Zahl der Kegelrobben erholt sich immer mehr. Wie afp meldete, hat
sich der Bestand allein im letzten Jahr um 13 Prozent auf insgesamt
6144 Tiere erhöht. Für den stellvertretenden Exekutivsekretär des
Gemeinsamen Wattenmeersekretariats (CWSS) in Wilhelmshaven ist die
Rückkehr der Kegelrobbe die Erfolgsgeschichte des trilateralen
Umweltschutzes. 
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7827: Märkte und Finanzen - 04.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Chinas Entwicklungsbank gewährt Venezuela Milliardenkredit

Venezuelas staatlicher Ölkonzern PDVSA kann bei der Entwicklungsbank
Chinas einen Kredit in Höhe von umgerechnet 4,3 Milliarden Euro
aufnehmen. Dem venezolanischen Wirtschaftsminister Simón Zerpa
zufolge soll das Geld in die Erdölförderung im Orinoco-Gürtel
fließen. Wegen der von den USA und ihren Verbündeten gegen das
sozialistische Venezuela verhängten Finanz- und Wirtschaftssanktionen
kann Venezuela seine reichhaltigen Öl- und Gasvorkommen nicht wie
gewünscht ausbeuten. Für Sozialprogramme fehlt dem Staat zunehmend
das Geld. Der Devisenmangel lähmt den Außenhandel. Die
Binnenwirtschaft ist faktisch zusammengebrochen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7845: Aus Forschung und Technik - 04.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Dritte Betaversion von Android P steht bereit

Langsam nimmt Googles neues Betriebssystem Android P Gestalt an. Laut
Golem.de hat Google jetzt die dritte Betaversion herausgebracht. Sie
bringt zwar kaum Neuerungen bei den Funktionen, dafür aber
Fehlerbehebungen und Optimierungen hinsichtlich der Systemstabilität.
Die dritte Betaversion von Android P kann heruntergeladen werden,
sofern der Nutzer mit seinem Google-Konto für das Betaprogramm
registriert ist. Wer bereits angemeldet ist und schon die Beta 2
installiert hat, bekommt die neue Version automatisch drahtlos
geliefert.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / ASTRONOMIE





PLANET/654: Wie sich die Atmosphäre des heißesten bekannten Exoplaneten verflüchtigt (idw)


Max-Planck-Institut für Astronomie - 02.07.2018

Wie sich die Atmosphäre des heißesten bekannten Exoplaneten
verflüchtigt



Astronomen haben beobachtet, wie sich die Atmosphäre des heißesten
bekannten Exoplaneten, des heißen Jupiter-ähnlichen Planeten KELT-9b,
allmählich verflüchtigt. Das abströmende Gas wird vom Zentralstern
eingefangen. Fei Yan und Thomas Henning vom Max-Planck-Institut für
Astronomie in Heidelberg konnten mit dem CARMENES-Instrument am
Calar-Alto-Observatorium die Wasserstoffatmosphäre des Planeten nachweisen.
Ihre Beobachtungen deuten auf eine ausgedehnte Wasserstoffhülle hin, die in
Richtung des Zentralsterns gezogen wird.




[image: Bild: © MPIA]

Künstlerische Darstellung des heißen Sterns KELT-9 und seines
Planeten KELT-9b, einem heißen Jupiter.

Bild: © MPIA



Der Exoplanet KELT-9b verdient das Attribut "höllisch": Aufgrund seiner
Nähe zu einem extrem heißen Zentralstern ist er der heißeste Exoplanet,
der je entdeckt wurde. Jetzt haben Fei Yan und Thomas Henning vom
Max-Planck-Institut für Astronomie festgestellt, dass der Stern die
Wasserstoffatmosphäre des Planeten nicht nur stark aufheizt, sondern auch
seine Schwerkraft nutzt, um den Wasserstoff auf sich selbst zu ziehen.

Konkret ist der Zentralstern KELT-9 ein extrem heißer Stern mit einer
Temperatur von bis zu 10.000 K (im Vergleich zu den viel bescheideneren
5800 K, entsprechend 5500 Grad Celsius, der Sonne). Die Umlaufbahn des
Planeten um den Stern ist sehr klein, nämlich zehnmal kleiner als die
Umlaufbahn des Merkurs in unserem Sonnensystem (das entspricht etwa 3% des
Durchmessers der Erdumlaufbahn um die Sonne). Als der Planet KELT-9b im
Jahre 2017 von einem Team von Astronomen unter der Leitung von B. Scott
Gaudi (Ohio State University) entdeckt wurde, maßen die Astronomen für
seine dem Stern zugewandte Tagseite eine Temperatur von 4600 K (4300 Grad
Celsius). Das ist nicht nur heißer als alle anderen Exoplaneten, sondern
sogar heißer als zahlreiche Sterne!

Der Planet selbst ist eine deutlich größere Version des Jupiters unseres
Sonnensystems. Seine Masse ist fast dreimal so groß wie die des Jupiters,
und sein Durchmesser ist fast doppelt so groß. Mit diesen Eigenschaften
gehört KELT-9b zu den Planeten, die Astronomen als "heiße Jupiter"
bezeichnen.

Auf der Umlaufbahn von KELT-9b steht der Planet von der Erde aus gesehen
regelmäßig direkt vor seinem Zentralstern. Bei jedem solchen Transit
schattet der Planet einen Teil des Sternenlichts ab. Von der Erde aus
erscheint der Stern dann jeweils ein wenig lichtschwächer als sonst. Genau
über diesen Effekt wurde KELT-9b erstmals nachgewiesen (sogenannte
Transitmethode).

Als Yan und Henning KELT-9b mit dem CARMENES-Spektrographen am
3,5-Meter-Teleskop des Calar Alto Observatoriums beobachteten, fanden sie
Spuren der Atmosphäre des Planeten: Wann immer der Planet vor seinem Stern
stand, gab es eine deutliche Absorptionslinie für Wasserstoff (Hα), also
einen eng begrenzten Wellenlängenbereich, in dem die wasserstoffreiche
Atmosphäre des Planeten einen Teil des hellen Lichts des Zentralsterns
absorbiert. CARMENES bietet eine besonders detaillierte, hochauflösende
Ansicht des Sternspektrums und ist damit für diese Art von Beobachtung
besonders gut geeignet.

Die Wasserstoffatmosphäre um KELT-9b besitzt eine überraschend große
Ausdehnung - ihre Dicke entspricht mehr als der Hälfte des Radius des
Planeten. Modelle dafür, wie die Schwerkraft des Sterns auf das Gas des
Planeten wirkt, zeigen, dass die Atmosphäre so ausgedehnt ist wie
überhaupt nur möglich - Gas, das noch weiter entfernt vom Planeten ist,
wird vom Planeten ab- und direkt auf den Stern gezogen. Die große
Ausdehnung führt dazu, dass der Planet Wasserstoffgas mit einer
beachtlichen Rate von mehr als 100.000 Tonnen Wasserstoff pro Sekunde
verliert. Der Stern heizt die Atmosphäre auf und zieht das aufsteigende
Gas auf sich selbst, in einem eklatanten Fall von kosmischem Diebstahl.

Die Art und Weise, wie sich die Wellenlänge der Absorptionslinie während
des Transits ändert, zeigt direkt die Bewegung des Planeten: Die
Wellenlängenverschiebung ist auf den Dopplereffekt zurückzuführen und sagt
uns daher, wie schnell sich der Planet auf uns zu oder von uns weg bewegt.
Fei Yan, Erstautor der Studie, sagt: "Diese Art von Messung ist etwas ganz
besonderes. Bislang ist es nur für ein halbes Dutzend Exoplaneten
gelungen, auf diese Art direkt die Bewegung des Planeten zu messen."

Thomas Henning, Direktor am MPIA und Mitautor der Studie, sagt: "Dieser
Planet erinnert mich an den mythischen Ikarus, der sich der Sonne näherte
und abstürzte. Unser Planet wird nicht abstürzen, aber er wird sicherlich
einen wesentlichen Teil von sich selbst verlieren, nämlich seine
Atmosphäre."


Hintergrundinformationen

Die hier beschriebenen Ergebnisse wurden als F. Yan und Th. Henning, "An
extended hydrogen envelope of the extremely hot giant exoplanet KELT-9b",
in der Zeitschrift Nature Astronomy veröffentlicht. Beide Autoren sind am
Max-Planck-Institut für Astronomie tätig.

CARMENES [kár-men-es] (kurz für "Calar Alto high resolution search for M
dwarfs with Exoearths with Near-infrared and optical Échelle
Spectrographs") ist ein Instrument der nächsten Generation, das von einem
Konsortium aus deutschen und spanischen Institutionen für das
3,5m-Teleskop am Calar Alto Observatorium gebaut wurde. Die Projektleiter
(Principal Investigators) von CARMENES sind Andreas Quirrenbach vom
Zentrum für Astronomie der Universität Heidelberg und Pedro J. Amado von
der IAA Granada. Das Max-Planck-Institut für Astronomie ist Teil des
CARMENES-Konsortiums, und das Instrument wurde auch finanziell von der
Max-Planck-Gesellschaft gefördert.


Weitere Informationen unter:

http://www.mpia.de/aktuelles/wissenschaft/2018-07-kelt-9b

- Online-Version der Pressemitteilung mit hochaufgelöstem Bild

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1413

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Astronomie, 02.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





FORSCHUNG/1104: Die Evolution des Hodens - Molekulare Rudimente lösen Rätsel um Hodenposition bei Säugetieren (idw)


Senckenberg Forschungsinstitut und Naturmuseen - 28.06.2018

Die Evolution des Hodens - Molekulare Rudimente lösen Rätsel um
Hodenposition bei Säugetieren



Frankfurt/Dresden, 28.06.2018. Wale ohne Beine, Menschenaffen ohne lange
Schwänze - im Laufe der Evolution kommt es immer wieder zum Verlust von
anatomischen Merkmalen. Beweise für deren einstiges Vorhandensein liefern
Fossilien. Wie sich allerdings Weichteile evolutionär entwickelt haben,
ist ungleich schwerer herauszufinden, da diese nur äußerst selten in
Fossilien erhalten sind. Ein interdisziplinäres Forscherteam hat nun am
Beispiel des Hodens eine neue Methode entwickelt, um die evolutionäre
Entwicklung von Weichteilen zu untersuchen. Die Studie erscheint in der
Fachzeitschrift "PLoS Biology".




[image: Grafik: © Lehmann & Eberhardt /Senckenberg]

Position der Nieren (blau) und Hoden (orange) bei Elefant, Robbe und
Pferd.

Grafik: © Lehmann & Eberhardt /Senckenberg




Um der Evolution von Weichteilstrukturen auf die Spur zu kommen, benötigt
man eine genaue Kenntnis evolutionärer Beziehungen zwischen verschiedenen
Arten. Sind diese Beziehungen nicht vollständig bekannt, bleibt die
evolutionäre Entstehung von Weichteilstrukturen unklar. Dr. Michael
Hiller, vom MPI-CBG, MPI-PKS und dem Zentrum für Systembiologie Dresden,
erklärt: "Statt Weichteile direkt zu untersuchen, haben wir die Evolution
von Genen verfolgt, die für ihre Bildung notwendig sind".

Für ihre Untersuchungen haben sich die Forscher die Evolution des Hodens
bei Säugetieren vorgenommen. Während der Embryo-Entwicklung entstehen die
Hoden in der Bauchhöhle nahe der Nieren, wandern aber bei fast allen
Säugetieren mit zunehmenden Alter in den Unterbauch oder sogar in einen
Hodensack. Eine Ausnahme bilden hier einige afrikanische Arten wie
beispielsweise Elefanten, Rüsselspringer, Seekühe oder Borstenigel - bei
diesen Spezies bleibt der Hoden an der ursprünglichen Position und es
erfolgt kein Hodenabstieg. "Bisher war ungeklärt, ob bei diesen
afrikanischen Arten der Prozess des Hodenabstiegs verloren ging oder ob
alle anderen Arten diese Eigenschaft im Laufe der Evolution erlangt
haben", erläutert Dr. Heiko Stuckas von den Senckenberg Naturhistorischen
Sammlungen Dresden. Dr. Thomas Lehmann vom Senckenberg Forschungsinstitut
und Naturmuseum Frankfurt ergänzt: "Die Entwicklung ist auch deshalb
umstritten, weil nicht vollständig verstanden ist, wie die afrikanischen
Arten mit anderen Säugetieren verwandt sind."

Um die Evolution des Hodenabstiegs zu klären, wurde die DNA von 71
Säugetieren analysiert. "Wir konnten feststellen, dass die besagten
afrikanischen Säugetiere nicht-funktionelle Überbleibsel von zwei Genen
besitzen, welche bei den anderen Säugetieren für den Hodenabstieg benötigt
werden", erklärt Erstautor der Studie Dr. Virag Sharma von den Dresdnern
Max-Planck-Instituten. Diese 'molekularen Rudimente' deuten darauf hin,
dass der Prozess des Hodenabstiegs auch bei den Vorfahren der
afrikanischen Säugetiere stattfand und im Laufe der Evolution dann
verloren ging. "Wichtig ist, dass diese Schlussfolgerung unabhängig von
laufenden Kontroversen über die evolutionären Beziehungen zwischen
bestimmten Säugetieren Bestand hat", resümiert Stuckas.

Hiller, der die Studie geleitet hat, gibt einen Ausblick: "Da immer mehr
DNA-Sequenzen von verschiedenen Arten verfügbar sind, bietet die Suche
nach solchen 'molekularen Rudimenten' neue Möglichkeiten um
Fragestellungen zur Evolution anatomischer Merkmale zu lösen!"


Publikation

Virag Sharma, Thomas Lehmann, Heiko Stuckas, Liane Funke & Michael Hiller
(2018):

Loss of RXFP2 and INSL3 genes in Afrotheria shows that testicular descent
is the ancestral condition in placental mammals.

PloS Biology.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution639
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Senckenberg Forschungsinstitut und Naturmuseen, 28.06.2018
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / GEOWISSENSCHAFTEN





FORSCHUNG/406: Golfstrom-Ringe düngen Atlantik mit Eisen (idw)


Eidgenössische Technische Hochschule Zürich (ETH Zürich) - 02.07.2018

Golfstrom-Ringe düngen Atlantik mit Eisen



ETH-Forscher entdeckten zufällig, dass der Golfstrom eisenreiche
Küstenwassersäulen abspaltet, die Eisen in das eisenarme Meerwasser des
grossen Nordatlantischen Wirbels transportieren. Bislang ging man davon
aus, dass dieser Ozean das Spurenmetall vor allem aus Saharastaub
erhält.




[image: Bild: © ESA / SMOS]

Von Mäandern des Golfstroms werden Ringe mit einem Kern von kaltem,
eisenreichen Küstenwasser abgetrennt.
Bild: © ESA / SMOS



Winzige Meereslebewesen wie Cyanobakterien brauchen grosse Mengen an
Spurenelementen wie Zink oder Eisen. Allerdings ist letzteres in den
Ozeanen meist Mangelware. Dies gilt auch für weite Teile des
Nordatlantiks, insbesondere für den grossen nordatlantischen Wirbel (North
Atlantic Gyre) zwischen Nordamerika, den Kanarischen Inseln und der
Karibik, und den Golfstrom.

Die Forschung ging bisher davon aus, dass Saharastaub die einzige
bedeutende Eisenquelle des nordatlantischen Wirbels ist. Die ETH-
Geochemiker Tim Conway und Gregory de Souza haben nun aber eine weitere
Eisenquelle entdeckt: kaltes eisenreiches Wasser des nordamerikanischen
Kontinentalabhangs (Slope Sea Water), das von Mäandern des warmen
Golfstroms gefangen und in den nordatlantischen Wirbel transportiert wird.
Ihre Studie wurde soeben in der Fachzeitschrift «Nature Geoscience»
veröffentlicht.

Ringe auf der Oberfläche

Auf der Meeresoberfläche sind diese Wassertaschen als Ringe erkennbar. Die
grössten von ihnen haben einen Durchmesser von 200 Kilometer. Unter der
Meeresoberfläche liegen zylinderförmige Säulen, die bis in 1000 Meter
Tiefe reichen und sich im Gegenuhrzeigersinn um die eigene Achse drehen.
Sie haben rund zwei Jahre Bestand, währenddem sie sich, an
Drehgeschwindigkeit verlierend, im nordatlantischen Wirbel mit dessen
Wasser vermischen und dieses mit Eisen anreichern. Ein Teil der
Wasserzylinder kehrt jedoch zurück zum Golfstrom und wird von ihm wieder
aufgesogen.

«Dieser Eiseneintrag liegt wohl in der gleichen Grössenordnung wie
derjenige aus Saharastaub, da sich laufend Golfstrom-Ringe bilden.
Staubstürme hingegen sind meist nur kurze Episoden», sagt de Souza,
Oberassistent am Institut für Geochemie und Petrologie der ETH Zürich.

Aus Neugier über eisenreiches Wasser «gestolpert»

Auf die eisenführenden Golfstrom-Ringe stiessen er und der ehemalige
Postdoktorand Tim Conway zufällig. Die beiden Forscher sichteten aus
Neugier neue öffentlich zugängige Messdaten, die ein Forschungsschiff
während einer Messfahrt von Nordwest nach Südosten von der
nordamerikanischen Küste aus aufgenommen hatte. Die Messdaten umfassten
unter anderem die Eisen- und Zinkkonzentration des Meerwassers von der
Oberfläche bis zum Meeresgrund.

Den ETH-Forschern fiel auf, dass die Eisenkonzentration in
oberflächennahen Gewässern des nordatlantischen Wirbels punktuell erhöht
war und ähnliche Werte erreichte wie das küstennahe Wasser. Ihnen wurde
klar, dass die Golfstrom-Ringe Eisen in den nährstoffarmen Nordatlantik
transferieren.

Quantitative Schätzung schwierig

Um die Menge des auf diese Weise eingetragenen Eisens genauer abschätzen
und berechnen zu können, kontaktierten die ETH-Forscher ihre Kollegin
Jaime Palter, Professorin an der Rhode Island Universität, eine
Spezialistin für Ozeanzirkulation. «Man kann die Wassersäulen mit
Satelliten als Ringe erkennen. Da ihr Wasser dichter ist als das des
umgebenden Meeres, bilden die Ringe Senken, die bis zu einem Meter tiefer
liegen als die restliche Meeresoberfläche», erklärt de Souza.

Palter zählte anhand der Satellitendaten aus, wie viele Ringe sich pro
Jahr vom Golfstrom abkoppelten: im Durchschnitt sieben bis acht; daraus
konnten die Forscher den Eiseneintrag abschätzen. Er liegt möglicherweise
bei rund 15 Prozent des Eisenbeitrags des Saharastaubs.

Der Vergleich mit dem Staubeintrag sei jedoch sehr schwierig, da die
Datenlage ungenügend und widersprüchlich sei, sagt de Souza. «Es ist vor
allem nicht klar, wie viel Eisen aus Saharastaub tatsächlich im Meerwasser
gelöst wird.» Der Anteil durch die Golfstrom-Ringe könnte ebenso gut
zwischen 3 und 75 Prozent betragen. Diese grosse Spanne verunmögliche es,
den Beitrag der Golfstrom-Ringe am Eiseneintrag im Vergleich zum dem aus
Saharastaub präziser einzugrenzen.

«Wir benötigen räumlich höher aufgelöste Daten, um damit den Eiseneintrag
aus den Ringen genauer berechnen zu können - und ein besseres Verständnis
davon, welche Parameter die Löslichkeit von Staubeisen bestimmen.»

Spurenmetalle als Treiber der biologischen Aktivität

Eisen, Zink und weitere Spurenmetalle sind für Plankton und andere
mikroskopisch kleine Meeresbewohner wie Kieselalgen, Algen oder Bakterien
lebenswichtig. Gerade Cyanobakterien, die im nordatlantischen Wirbel
besonders häufig sind, spielen beim weltweiten Kohlenstoff- und
Stickstoffkreislauf eine wichtige Rolle. Sie können sowohl Photosynthese
betreiben als auch Luftstickstoff binden. Damit kurbeln die Cyanobakterien
die Produktivität in den Ozeanen an. Um effizient Stickstoff binden zu
können, brauchen sie allerdings grosse Mengen an Eisen.

Ändert sich die Zirkulation in den Ozeanen, ändert sich auch die
Verteilung und Verbreitung von Spurenelementen und Nährstoffen. «Es ist
daher wichtig, dass wir wissen, woher Eisen, Zink und andere Metalle
stammen», sagt de Souza auch im Hinblick darauf, dass der Klimawandel die
Zugbahnen von grossen Meeresströmungen verändern könnten. «Momentan reicht
unser Verständnis nicht aus, um vorauszusagen, welche Konsequenzen das für
die Verteilung der Spurenmetalle, und somit für die Produktivität der
Meere haben könnte.»


Conway TM, Palter JB, de Souza GF.

Gulf Stream rings as a source of iron to the North Atlantic
subtropical gyre.

Nature Geoscience, published online 2nd July 2018, 

doi: 10.1038/s41561-018-0162-0


Weitere Informationen unter:

https://www.ethz.ch/de/news-und-veranstaltungen/eth-news/news/2018/07/golfstromringe-als-eisenquelle.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution104

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Eidgenössische Technische Hochschule Zürich (ETH Zürich), 02.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ENERGIE/1569: Gebäude entlasten Stromnetze (idw)


FIZ Karlsruhe - Leibniz-Institut für Informationsinfrastruktur GmbH -
03.07.2018

Gebäude entlasten Stromnetze



Ein zentraler Ansatz für eine erfolgreiche Energiewende ist die
Sektorkopplung. Dabei werden bisher getrennte Bereiche des Energiesystems
miteinander verknüpft und aufeinander abgestimmt. Gebäude und Quartiere
bieten viele Möglichkeiten, stärker mit dem Stromnetz zu kooperieren. Das
neue BINE-Themeninfo "Netzdienliche Gebäude und Quartiere" (I/2018) stellt
Konzepte für netzreaktive Gebäude, Regel- und Betriebsführungsstrategien,
die geforderte Flexibilität und Nutzeranforderungen vor. Das Themeninfo
gibt einen Einblick in aktuelle Debatten und Forschungsarbeiten.


Mit netzdienlichen Gebäuden zu einer höheren Energieeffizienz

Der Gebäudebereich kann seinen Strombezug zur Wärme- und Kälteversorgung
sowie seine Möglichkeit zur örtlichen Energieerzeugung an die Bedürfnisse
der Netze anpassen. Damit dienen Gebäude und Quartiere als regelbare
Lasten, Energiespeicher und dezentrale Erzeuger. Durch die Umwandlung von
überschüssigem Strom aus Wind- und Solarparks in Wärme können die
vorhandenen Wärme- und Kältespeicher und die Gebäudemasse zeitweise
Energie aufnehmen. Diese Konzepte tragen mittelfristig dazu bei, das Ziel
eines klimaneutralen Gebäudebestands zu erreichen. Künftig ist
Netzdienlichkeit eine weitere Anforderung an die Planung neben Energie-
und Kosteneffizienz und Ökologie.

Das Themeninfo fasst die zentralen Ergebnisse des Verbundprojekts
"Netzreaktive Gebäude" zusammen, das im Rahmen der Forschungsinitiativen
"EnOB - Forschung für Energieoptimiertes Bauen" und von "Eneff:Stadt -
Forschung für die Energieeffiziente Stadt" gefördert wurde. Autoren sind
ein Team um Prof. Dr.-Ing. Doreen Kalz (Beuth Hochschule für Technik), die
ehemals für das Fraunhofer Institut für Solare Energiesysteme (ISE) tätig
war. Die Co-Autoren entstammen dem Fraunhofer ISE, dem Fraunhofer Institut
für Energiewirtschaft und Energiesystemtechnik (IEE) und dem E.ON Research
Center der RWTH Aachen.


BINE Informationsdienst ist ein Service von FIZ Karlsruhe und wird vom
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWi) gefördert.

FIZ Karlsruhe - Leibniz-Institut für Informationsinfrastruktur ist eine
gemeinnützige Gesellschaft, die im öffentlichen Auftrag weltweit
publizierte wissenschaftliche Information zugänglich macht und
entsprechende Dienstleistungen zur Verfügung stellt. FIZ Karlsruhe
hat die Aufgabe, den nationalen und internationalen Wissenstransfer und
die Innovationsförderung zu unterstützen.

Weitere Informationen unter:

http://www.bine.info/en 

- BINE Information Service - Energy research for practical applications

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution228

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

FIZ Karlsruhe - Leibniz-Institut für Informationsinfrastruktur GmbH, 03.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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SOZIALES/1906: Neue Programme für Familien, Frauen, Kinder und Jugendliche


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 3. Juli 2018

Neue Programme für Familien, Frauen, Kinder und Jugendliche

Unionsfraktion setzt wichtige Schwerpunkte im Haushalt 2018



Am heutigen Dienstag, 3. Juli 2018, hat der Deutsche Bundestag den
Etat für den Bereich Familie, Senioren, Frauen und Jugend in 2./3.
Lesung beschlossen. Dazu erklären der familien- und frauenpolitische
Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Marcus Weinberg, und der
zuständige Berichterstatter im Haushaltsausschuss, Alois Rainer:

Marcus Weinberg: "Mit dem Haushalt 2018 für den Bereich
Familie, Senioren, Frauen und Jugend senden wir als CDU/CSU-Fraktion
ein wichtiges Signal an die Familien in unserem Land: Wir setzen
weiterhin auf zielgenaue Maßnahmen für Familien. Deshalb hat sich der
Etat des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend
seit 2005 von 4,5 Milliarden Euro auf mehr als 10,2 Milliarden für
das Jahr 2018 mehr als verdoppelt. Nicht nur die Mittel für die
familienpolitischen Leistungen, wie für das Erfolgsmodell Elterngeld
oder für den Unterhaltsvorschuss wurden erhöht, sondern CDU/ CSU
haben auch entscheidende Akzente für wichtige Projekte gesetzt. So
freuen wir uns, im parlamentarischen Verfahren noch zusätzliche
Mittel für die Familien, die Frauen und die Kinder und Jugendlichen
in unserem Land durchgesetzt zu haben. Wir werden ein
Bundesmodellprojekt einer mobilen und spezialisierten Fachberatung zu
sexualisierter Gewalt an Kindern und Jugendlichen starten. Dazu wird
der Bund 3,3 Millionen Euro bis zum Jahr 2021 zur Verfügung stellen.
2 Millionen Euro zusätzlich gibt es zum Bau und zur
Modernisierung der Familienferienstätten. Zudem haben sich CDU/CSU
für weitere Mittel im Bereich Extremismusprävention und
Demokratieförderung stark gemacht. Insgesamt stehen dafür 120
Millionen Euro zur Verfügung.

Das Programm "Demokratie leben!" wird mit zusätzlichen fünf Millionen
Euro ausgestattet, damit an der Gedenkstätte Berlin-Hohenschönhausen
insbesondere die Ursachen linksmilitanter Gewalt erforscht werden
können. Denn wir wissen: Extremismus, unabhängig davon, ob von links
oder von rechts, ist weiterhin ein großes Problem in Deutschland, dem
wir uns mit allen Mitteln entgegenstellen müssen."

Alois Rainer: "Mit dem nun vorliegenden Haushalt zeigen wir
einmal mehr, dass die Union für die Menschen und insbesondere für die
Familien in unserem Land Verantwortung übernimmt. Nicht nur, dass wir
einen nachhaltigen und generationengerechten Haushalt präsentieren,
sondern auch, dass es gelungen ist, in den parlamentarischen
Beratungen den Haushalt noch einmal mit etwa 21 Millionen Euro zu
verbessern. So steigt der Familienetat in 2018 erstmals über 10
Milliarden Euro. Insgesamt erhöhen sich die familienpolitischen
Leistungen um rund 600 Millionen Euro. Davon entfallen allein auf das
Elterngeld 270 Millionen Euro.

Bis zum Ende des Finanzplanzeitraums sind 1,4 Milliarden Euro
veranschlagt, die zur Bekämpfung von Kinderarmut bereitgestellt
werden. Die steuerliche Entlastung von Familien und die Bekämpfung
der kalten Progression ist eine der wichtigsten Herausforderungen der
kommenden Jahre."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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BUNDESTAG/7330: Heute im Bundestag Nr. 480 - 03.07.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 480

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 3. Juli 2018, Redaktionsschluss: 11.46 Uhr

1. Umsetzung der Marrakesch-Richtlinie

2. Fragen zur Gesellschafterlistenverordnung

3. Grenzüberschreitende Umweltkriminalität

4. Unregelmäßigkeiten bei Wahl in Kenia

5. Korruptionsvorwürfe bei Visaterminvergabe

6. Aufenthaltstitel für gefährdete Forscher



1. Umsetzung der Marrakesch-Richtlinie

Recht und Verbraucherschutz/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/MWO) Die Bundesregierung hat den Entwurf eines Gesetzes
(19/3071) vorgelegt, mit dem die Umsetzung der Marrakesch-Richtlinie
über einen verbesserten Zugang zu urheberrechtlich geschützten Werken
zugunsten von Menschen mit einer Seh- oder Lesebehinderung verbessert
werden soll. Der Vertrag von Marrakesch regelt auf internationaler
Ebene, unter welchen Voraussetzungen blinde und seh- oder anderweitig
lesebehinderte Menschen einen gesetzlich erlaubten Zugang zu
urheberrechtlich geschützten Werken durch Umwandlung in ein
barrierefreies Format erhalten. Die EU setzte den Vertrag 2017 durch
zwei Rechtsakte um. In deutsches Recht ist die Richtlinie bis zum 1.
Oktober 2018 umzusetzen. Der Entwurf diene diesem Ziel und ergänze die
bereits bestehende gesetzliche Erlaubnis im Urheberrechtsgesetz,
schreibt die Bundesregierung.

 * 

2. Fragen zur Gesellschafterlistenverordnung

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/MWO) Die Bundesregierung hat die Kritik an dem vom
Bundesjustizministerium veröffentlichten Entwurf einer Verordnung über
die Ausgestaltung der Gesellschafterliste (BR-Drucksache 105/18) zur
Kenntnis genommen und sich dazu eine Meinung gebildet. Das schreibt
das Ministerium namens der Bundesregierung in der Antwort (19/2973)
auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/2617). Die
Bundesregierung halte die Regelungen der Verordnung für zeitgemäß und
tauglich für absehbare Entwicklungen. Die Abgeordneten hatten sich auf
eine Stellungnahme des Deutschen Notarvereins zu dem Entwurf bezogen,
der die Ausgestaltung einiger Frage aufwerfe und in der Umsetzung
nicht klar genug sei.

 * 

3. Grenzüberschreitende Umweltkriminalität

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/MWO) Die Bundesregierung setzt sich auf unterschiedlichen
Ebenen für die Bekämpfung von Wilderei und illegalem Handel mit
Wildtierprodukten sowie illegaler Abfallverbringung ein. Das schreibt
das Bundesjustizministerium in der Antwort der Bundesregierung
(19/2971) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(19/2594) zum Thema Grenzüberschreitende Umweltkriminalität. So habe
die Bundesregierung unter anderem die Deutsche Gesellschaft für
internationale Zusammenarbeit (GIZ) GmbH mit der Durchführung des
Globalvorhabens "Partnerschaft gegen Wilderei und illegalen
Wildtierhandel (in Afrika und Asien)" beauftragt. Das Vorhaben
verfolge das Ziel, die sektor-, länder- und kontinentübergreifende
Bekämpfung der Wilderei und des illegalen Handels mit Elfenbein und
Nashorn-Horn zu verbessern. Darüber hinaus fördere die Bundesregierung
verschiedene bilaterale Vorhaben. Sie gehe derzeit nicht davon aus,
dass Deutschland zum bedeutenden Drehkreuz internationaler,
organisierter Umweltkriminalität werden könnte.

Die Abgeordneten wollten wissen, welche Initiativen die
Bundesregierung zur Bekämpfung der Umwelt- und Naturkriminalität
ergriffen hat und verweisen auf die zuletzt global deutlich
gestiegenen Fallzahlen und eine Vielzahl an dramatischen Berichten.
Sie fragen unter anderem, wie viele Ermittlungsverfahren zu Straftaten
im Bereich der Umweltkriminalität nach Kenntnis der Bundesregierung in
den Jahren 2007 bis 2016 in Deutschland jeweils anhängig waren und
welche Aufklärungsquote in den einzelnen Jahren jeweils erreicht
wurde. Dazu führt das Ministerium Zahlen aus den einschlägigen
Statistiken des Statistischen Bundesamtes an. So habe es 2016 knapp
16.000 Ermittlungsverfahren und gut 1.000 Verurteilungen gegeben.

 * 

4. Unregelmäßigkeiten bei Wahl in Kenia

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Bei der kenianischen Präsidentenwahl im August 2017
ist es zwar zu Unregelmäßigkeiten gekommen, jedoch ist kein
systematischer Betrugsversuch erkennbar gewesen. Das schreibt die
Bundesregierung in der Antwort (19/2882) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/2353) unter Berufung auf die Einschätzungen der
kenianischen und der internationalen Wahlbeobachtermission. Aufgrund
von prozeduralen Fehler der kenianischen Wahlkommission sei die
Präsidentenwahl vom August 2017 vom kenianischen Obersten Gerichtshof
annulliert worden und habe somit keinerlei Legitimität. "Neben der
Präsidentenwahl fanden am selben Tag fünf weitere Wahlen statt: Wahl
der Abgeordneten der Nationalversammlung, der Mitglieder des Senats,
der Gouverneure von 47 Bezirken (Counties), der Mitglieder der
County-Versammlungen sowie der Women's Representative für jedes
County." Die jeweils gewählten Vertreter hätten ihre Arbeit
aufgenommen. Bislang hätten kenianische Gerichte bei mehr als 300
anhängigen Klagen nur sehr vereinzelt Wahlergebnisse für ungültig
erklärt.

 * 

5. Korruptionsvorwürfe bei Visaterminvergabe

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die staatsanwaltschaftlichen Ermittlungen sind in
den Korruptionsverdachtsfällen bei der Visaterminvergabe der
Botschaften in Teheran, Ankara und Beirut noch nicht abgeschlossen.
Wie die Bundesregierung in der Antwort (19/2799) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/2364) schreibt, handle
"es sich angesichts der Anzahl der Visumanträge weltweit bei diesen
Verdachtsfällen um seltene Einzelfälle, die sich zudem nur
ausnahmsweise gegen entsandte Beschäftigte richten und die insgesamt
nicht auf generelle Probleme und Korruption im Zusammenhang mit der
Vergabe von Terminen zur Visumbeantragung hindeuten". Die
Bundesregierung gehe jedem möglichen Korruptionsfall nach. "In sehr
wenigen Fällen führt der Korruptionsverdacht zur Anklage oder zur
Verurteilung von Beschäftigten der Auslandsvertretungen."

 * 

6. Aufenthaltstitel für gefährdete Forscher

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Der Bundesregierung liegen keine Angaben darüber
vor, wie hoch der Anteil der Flüchtlinge in Deutschland ist, die einen
Aufenthaltstitel für Wissenschaftler beziehungsweise Forscher
besitzen. "Gefährdete und geflüchtete Forscherinnen und Forscher,
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler in Deutschland können im
Besitz unterschiedlicher Aufenthaltstitel sein", heißt es in der
Antwort (19/2794) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke
(19/2304). Dies sei davon abhängig, ob sie über die Regelungen zur
Arbeitsmigration oder über andere Wege einen Aufenthaltstitel erhalten
haben.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 480 - 3. Juli 2018 - 11.46 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191

E-Mail: mail@bundestag.de

Internet: www.bundestag.de
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BUNDESTAG/7329: Heute im Bundestag Nr. 479 - 03.07.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 479

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 3. Juli 2018, Redaktionsschluss: 10.44 Uhr

1. Maßnahmen gegen Afrikanische Schweinepest

2. Regierung: 1.420 Tierheime in Deutschland

3. Reduzierung von Ammoniak und Nitraten

4. Vakanzen bei Bundespolizei in NRW

5. Unterschiedliche Anerkennungsquoten

6. Gut 53.000 Gülen-Anhänger in Haft



1. Maßnahmen gegen Afrikanische Schweinepest

Ernährung und Landwirtschaft/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/EIS) Die Bundesregierung hat einen Gesetzentwurf zur
Änderung des Tiergesundheitsgesetzes und des Bundesjagdgesetzes
(19/3069) vorgelegt, der mithilfe von Verordnungsermächtigungen eine
Ausbreitung der Afrikanischen Schweinepest (ASP) verhindern helfen
soll. Die Regelungen sehen unter anderem die Einzäunung entsprechender
Gebiete vor, sollen Nutzungsverbote oder -einschränkungen für
landwirtschaftliche Flächen erlauben und die Jagdausübungsberechtigten
verpflichten, verstärkt nach natürlich verstorbenem Wild zu suchen
oder Wild in betroffenen Gebieten zu jagen.

 * 

2. Regierung: 1.420 Tierheime in Deutschland

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Im Jahr 2016 sind insgesamt 1.420 Tierheime im
Bundesgebiet gezählt worden. Das geht aus einer Antwort der
Bundesregierung (19/2972) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/2615) zum Umgang mit Fundtieren hervor. Die FDP problematisierte
darin eine Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts vom 26. April
2018 (Az. BVerwG 3 C 5.16; 3 C 6.16; 3 C 7.16), wonach privat
organisierte Tierheime nur dann einen Aufwendungsersatzanspruch für
die Aufnahme von Fundtieren geltend machen dürfen, wenn eine
vertragliche Vereinbarung mit der für Fundsachen zuständigen Behörde
vorliegt, das Tier vorher bei der zuständigen Behörde abgegeben wurde
oder wenn Gründe des Tierschutzes einer Ablieferung des Tieres bei der
zuständigen Behörde entgegenstehen. Die Regierung führt dazu aus, dass
die Ablieferung von Fundtieren in Fundbüros praxisfremd sei. Zudem
berge dies die Gefahr, dass Fundtiere zeitweise nicht angemessen
ernährt, gepflegt und verhaltensgerecht untergebracht werden sowie
notwendige tierärztliche Behandlungen verzögert erfolgen. Außerdem sei
aufgrund der eingeschränkten Möglichkeit zur Abgabe der Tiere in den
Fundbüros nicht auszuschließen, dass die Bereitschaft in der
Bevölkerung zur Übernahme von Verantwortung für Fundtiere sinkt.
Deshalb will die Bundesregierung nach Veröffentlichung des Urteils des
Bundesverfassungsgerichts die Urteilsgründe prüfen und in Gesprächen
mit den Bundesländern praktische Möglichkeiten einer
tierschutzgerechten Lösung für die Abgabe von Fundtieren ausloten und
gegebenenfalls Anpassungen vornehmen.

 * 

3. Reduzierung von Ammoniak und Nitraten

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Der Landkreis Vechta ist die am stärksten durch
Ammoniakemissionen belastete Region in Deutschland. Danach folgen die
Landkreise Cloppenburg, Grafschaft Bentheim, Borken und das Emsland.
Das geht aus einer Antwort der Bundesregierung (19/2968) auf eine
Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/2415) zur Reduzierung von Ammoniak
und Nitrat in der Landwirtschaft hervor. Danach hätten Berechnungen
des Johann Heinrich von Thünen-Instituts basierend auf Daten aus dem
Jahr 2016 für Vechta eine flächenbezogene Ammoniakemission von 15
Tonnen pro Quadratkilometer ergeben. Für Cloppenburg seien elf Tonnen
pro Quadratkilometer und für die Grafschaft Bentheim, für Borken und
das Emsland jeweils sieben Tonnen berechnet worden. Weitere Regionen
folgen mit niedrigeren Emissionswerten. Die Regierung weist allerdings
darauf hin, dass die Angaben zu den Ammoniakemissionen der
Landwirtschaft in den Kreisen nur eine Schätzung auf Basis der
verfügbaren Daten, plausibler Annahmen und Emissionsmodellen seien.

 * 

4. Vakanzen bei Bundespolizei in NRW

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) "Fehlende Bundespolizisten in Nordrhein-Westfalen"
sind ein Thema der Antwort der Bundesregierung (19/2966) auf eine
Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/2624). Wie die Bundesregierung
darin ausführt, würden mit Stand vom 1. Juni dieses Jahres 147
Polizeivollzugsbeamte benötigt, um damit die entsprechende Zahl
vakanter Dienstposten für solche Beamte der in Nordrhein Westfalen
gelegenen Bundespolizeireviere zu besetzen.

 * 

5. Unterschiedliche Anerkennungsquoten

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Im Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (Bamf)
ist in den Jahren 2016 und 2017 das Referat Qualitätssicherung in der
Zentrale der Behörde für die Identifizierung auffälliger Unterschiede
zwischen den einzelnen Außenstellen und Ankunftszentren bei den
Anerkennungsquoten der Asylanträge sowie für die Ursachensuche
zuständig gewesen. Dies geht aus der Antwort der Bundesregierung
(19/2969) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/2464) hervor.
Danach wurde zudem das Forschungszentrum des Bamf im November 2017 mit
einer Analyse der Unterschiede in der Entscheidungspraxis beauftragt.

 * 

6. Gut 53.000 Gülen-Anhänger in Haft

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Seit dem Putschversuch in der Türkei im Juli 2016
sind mit dem Stand von Juni dieses Jahres insgesamt 117.101 Festnahmen
vorgenommen worden, die mit dem Vorgehen gegen die sogenannte
Gülen-Bewegung in Verbindung stehen. Davon seien noch 53.342 Personen
in Haft (Stand 1. Juni), schreibt die Bundesregierung in der Antwort
(19/2871) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/2355) und
beruft sich dabei auf Informationen, die auf der Auswertung türkischer
Medienberichte beruhen. Derzeit befänden sich zudem sechs deutsche
Staatsangehörige mutmaßlich im Zusammenhang mit politischen
Tatvorwürfen in der Türkei in Haft, in 29 Fällen könnten deutsche
Staatsangehörige wegen Ausreisesperren die Türkei nicht verlassen.

 * 
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SOZIALES/2709: Konkrete Hilfe für die Opfer der Colonia Dignidad


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 4. Juli 2018

Arbeitsgruppe: Recht und Verbraucherschutz

Konkrete Hilfe für die Opfer der Colonia Dignidad



Karl-Heinz Brunner, zuständiger Berichterstatter;

Matthias Bartke, Bundestagsabgeordneter:

Deutschland steht in Verantwortung gegenüber den Opfern der Colonia Dignidad. Die SPD-Bundestagsfraktion begrüßt daher den von der Bundesregierung vorgelegten Konzeptentwurf zur weiteren Aufarbeitung der Verbrechen in der Colonia Dignidad. Das ist ein guter Auftakt für die weitere Arbeit der neu einzusetzenden Kommission. Für die SPD-Bundestagsfraktion werden Matthias Bartke und Karl-Heinz Brunner in die Kommission entsandt.

"Diese Kommission, die der Bundestag in seinem einstimmig angenommenen Antrag vom 27. Juni 2017 angekündigt hat, muss so zügig wie möglich eingesetzt werden.

Unser Anspruch ist insbesondere, dass wir den Opfern der Colonia Dignidad für ihren Lebensabend unbürokratisch würdige Bedingungen ermöglichen. Wir werden uns deshalb in der Kommission für konkrete Hilfsleistungen und finanzielle Hilfen einsetzen, die den einzelnen Opfern in Deutschland und in Chile zugutekommen, beispielsweise in Form einer Grundsicherung oder aber über eine Stiftung oder einen Hilfsfonds. Darüber hinaus sind uns die angedachten Beratungs- und Anlaufstellen für die Betroffenen wichtig.

Auch unterstützen wir das von der Bundesregierung vorangebrachte Erinnerungs- und Dokumentationszentrum sowie das geplante Oral-History-Projekt. Für Betreuung und Altenpflege sowie den Einstieg in das angedachte Erinnerungs- und Dokumentationszentrum in Chile und ein Oral-History-Projekt hat der Bundestag bereits 800.000 Euro in den Haushalt des Auswärtigen Amtes für 2018 eingestellt. Wir begrüßen ausdrücklich, dass das Auswärtige Amt diese Vorhaben konsequent umsetzt und vorantreibt. Wir setzen uns dafür ein, dass diese Mittel in den folgenden Jahren fortgeschrieben werden."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. Juli 2018

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227-5 22 82, Fax: 030/227-5 68 69

E-Mail: presse@spdfraktion.de

Internet: www.spdfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. Juli 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / SPD





SOZIALES/2708: Familienhaushalt weiter auf Wachstumskurs


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 3. Juli 2018

Arbeitsgruppen: Haushalt, Familie, Senioren, Frauen und Jugend

Familienhaushalt weiter auf Wachstumskurs



Svenja Stadler, zuständige Berichterstatterin AG Haushalt;

Sönke Rix, familienpolitischer Sprecher:

Der Haushalt des Familienministeriums liegt 2018 erstmals über zehn Milliarden Euro - eine gute Nachricht für Kinder, Jugendliche, ihre Eltern und für alle ehrenamtlich engagierten Menschen in unserem Land. Im Vergleich zum Vorjahr steigt der Etat um über 700 Millionen Euro.

"Vor allem Familien und Alleinerziehende profitieren von mehr Mitteln für Elterngeld, Kindergeld und Unterhaltsvorschuss. Dieser Haushalt bringt nach den parlamentarischen Beratungen außerdem mehr Geld für die Jugendmigrationsdienste, die Jugendverbandsarbeit, das deutsch-polnische Jugendwerk sowie für Hilfen zur vertraulichen Geburt und zur Unterstützung bei ungewollter Kinderlosigkeit.

Mit dem Geld fördern wir den Zusammenhalt in unserer Gesellschaft. Wir unterstützen besonders Kinder, Jugendliche und Erwachsene, die sich in Vereinen und Initiativen engagieren. Das Programm 'Demokratie leben!' wird künftig unbefristet gefördert und das Programm 'Menschen stärken Menschen' ausgeweitet. Darüber hinaus führen wir die Bundesförderung der erfolgreichen Mehrgenerationenhäuser fort.

Wir beschließen in dieser Woche einen Etat, der zentral ist für unseren gesellschaftlichen Zusammenhalt und unsere Demokratie. Das war der SPD wichtig - und das haben wir durchgesetzt.

Der Haushalt 2018 ist die Startrampe - unsere familienfreundliche Politik geht in den kommenden Jahren weiter: Bundesfamilienministerin Franziska Giffey bringt das Gute-Kita-Gesetz auf den Weg, mit dem wir in dieser Wahlperiode zusätzlich 3,5 Milliarden Euro ausgeben. Damit verbessern wir die Kita-Qualität und entlasten Eltern bei den Kita-Gebühren. So geht soziale Sicherheit und Zukunftssicherung."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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MELDUNG/597: Die Wertschöpfung in der Agrar- und Ernährungsbranche wird digitaler (idw)


Universität Vechta - 03.07.2018

Die Wertschöpfung in der Agrar- und Ernährungsbranche wird digitaler



Schnitzel produzierende 3D-Drucker und künstliche Intelligenz im
Kühlschrank sind nur zwei Entwicklungen, die die traditionsreiche
Lebensmittelbranche signifikant verändern können. Die Digitalisierung wird
großen Einfluss darauf haben, wie Lebensmittel zukünftig hergestellt und
nachgefragt werden. Datengestützte Technologien werden sich immer mehr
durchsetzen und auch Auswirkungen auf die Agrar- und Ernährungswirtschaft
zeigen. Welche Chancen und Risiken damit verbunden sind, haben Fachleute
und die niedersächsische Landwirtschaftsministerin Barbara Otte-Kinast auf
der Konferenz "AgriFood 4.0" am 2. Juli 2018 in Vechta mit 120
Teilnehmenden diskutiert.

Der Gastgeber der Tagung, Landrat des Kreises Vechta, Herbert Winkel,
betonte in seiner Begrüßung die Bedeutung der Digitalisierung für die
Branche. "An der Schwelle zur Landwirtschaft 4.0 ist für unsere Region
eines entscheidend: schnelles Internet. Die Digitalisierung unserer Agrar-
und Ernährungswirtschaft gelingt nur, wenn Datenübertragungsraten im
Gigabitbereich garantiert sind.", so Winkel. Der Landkreis Vechta stelle
daher für den Breitbandausbau insgesamt 45 Millionen Euro zur Verfügung.

In ihrer Auftaktrede sagte die Ministerin: "Die Digitalisierung ermöglicht
in vielen Bereichen eine ressourcenschonende, effiziente und effektive
Arbeitserledigung. Zu drängenden Fragen in Bezug auf die Zukunft der
Landwirtschaft - von Umweltwirkungen über das Tierwohl bis zur
gesellschaftlichen Akzeptanz - können digitale Techniken wichtige
Lösungsbeiträge liefern."

Neue Verfahren für Produktion und Rückverfolgbarkeit auf digitaler Basis

An wegweisenden Zukunftstechnologien wird bereits heute gearbeitet. Prof.
Arno Ruckelshausen, Hochschule Osnabrück, zeigte, dass digitale Verfahren
und Technologien im Ackerbau bereits vielfach verbreitet sind. Die Themen
Nachhaltigkeit und nachhaltige Entwicklung stünden dabei immer mit im
Fokus, so Ruckelshausen. Er sagte: "Die Gestaltung einer nachhaltigen
Zukunft stellt an den Pflanzenbau große Herausforderungen." Die digitale
Transformation ziele auf die Verbindung ökologischer, ökonomischer und
sozialer Aspekte und werde daher als fantastisches Hilfsmittel zur
Gestaltung nachhaltiger Lösungen gesehen. Innovative Schlüsseltechnologien
- wie Sensorik, Robotik, Simulation, Datenmanagement oder
Dateninterpretation - könnten im Pflanzenbau dabei sowohl zu graduellen
Verbesserungen als auch zu neuen Agrarprozessen führen, führte der
Professor für Physik und Sensorik weiter aus.

Eine Technologie, der großes Potential auch in der Agrar- und
Ernährungswirtschaft nachgesagt wird, ist die Blockchain, die auf einer
Datenbanktechnologie mit dezentral gespeicherten Daten beruht. Auf dieser
basiert beispielsweise die Internetwährung Bitcoin, die in jüngster Zeit
stark diskutiert wurde. Über die Funktionsweise und den Einsatz der
Blockchain im Management der Lebensmittelrückverfolgung berichtete Jörg
Naumann von IBM. Er sagte, dass erste Pilotversuche mit der Blockchain im
Bereich Lebensmittelhandel bereits durchgeführt würden. Er schränkte aber
ein, viele Anwendungen in den Wertschöpfungsketten der Agrar- und
Ernährungswirtschaft könnten aber auch mit herkömmlichen zentralen
Datenbanksystemen durchgeführt werden.

Verbraucherverhalten erhöht Druck auf die Unternehmen

Die Professorin für Medieninformatik und Multimedia-Systeme an der
Universität Oldenburg, Susanne Boll-Westermann, zeigte Tendenzen der
Digitalisierung mit einem Blick auf aktuelle Trends der
Lebensmittelnachfrage auf. Sie sagte: "Die Digitalisierung wird unseren
Zugang zu und unseren Umgang mit Lebensmitteln enorm beeinflussen." Die
Produktion und der Verbrauch von Lebensmitteln orientierten sich nicht
mehr an dem Ziel einer gesunden oder ökonomischen Ernährung, sondern seien
mehr und mehr am Lifestyle der Menschen ausgerichtet, so die Professorin.

Dass die Verbraucherinnen und Verbraucher durch ihre Ansprüche und ihr
Nachfrageverhalten, Druck auf die Unternehmen ausüben könnten, die
Produktion und den Handel nachhaltiger zu gestalten, wenn sie denn
wollten, war Thema von Prof. Nick Lin-Hi. Der Professor für Wirtschaft und
Ethik an der Universität Vechta sagte, dass die Praxis zeige, dass
Nachhaltigkeitsaspekte beim faktischen Kaufprozess aktuell lediglich eine
untergeordnete Rolle spielen. Der Einsatz von smarten, das heißt
datengestützten, Technologien könne dies jedoch ändern.

Digitale Technologien pro-aktiv einsetzen

In der Abschlussrunde warf der Vorsitzende des Oldenburger Agrar- und
Ernährungsforums Minister a.D. Uwe Bartels einen Blick in die Zukunft. Er
prognostizierte: "Bei der Umsetzung des Digitalisierungsprozesses werden
wir gänzlich neue Geschäftsmodelle für die Wertschöpfungskette Agrar- und
Ernährung denken müssen. Die Region Oldenburger Münsterland hat sowohl das
Potential diese gewinnbringend mitzugestalten, als auch im hohen Maße
negativ betroffen zu sein." Bartels rief daher zu einem intelligenten und
pro-aktiven Umgang mit dieser großen Herausforderung auf.

Veranstaltungsreihe "smart life - smart work"

Die "AgriFood 4. 0" ist Teil der Veranstaltungsreihe "smart life - smart
work" der Universität Vechta zur Digitalisierung im Ländlichen Raum. Sie
steht unter der Schirmherrschaft des niedersächsischen Ministers für
Wissenschaft und Kultur Björn Thümler. Neben der Universität Vechta
gehören zu den weiteren Veranstaltern der "AgriFood 4.0" die
Koordinierungsstelle "Transformationswissenschaft agrar Niedersachsen",
die Landesinitiative Ernährungswirtschaft - NieKE, der Landkreis Vechta,
die Wachstumsregion Hansalinie e. V. sowie das DIL Deutsches Institut für
Lebensmitteltechnik.

Die nächste Veranstaltung aus der Reihe trägt den Titel: "Digitalisierung
und Nachhaltigkeit: Chancen für Arbeits- und Konsumwelten". Sie wird am
Donnerstag, 20. und - Freitag, 21. September 2018 stattfinden.


Weitere Informationen unter:

http://www.uni-vechta.de/digitalisierung

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution170

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Vechta, 03.07.2018
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ASYL/1287: CDU/CSU-"Kompromiss" - Europa braucht keine weiteren Lager (Flüchtlingsrat Niedersachsen)


Flüchtlingsrat Niedersachsen - Pressemitteilung vom 3. Juli 2018

Flüchtlingsrat Niedersachsen zum CDU/CSU-"Kompromiss": Europa braucht
keine weiteren Lager!



Der Flüchtlingsrat Niedersachsen ist bestürzt über das gestrige Ergebnis
der Auseinandersetzungen zwischen CDU und CSU; Europa braucht keine
weiteren Lager an seinen Innen- und Außengrenzen.

"Die Internierung von Schutzsuchenden an der deutschen Grenze würde einen
zivilisatorischen Rückschritt bedeuten. Es besorgt uns zu sehen, wie Europa
momentan von populistischer Abschottungsrhetorik gelenkt wird", erklärt
Sebastian Rose vom Flüchtlingsrat Niedersachsen. "Die SPD darf unter keinen
Umständen dem Irrglauben der Unionsparteien zustimmen, dass Lager - seien
es AnkER-Zentren oder Transitzonen - das Allheilmittel der
Flüchtlingspolitik sind."

Auch die derzeitige politische Auseinandersetzung um nationale
Grenzkontrollen und die Zurückweisung von Asylsuchenden in andere
EU-Staaten weist in vielerlei Hinsicht irrationale Züge auf: Trotz der
niedrigen Zahl der ankommenden Flüchtlinge (41.000 Menschen flohen nach
Angaben des UNHCR 2018 bislang über das Mittelmeer, 2015 waren es eine
Million Menschen) stellt die CSU ultimative Forderungen nach nationalen
Grenzkontrollen. Selbst konservative Verfassungsrechtler halten diese für
europarechtswidrig.[1]

"Wer um sein Leben flieht, zu Fuß durch die Sahara läuft, von Milizen
geführte Gefangenenlager in Libyen und die Überquerung des Mittelmeers in
nicht seetüchtigen und überfüllten Schlauchbooten übersteht, sollte in
Europa nicht weiterer Schikane ausgesetzt werden, sondern vielmehr
Perspektiven aufgezeigt bekommen", so Laura Müller vom Flüchtlingsrat. Mehr
Abschreckung wird die Zahl der Schutzsuchenden nicht reduzieren können. Die
Abschreckungswirkung der Lager in Europa wird den Terror, den Krieg und die
Verfolgung in vielen Herkunftsländern sobald nicht überbieten können. Durch
Kontrollen und Strafen sollen Asylsuchende dazu gebracht werden, im dem
Land zu bleiben, in dem sie zuerst registriert wurden. Eine dezidiert
menschenrechtliche Position hat in diesem Streit kaum noch Chancen, Gehör
zu finden. Dabei übersehen viele europäische und deutsche Entscheider_innen
allerdings, dass Schutzsuchende vor Krieg und Verfolgung fliehen. Allein im
Süden Syriens sind in Folge der kriegerischen Auseinandersetzungen der
letzten Wochen derzeit rund 270.000 Menschen auf der Flucht.

Der Flüchtlingsrat Niedersachsen fordert die Bundesregierung auf, den
gestern gefundenen "Kompromiss" zwischen CDU und CSU sowie ihre auf
Abschiebung und Abschreckung abzielende Flüchtlingspolitik zu verwerfen und
Humanität und Flüchtlingsschutz wieder in den Vordergrund zu stellen.


Hintergrund:

Der Flüchtlingsrat Niedersachsen hat vor wenigen Tagen in einem
Hintergrundtext "Flüchtlinge in Europa: Repression statt Menschenrechte?"
detaillierter erläutert, welche Aspekte den in der Öffentlichkeit
vermittelten angeblich so einfachen politischen Lösungen bei der
europäischen Verantwortungsteilung in der Flüchtlingspolitik
entgegenstehen.


Anmerkung:

[1] https://www.deutschlandfunk.de/europarechtler-zu-asyldebatte-kluge-migrationspolitik-setzt.868.de.html?dram:article_id=421130, abgerufen am
03.07.2018.

 * 
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RAUB/1141: Flugverkehr - soziale Last und Klimafracht ... (SB)




Mit einem geschätzten Nettovermögen von 5 Milliarden Dollar gehört Sir Richard
Branson zwar nicht zur ersten Liga der Superreichen. Ein guter Platz im
Mittelfeld der 500 reichsten Menschen der Welt ist dem britischen
Vorzeigeunternehmer allerdings sicher. Großgeworden in der Popkultur der 70er
Jahre, die er mit Virgin Records bewirtschaftete, machte er das Gros seines
Vermögens mit der Fluggesellschaft Virgin Atlantic. Der Gründer der inzwischen
rund 400 Unternehmen umfassenden Virgin Group strebt stets nach höherem,
was sich unter anderem in dem Projekt Virgin Galactic zeigt, einem Unternehmen
für kommerzielle Weltraumflüge. 

In Zeiten von Corporate Responsibility, wo sich fossilistische Verschmutzer wie
British Petroleum über nacht in grünmaskierte Wohltäter namens "bp" verwandeln,
was wahlweise für "better people", "better products" oder auch "beyond
petroleum" stehen soll, gehört zeitgemäßes Reputation Management zum Geschäft. 
Der zur Jahrtausendwende von Queen Elizabeth II. wegen seiner unternehmerischen
Verdienste in den Adelsstand erhobene Branson macht da keine Ausnahme. Als
begnadeter Selbstvermarkter und sogenannter Philantroph ist er in diversen
humanitären Missionen unterwegs, so auch der der Rettung des Weltklimas. Und das
nicht nur, weil sein Anwesen auf der in eigenem Besitz befindlichen karibischen
Insel Necker Island bereits zum zweiten Mal einem Hurricane zum Opfer fiel. 

Der Kitesurfer und Abenteurer pflegt das Image eines grünen Kapitalisten, wie er
im Buche steht. So gelobte er 2006, drei Milliarden Dollar für Maßnahmen zur
Bekämpfung des Klimawandels zu spenden. Laut Naomi Klein wurden zehn Jahre
später davon weniger als 300 Millionen Dollar für den versprochenen Zweck
eingesetzt. Und auch sonst scheint Bransons Interesse an der atembaren
Atmosphäre des Planeten eher darin zu bestehen, sie als tragfähiges und
brennbares Medium für seine Luftflotte in Anspruch zu nehmen.

Diese soll demnächst um zehn Überschallflugzeuge für den Passagierverkehr
erweitert werden. Mit einer Reisegeschwindigkeit von mehr als Mach 2 läßt sich
die Zeit für das Überqueren des Atlantiks oder Pazifiks fast halbieren. Wer so
unentbehrlich ist, daß er morgens von London nach New York fliegt, um an einem
Meeting teilzunehmen, um den nächsten Termin am gleichen Tag wieder in London
wahrzunehmen, für den sind einige tausend Dollar für ein Flugticket nicht die
Welt. Ob die dabei zugrunde geht, weil immer mehr Menschen immer günstigere
Flugreisen in Anspruch nehmen oder besonders emissionsträchtige
Überschallflugzeuge auch noch die höheren, besonders empfindlichen Schichten der
Atmosphäre kontaminieren, kann ihre Sorge nicht sein. Als Philantrophen haben
sie ihr Scherflein für den Ablaßhandel mit Verschmutzungsrechten gegeben und so
bewiesen, daß ihnen das Schicksal der Menschheit keineswegs gleichgültig ist.

Mindestens drei Unternehmen sind derzeit damit beschäftigt, Überschallflugzeuge
nach dem Vorbild der Concorde zu entwickeln. Nachdem dieses französische
Prestigeprojekt 2003 aus Kostengründen und wegen eines Totalverlustes mit 113
Toten eingestellt wurde, scheint die Zeit nun wieder reif dafür zu sein, die
Privilegien der Chosen Few vollständig abheben zu lassen. US-Präsident Trump hat
bereits begeistert getwittert, die neuen, in den USA gebauten
Überschallflugzeuge (SST) verkörperten den "Great American Spirit". Wenn der
vorliegende US-Gesetzesentwurf zu deren Zulassung verabschiedet wird, fällt
möglicherweise auch das Verbot, die Schallmauer über Land zu durchbrechen. SSTs
verpesten nicht nur die Luft um ein Mehrfaches dessen, was auf den Passagier
eines normalen Jets entfällt, von ihnen geht auch erhebliche Lärmbelastung aus.

Lediglich fünf Prozent der Weltbevölkerung haben jemals ein Flugzeug benutzt,
und ein Bruchteil davon würde die pro Streckenkilometer mehrfach so teuren SSTs
buchen. Es handelt sich beim Luftverkehr nicht nur um die ökologisch
destruktivste Form der Fortbewegung, sondern auch die sozial ungerechteste. Um
so begeisterter wurde Anfang des Jahres die Meldung verbreitet, daß das
deutsche Passagieraufkommen im Vergleich zu 2016 um 5,1 Prozent gestiegen ist. Die
117,6 Millionen Fluggästen auf deutschen Flughäfen strebten zu vier Fünftel
Flugziele im Ausland an, ein Fünftel entfiel auf den innerdeutschen Flugverkehr.

Wachstumsprognosen für den internationalen Luftverkehr gehen von einer
Verdopplung des weltweiten Passagieraufkommens bis 2035 oder gar einem Zuwachs
des Flugaufkommens um 500 Prozent bis zum Jahre 2050 aus. Um das Ansehen dieser
besonders klimaschädlichen Form der Mobilität zu retten, ohne den Ertrag der
Luftfahrtindustrie wesentlich zu mindern, wurde im Oktober 2016 auf einer
Konferenz der zu den Vereinten Nationen gehörigen International Civil Aviation
Organization (ICAO) beschlossen, diese Form der Beförderung von Personen und
Gütern perspektivisch klimaneutral zu machen.

Carbon Offsetting and Reduction Scheme for International Aviation (CORSIA)
lautet der Name der Klimastrategie, mit der die ICAO die weitere Prosperität der
Luftfahrtindustrie sichern will. Schon weil allein CO2-Emissionen in Rechnung
gestellt und andere in ihrer Klimaschädlichkeit mindestens doppelt so schwer ins
Gewicht fallende Auswirkungen der zivilen Luftfahrt außer acht gelassen werden,
kann bei diesem Konzept von systematisch erzeugter Blendwirkung gesprochen
werden. Mit dem Kauf von Kompensationsgutschriften in Form von
Emissionszertifikaten oder Biodiversitäts-Offsets durch die Fluggesellschaften
oder ihre Passagiere propagiert CORSIA sogenannte marktbasierte Mechanismen. 
Fiktive Einsparpotentiale werden in geldwerte Verschmutzungsrechte umgewandelt,
um den Reisenden ein sauberes Gewissen zu verschaffen. Die Brennwirkung des
Luftsauerstoffes kann nach Herzenslust in Anspruch genommen werden, weil
irgendwo anders ein Plantagenwald hochgezogen wird, der das dabei entstehende
CO2 aufnehmen soll. Ob eins zum andern langfristig gegengerechnet werden kann,
ob eine Maßnahme als Kompensationsgutschrift und Erfolg beim Erreichen
nationaler Klimaziele doppelt verbucht wird, ob CO2-Äquivalente überhaupt
miteinander vergleichbar sind, während nicht minder wichtige Kriterien unter den
Tisch fallen, sind Fragen, die nur kritische Geister, nicht jedoch die
Bilanzbuchhalter der Luftfahrtindustrie interessieren.

Weder im Klimaabkommen von Kyoto noch von Paris wird die Flugverkehrsbranche in
die Pflicht genommen, Steuern für das Flugbenzin Kerosin zahlen, mit dem ihre
Passagier- und Frachtmaschinen betrieben werden. Das ist nur die auffälligste
Subventionierung einer Mobilitätsform, die ihren wirtschaftlichen Erfolg auch
der Ausnahme internationaler Flüge von der Mehrwertsteuer, der staatlichen
Subventionierung der Flughäfen und der dazugehörigen Verkehrsinfrastruktur wie
auch der wichtigsten deutschen Fluggesellschaft, der Lufthansa, zu verdanken
hat. Ohne jahrzehntelange staatliche Anschubhilfe hätte man das größte
Luftverkehrsunternehmen Europas nicht zugunsten kapitalstarker Anleger
privatisieren können. Laut Umweltbundesamt kommt die Branche in den Genuß von
11,8 Milliarden Euro direkter und indirekter Subventionen im Jahr, die natürlich
in anderen Bereichen fehlen. EU-weit werden die luftfahrtbedingten
Steuerverluste auf 30 bis 40 Milliarden Euro geschätzt.

Die auch in den USA und anderen hochindustrialisierten Staaten übliche
politische Begünstigung der Luftfahrtindustrie ist ein Wesensmerkmal
kapitalistischer Gesellschaften, die ihre Konkurrenzfähigkeit am Weltmarkt vor
allem über technologische Innovationen und deren staatliche Förderung zu sichern
versuchen. Hinzu kommt die anwachsende Bedeutung des Luftkrieges für Akteure,
die ihre ökonomische Expansion militärisch absichern. Die meisten Flugzeugbauer
sind im zivilen und militärischen Bereich aktiv und besitzen den Status
besonders sicherheitsrelevanter Schlüsselindustrien. Es ist kein Zufall, sondern
Klassenprivileg, daß dem Schutz gegen terroristische Anschläge im zivilen
Luftverkehr weit mehr Aufmerksamkeit geschenkt wird als etwa im Reiseverkehr mit
Zügen oder Automobilen.

Die von der ICAO als Maßnahmen zur ökologischen Schadensminimierung
prognostizierten Veränderungen an der Bauweise der Flugzeuge und ihrer
Antriebssysteme stehen in Anbetracht der notwendigen Entwicklungszeit und des 25
Jahre umfassenden Zyklus, in dem die Flugzeugflotten der Luftverkehrkonzerne
ausgetauscht werden, in krassem Mißverhältnis zu dem sich weiter
beschleunigenden Klimawandel. Vor 2050 bis 2060 sind keine nennenswerten
Neuerungen zu erwarten, die die CO2-Emissionen des Flugverkehrs auch nur
annähernd kompensierten. Stellt man die ehrgeizigen Wachstumsprognosen der
internationalen Luftfahrtindustrie in Rechnung, dann müßten schon wahre Wunder
an Verbrauchsreduktion geschaffen werden, um deren negative Auswirkungen
umzukehren.

Für Effizienzgewinne im Betriebsablauf und Flugverkehrsmanagement sowie den
vermehrten Einsatz von Agrartreibstoffen anstelle des fossilen Kerosins gilt
nichts anderes. Ersteres findet schon aufgrund der kapitalistischer Verwertung
immanenten Rationalisierungslogik statt und trägt daher eher im Sinne eines
Rebound-Effektes zu einer Vergrößerung des kostengünstiger werdenden Angebots an
Flugreisen denn als Einsparung an Emissionen klimaschädlicher Gase in
Erscheinung. Zudem gehen Einspareffekte häufig zu Lasten der Belegschaften, die
mit Lohndruck und Dequalifizierung konfrontiert werden. Der Einsatz von Biomasse
als Energieträger ist nicht nur abzulehnen, weil die Einspareffekte an CO2 bei
sogenannter Bioenergie geringer sind als bei anderen Formen erneuerbarer
Energie. Die dazu erforderlichen Maschinen, Düngemittel und Ackergifte sind in
einem Maße von fossilen Ressourcen abhängig, daß ein aus Feldfrüchten erzeugter
Treibstoff sogar klimaschädlicher sein kann als sein fossiles Äquivalent.

Vor allem geht der dafür erforderliche Flächenverbrauch zu Lasten von Millionen
Menschen, deren Hunger noch weniger zu stillen ist, wenn ihre ohnehin kaum
vorhandene Zahlungsfähigkeit durch die Verknappung von Land für den Anbau von
Nahrungsmitteln und dementsprechende Preissteigerungen noch geringer wird. Zwar
sind die Biomasseproduzenten um Ausflüchte nicht verlegen, doch
Ernährungssouveränität wird in einer Welt begrenzter Ressourcen durch die
Produktion von Agrosprit prinzipiell gefährdet. Das elementare Bedürfnis
leiblicher Reproduktion durch die Aufnahme pflanzlicher Kohlehydrate, Fette und
Proteine dem Wunsch, in einem verschleißintensiven und tonnenschweren Gefährt
schneller voranzukommen, gleichwertig ins Verhältnis zueinander zu setzen
evoziert das Bild des Herrenfahrers, der die Straßen heute noch als seinen
persönlichen Erlebnisraum betrachtet und alles, was nur auf zwei oder
vier Beinen unterwegs ist, mit kolonialistischer Gewalt und rassistischer
Verächtlichkeit traktiert.

Greenwashing tut also Not, wie das Beispiel von Sir Richard Branson zeigt. 
Niemand muß sich davon blenden lassen, und es ist letztlich eine Frage
politischer Positionierung, ob der Mensch überhaupt in die Verlegenheit kommt,
sich beim Antreten einer Flugreise auf den Ablaßhandel mit Verschmutzungsrechten
einzulassen. 
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STANDPUNKT/780: Gegen die illegale Blockade Kubas innerhalb der EU - (Freundschaftsgesellschaft BRD-Kuba) 


Freundschaftsgesellschaft BRD-Kuba e.V. - Presseerklärung vom 3. Juli 2018

Gegen die illegale Blockade Kubas innerhalb der EU

Freundschaftsgesellschaft BRD-Kuba bekräftigt anhand der aktuellen
Diskussion um die Umsetzung des US-Embargos gegen den Iran ihre Forderung
nach Schluss der Blockade gegen Kuba



Am 30.6. und 1.7.2018 fand in Göttingen die 43. Bundesdelegiertenkonferenz
der Freundschaftsgesellschaft BRD-Kuba statt. Neben den Delegierten aus den
Regionalgruppen konnte die älteste Kuba-Solidaritätsorganisation der BRD
auch zahlreiche Gäste begrüßen, allen voran Lisset González López, III.
Sekretärin und Beauftragte für Presse der Botschaft der Republik Kuba.

Die Versammlung protestierte in einer Resolution gegen den Fortbestand der
"illegalen und zutiefst inhumanen" US-Blockade gegen Kuba. Letztere, wird
festgestellt, trifft nicht nur die kubanische Bevölkerung, sondern auch in
Europa lebende Personen, die sich über Kuba informieren oder humanitäre
Hilfe für den Karibikstaat leisten wollen. Diese Praxis, die sich zuletzt
u.a. in der Weigerung der Deutsche Bank-Tochter Postbank ausgedrückt hatte,
Spendengelder für die Hurrikan-Hilfe nach Kuba zu transferieren, "verstößt
gegen die am 22. November 1996 erlassene Verordnung Nr. 2271/96 des
Europäischen Rates", stellt das höchste Gremium der
Freundschaftsgesellschaft fest und erklärt mit Blick auf die Debatten um
das US-Embargo gegen den Iran weiter: "Es wird zweierlei Maß angewandt,
wenn die EU ihre eigene Verordnung aktuell im Falle des Iran beachten will
und im Falle Kubas nicht." Die Unterbindung der Anwendung der Blockade in
der EU und in Deutschland entspräche dem "Abkommen über politischen Dialog
und Zusammenarbeit zwischen der Europäischen Union und ihren
Mitgliedstaaten einerseits und der Republik Cuba andererseits", welches im
November 2016 beschlossen wurde, erklärt die Resolution weiter und fordert
alle humanitär Gesinnten auf, den Kampf gegen die US-Blockade gegen Kuba
und insbesondere ihre illegale Anwendung innerhalb der EU aufzunehmen.

Göttingen/Köln, 3.7. 2018

Bundesvorstand der Freundschaftsgesellschaft BRD-Kuba

 * 

Resolution:


#NoMásBloqueo

Schluss mit der US-amerikanischen Blockade gegen Kuba!

Die Freundschaftsgesellschaft BRD-Kuba protestiert gegen die Handels-,
Finanz- und Wirtschaftsblockade der USA gegen das Volk und die Regierung
Kubas. Sie ist einer der längsten und größten Verstöße gegen das
Völkerrecht, illegal und zutiefst inhuman.

Der Wirtschaftskrieg begann am 6. Juli 1960 mit einem Gesetz zum
Importverbot kubanischen Zuckers. Nach der gescheiterten Invasion in der
Schweinebucht im April 1961 folgte am 7. Februar 1962 der Beginn der
kompletten Blockade mit der Untersagung sämtlicher Handelsbeziehungen
zwischen den USA und Kuba durch John F. Kennedy.

Das Ziel war, mit dem »Verbot von Lieferungen und Geldzahlungen die
Wirtschaft zu schwächen, sinkende Einkommen herbei zu fuühren, Hunger,
Elend und Verzweiflung zu erzeugen und so zum Sturz der Regierung
beizutragen«.

Es folgte die Verschärfung durch das Torricelli-Gesetz am 23. Oktober 1992;
eine weitere dann durch das Helms-Burton-Gesetz am 5. März 1996.

Diese Blockade trifft aber nicht nur die Menschen in Kuba, auch die
Menschen in anderen Kontinenten sind davon betroffen.

Die Blockade behindert die wirtschaftliche Entwicklung Kubas und verursacht
Schäden in Milliardenhöhe. Sie erschwert nicht nur in Kuba, dass Menschen
z.B. die benötigten Medikamente bekommen. Auch in den USA und Europa wird
der Bevölkerung medizinische Hilfe aus Kuba - sei es durch Spezialpräparate
oder medizinische Dienstleistungen - vorenthalten. Ebenso werden humanitäre
Hilfsleistungen von und nach Kuba behindert. Auch die FG BRD-Kuba war davon
mehrfach betroffen:

Verweigerung von Überweisungen von der oder an die
Freundschaftsgesellschaft BRD-Kuba e.V. mit dem Betreff "Kuba", Bezahlung
von Kugelschreibern oder der Zeitschrift Cuba Libre oder die Weigerung der
Postbank, einen Betrag des Verlages 8.Mai für die Granma Internacional -
eines aus der Solibewegung entstandenen Projektes - nach Kuba zu
überweisen.

All das verstößt gegen die am 22. November 1996 erlassene Verordnung Nr.
2271/96 des Europäischen Rates. In ihr wird festgestellt: "Ein Drittland
hat Gesetze, Verordnungen und andere Rechtsakte erlassen, mit denen die
Tätigkeit von natürlichen und juristischen Personen geregelt werden soll,
die der Gerichtsbarkeit der Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft
unterstehen. Diese Gesetze, Verordnungen und anderen Rechtsakte verletzen
durch ihre extraterritoriale Anwendung das Völkerrecht (...)". Es wird
zweierlei Maß angewandt, wenn die EU ihre eigene Verordnung aktuell im
Falle des Iran beachten will und im Falle Kubas nicht.

Dies alles zeigt, dass die Blockade immer noch trauriger Alltag ist und
gegen das Völkerrecht verstößt. Daran wurde weder unter der Präsidentschaft
Obamas noch unter der von Trump etwas zum Positiven geändert. Wir fordern -
zusammen mit 191 Staaten der Generalversammlung der Vereinten Nationen -
die USA auf, die Blockade zu beenden. Von der EU und der deutschen
Bundesregierung verlangen wir, der herrschenden Rechtslage Geltung zu
verschaffen und die Anwendung der Blockade in der EU und in Deutschland zu
unterbinden. Das entspräche dem "Abkommen über politischen Dialog und
Zusammenarbeit zwischen der Europäischen Union und ihren Mitgliedstaaten
einerseits und der Republik Cuba andererseits", welches im November 2016
beschlossen wurde.

Für die Kuba-Solidaritätsbewegung bleibt die Forderung nach Aufhebung der
Blockade ein Schwerpunkt.

Alle humanitär gesinnten Menschen fordern wir auf, den Kampf gegen die
Blockade aktiv zu unterstützen!!

43. Bundesdelegiertenkonferenz der Freundschaftsgesellschaft
BRD-Kuba

Göttingen, 01.07.2018

 * 

Quelle:

Freundschaftsgesellschaft

BRD - Kuba e.V.

Maybachstraße 159, 50670 Köln

Telefon: 02 21 - 2 40 51 20, Telefax: 02 21 - 6 06 00 80

E-Mail: info@fgbrdkuba.de

Internet: www.fgbrdkuba.de
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MILITÄR/923: USA - Geheimabkommen ... (SB)


USA - Geheimabkommen ...



In der amerikanischen Politik gibt es kein größeres Tabuthema als
das der israelischen Nuklearwaffen. Das hat einen einfachen
Grund. Nach dem 1976 vom Kongreß verabschiedeten Symington-Zusatz zum
Foreign Assistance Act aus dem Jahr 1961 ist es den USA strengstens
verboten, irgendein Land militärisch zu unterstützen, das Kernwaffen
entwickelt und sich nicht der Kontrolle durch die Internationale
Atomenergieagentur (IAEA) in Wien unterwirft. Israel verfügt über
mehrere hundert Wasserstoffbomben und weigert sich prinzipiell, dem
Atomwaffensperrvertrag beizutreten. Folglich ist sämtliche
Rüstungshilfe, welche die USA jedes Jahr in Milliardenhöhe Israel
leistet, illegal. Jeder amerikanische Politiker, Geschäftsmann und
Militär, der in den gigantischen US-Rüstungsexport an Israel
verwickelt ist, hat sich strafbar gemacht, sofern ihm das Wissen um
die Existenz der israelischen Atombombe nachgewiesen werden könnte.

Unvergessen bleibt die peinliche Szene, als Barack Obama, der sich im
Wahlkampf 2016 für eine Welt ohne Atomwaffen stark gemacht hatte, zum
Auftakt seiner allerersten Pressekonferenz im Weißen Haus am 7.
Februar 2009 von der langjährigen und streitbaren Korrespondentin
Helen Thomas folgende Frage gestellt bekam: "Kennen Sie irgendein Land
im Nahen Osten, das Nuklearwaffen besitzt?" Gemeint war natürlich
Israel, wenngleich sich im Wahlkampf sowohl der Demokrat Obama als
auch sein republikanischer Gegner John McCain als unerschrockene
Gegner der Bedrohung, die vom Iran durch das angeblich existierende
Atomwaffenprogramm für den Nahen Osten und die ganze Welt ausgehen
sollte, präsentiert hatten. Sichtlich verlegen parierte Obama Thomas'
Spiel mit dem Tabubruch mit dem Hinweis auf bevorstehende
Diskussionen seiner Regierung mit Moskau über eine Vertiefung
bestehender strategischer Rüstungskontrollabkommen und verschloß sich
jedweder "Spekulation" darüber, wer sonst noch Nuklearwaffen besitzen
könnte.

Zwei Monate später bei einer historischen Rede in Prag bekannte sich
Obama zur globalen Nuklearabrüstung und trat für eine Stärkung des
Atomwaffensperrvertrags ein, um die Atomkriegsgefahr zu beseitigen
(allein dafür gewann er Ende desselben Jahres den Friedensnobelpreis).
Wie Adam Entous am 18. Juni in der Zeitschrift New Yorker enthüllte,
hat Obamas Prager Rede die Alarmglocken im Amt des israelischen
Premierministers ausgelöst. Benjamin Netanjahu befürchtete, daß Israel
im Zuge der zunächst ernst gemeint erscheinenden Abrüstungsinitiative
Obamas zur Offenlegung seines Nukleararsenals und zum Beitritt des
Nicht-Verbreitungsvertrages gezwungen werden könnte, was unweigerlich
auch Kontrollbesuche durch IAEO-Inspekteure nach sich zöge.

Die Sorgen des Likud-Chefs sollten sich als unbegründet erweisen.
Bereits im Mai hat Obama eine schriftliche Garantie unterzeichnet,
derzufolge er als US-Präsident niemals die Existenz von Israels
Arsenal an Nuklearsprengköpfen bestätigen und auch niemals Tel Aviv
dazu zwingen würde, dem Atomwaffensperrvertrag beizutreten. Wie Entous
exklusiv berichtet, war Obama damit der dritte Oberkommandierende der
US-Streitkräfte nach Bill Clinton und George W. Bush, der Israel diese
schriftliche Zusicherung gemacht hat. Inzwischen hat Donald Trump
ebenfalls seine Unterschrift unter das fragliche Geheimdokument bzw.
die fraglichen Geheimdokumente gesetzt - ein sonderbarer Vorgang, den
Entous in seinem explosiven und viel zu wenig beachteten Artikel "How
Trump and Three Other U. S. Presidents Protected Israel's Worst-Kept
Secret: Its Nuclear Arsenal" genüßlich schildert.

Am 13. Februar 2017 herrschte im Weißen Haus absolutes Chaos. Die neue
Regierungsmannschaft, erst seit Ende Januar im Amt, versuchte sich
gerade zurechtzufinden. Dieser Tag war für alle Mitarbeiter des West
Wings deshalb schlimm, weil Trumps Nationaler Sicherheitsberater
Michael Flynn, der ehemalige Leiter der Defense Intelligence Agency
(DIA), wegen denkwürdiger Telefonate mit der russischen Botschaft zur
Jahreswende 2016/2017 im Scheinwerferlicht stand und am selben Abend
deswegen zurücktreten würde. In diesem Durcheinander schneite der
israelische Botschafter Ron Dermer ins Weiße Haus, spielte sich als
Hausherr auf und verlangte die Unterzeichnung mehrerer Dokumente durch
den Präsidenten. Bei der neuen Trump-Administration wußte niemand,
worum es hierbei ging. Dies ist dem Umstand geschuldet, daß die
Existenz besagter Papiere seit der Clinton-Ära nur einem wirklich sehr
kleinen Kreis von Regierungsmitgliedern bekannt gewesen ist.

Das herrische Betragen Dermers soll bei den Mitarbeitern im Weißen
Haus jedenfalls dermaßen schlecht angekommen sein, daß "einer der
Amerikaner" ihn mit den Worten "This is our fuckin' house"
zurechtgewiesen haben soll, so Entous. Den Angaben Alyssa Fishers am
14. Juni in der altehrwürdigen jüdischen Zeitung The Forward zufolge
war es Trumps Schwiegersohn und Sonderberater Jared Kushner, der
Dermer brüsk zurechtwies. Das würde passen. Kushners Familie ist mit
Dermers Chef Netanjahu schon länger befreundet und unterstützt seit
Jahren finanziell die illegalen jüdischen Siedlungen im
Westjordanland. Auch Fisher nennt als Grund für den Besuch Dermers im
Weißen Haus das Verlangen, von Trump "geheime Dokumente" mit der
Garantie unterzeichnet zu bekommen, daß er "wie andere Präsidenten vor
ihm" von den Israelis "niemals verlangen" werde, "ihr undeklariertes
Nukleararsenal aufzugeben".

Entous führt Tel Avivs und Washingtons gemeinsame Politik der
"nuklearen Ambiguität" in bezug auf Israels Atomwaffen auf das Jahr
1969 zurück. Damals soll Präsident Richard Nixon und die israelische
Premierministerin Golda Meir eine mündliche Vereinbarung getroffen
haben. Demnach verpflichtete sich Israel, keine Nukleartests
durchzuführen und niemals die Existenz seines Atomwaffenarsenals
öffentlich einzuräumen; im Gegenzug würden die USA Israel niemals zum
Beitritt des Atomwaffensperrvertrags zwingen. Damals besaßen die
Israelis lediglich drei Nuklearsprengköpfe. Heute sollen es mehr als
200 sein - zwar weit weniger als die USA und Rußland, aber in etwa
soviel wie jeweils die UN-Vetomächte China, Frankreich und
Großbritannien und mehr als die "inoffiziellen" Atommächte Indien,
Pakistan oder Nordkorea.

Am Aufbau des israelischen Atomwaffenarsenals haben ab 1948 direkt
Frankreich und Großbritannien sowie indirekt die USA mitgeholfen. Aus
FBI- und CIA-Dokumenten geht hervor, daß in den sechziger und
siebziger Jahren israelische Spione mehrere hundert Kilogramm
hochangereichertes Uran aus der Atomanlage NUMEC in Pennsylvania
entwendet haben. Diese sind vermutlich in der hochgeheimen
israelischen Atomforschungsanlage Dimona gelandet. Bezeichnenderweise
darf in den USA niemand die Regierung wegen Nicht-Einhaltung der
eigenen Waffenkontrollgesetze anklagen. Im vergangenen Mai hat ein
Bundesberufungsgericht in Washington ein entsprechendes Urteil in der
Vorinstanz bestätigt. Ohnehin kann sich der Präsident kraft seines
Amts unter Berufung auf die nationale Sicherheit über das U. S. Arms
Export Control Act (AECA) hinwegsetzen. Das haben Bush jun. und Obama
im Falle Pakistans, das kein Unterzeichnerstaat des
Atomwaffensperrvertrags ist, getan. Auch wenn ein öffentliches
Eingestehen der Existenz der israelischen Atomwaffen der Rüstungshilfe
der USA keinen Abbruch täte, wäre es dennoch für die Bemühungen um
Frieden im Nahen Osten von Nutzen, denn die einseitige Bezichtigung
von Staaten wie den Iran, mit "Massenvernichtungswaffen" die Region
unsicher zu machen, verfinge nicht mehr so einfach.
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GEWERKSCHAFT/286: Konzertierte Aktion Pflege - ver.di sieht letzte Chance für die Politik (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
3. Juli 2018

Konzertierte Aktion: ver.di sieht letzte Chance für die Politik



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) begrüßt die
heutige [3.7.2018] Sitzung der "Konzertierten Aktion Pflege" als guten
Auftakt. "Offensichtlich ist angekommen, dass es bei den Beschäftigten eine
Vertrauenskrise in politisches Handeln gibt. Weitere Scheinlösungen,
wie die Einführung von Personaluntergrenzen in Krankenhäusern auf
niedrigstem Niveau und nur für wenige Bereiche, wären ein fatales
Signal," sagte Sylvia Bühler, Mitglied im ver.di-Bundesvorstand. "Die
Chance, jetzt schnelle und nachhaltige Verbesserungen auf den Weg zu
bringen, darf auf keinen Fall verspielt werden."

Es brauche gesetzliche Vorschriften für die Personalausstattung in
der Altenpflege und in Krankenhäusern, die sich am Pflegebedarf
orientieren, so Bühler weiter. "Das System funktioniert nur noch,
weil die Beschäftigten alles aus sich rausholen und die eigenen
Interessen hintanstellen - oft zulasten ihrer Gesundheit. Das
Grundrecht auf gesunde Arbeitsbedingungen gilt aber auch im
Gesundheitswesen." Notwendig sei zudem eine bessere Bezahlung, vor
allem in der Altenpflege. Bühler: "Der ruinöse Wettbewerb mit
beschämend niedrigen Löhnen kann nur unterbunden werden, wenn ein
Tarifvertrag auf die gesamte Altenpflege erstreckt wird. Alle, denen
eine gute Altenpflege wichtig ist, müssen jetzt ihren Teil zum
Gelingen beitragen." Insbesondere die kommerziellen Pflegekonzerne
hielten sich nicht an gesellschaftliche Spielregeln und verweigerten
Tarifverträge. "Es ist verlogen, sich angesichts der politischen
Initiative für einen bundesweiten Tarifvertrag auf die Tarifautonomie
zu berufen", so Bühler.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 03.07.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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ORGANISATION/605: Kinder im Jemen brauchen Frieden (UNICEF)


UNICEF - Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen - Genf, 03. Juli 2018

Kinder im Jemen brauchen Frieden

Statement von UNICEF-Exekutivdirektorin Henrietta H. Fore zur Situation im
Jemen



"Der gnadenlose Konflikt im Jemen hat ein Land, das bereits am Rande des
Abgrunds stand, in eine tiefe Krise gestürzt. Soziale Dienste funktionieren
kaum noch. Die Wirtschaft ist zusammengebrochen. Preise sind in die Höhe
geschnellt. Krankenhäuser wurden beschädigt. Schulen wurden zu
Notunterkünften umgewandelt oder wurden von bewaffneten Gruppen
eingenommen.

Ich war gerade in Aden und Sanaa und habe gesehen, was drei Jahre
intensiven Krieges nach Jahrzehnten von Unterentwicklung und globaler
Gleichgültigkeit bei Kindern anrichten können: Sie werden aus der Schule
genommen, zum Kämpfen gezwungen, verheiratet, sie sind hungrig und sterben
an vermeidbaren Krankheiten.

Elf Millionen Kinder im Jemen [1] - mehr als die ganze Bevölkerung der
Schweiz - brauchen heute Hilfe für Lebensmittel, medizinische Behandlung,
Bildung, Wasser und Hygiene.

Seit 2015 hat über die Hälfte der Gesundheitseinrichtungen ihre Arbeit
eingestellt, und 1.500 Schulen wurden durch Luftangriffe und Beschuss
beschädigt. Mindestens 2.200 Kinder wurden getötet und 3.400 verletzt. Das
sind nur die Fälle, die wir in der Lage sind zu überprüfen. Die
tatsächlichen Zahlen könnten sogar noch höher sein.
Es gibt keine Rechtfertigung für dieses Blutbad.

In Aden hat mir ein junges Mädchen in einem Zentrum, in dem psychosoziale
Hilfe für aus Hudeida geflüchtete Kinder angeboten wird, die Zeichnung
einer Welt gegeben, in der sie gerne leben würde. Darauf war ein hübsch
angezogenes Mädchen zu sehen, das an einem sonnigen Tag mit ihrer Freundin
in einem Park sitzt, direkt neben einem großen Haus. Es war das Gegenteil
der Wirklichkeit um sie herum, einer Welt der Vertreibung, Zerstörung und
Angst.

In Sanaa habe ich in einer Station für mangelernährte Kinder ein acht
Monate altes Kind gesehen, das nicht mehr als ein neugeborenes Baby wog.
Auf einer Intensivstation habe ich winzige Babys in Inkubatoren gesehen,
denen das Atmen schwer fällt. Unter ihnen waren auch siamesische Zwillinge,
die eine Operation brauchen, um zu überleben - eine Operation, die sie im
Jemen nicht erhalten können.

Die Station im größten Krankenhaus der Stadt hat keine Notstrom-Versorgung
und ist bei Stromausfällen auf benzinbetriebene Generatoren angewiesen.
Aber Stromausfälle sind häufig, und Benzin ist rar und teuer. Ich habe
engagierte, überlastete Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter getroffen, die ihr
Bestes tun, um Leben zu retten und ihren Patienten kostenlose Behandlung
und Medikamente anbieten. Sie haben vermutlich geholfen, den schlimmsten
Cholera-Ausbruch in der Geschichte zu dämpfen. Aber sie haben seit zwei
Jahren keinen Lohn bekommen.

5.000 Familien aus Hudeida geflohen

Und der Konflikt geht in der Zwischenzeit weiter. In Hudeida sind in den
vergangenen zwei Wochen 5.000 Familien aus ihren Häusern geflohen.
UNICEF-Teams vor Ort berichten, dass Geschäfte, Bäckereien und Restaurants
in der Stadt weitgehend geschlossen sind. Grundlebensmittel wie Mehl,
Speiseöl und Gas zum Kochen werden knapp. Die Preise für Mehl und Speiseöl
sind in der letzten Woche um 30 Prozent gestiegen, die für Gas um 50
Prozent. In den meisten Teilen der Stadt gibt es keinen Strom, und Schäden
an den Wasserleitungen haben zu Wasserknappheit geführt.

Vergangene Woche sind 50 Tonnen medizinischer Hilfsgüter von UNICEF für
250.000 Kinder und Frauen, darunter Antibiotika, Paracetamol und Folsäure,
aus Dschibuti in Hudeida eingetroffen. Vor dieser Lieferung - und vor dem
Beginn der Kämpfe um Hudeida - hat UNICEF Hilfsgüter für 500.000 Menschen
auf Vorrat eingelagert.

Hudeida und der Rest des Landes brauchen dringend Frieden. Die
Konfliktparteien und jene, die Einfluss auf sie haben, sollten sich hinter
die diplomatischen Bemühungen stellen, eine weitere Verschlechterung der
Situation im ganzen Land zu verhindern und Friedensgespräche wieder
aufzunehmen.

Es ist außerdem wichtig, dass Familien, die fliehen wollen, dies sicher tun
können und dass die zivile Infrastruktur - einschließlich Schulen,
Krankenhäusern und der Wasserversorgung - geschützt wird. In einer Krise
diesen Ausmaßes sollten humanitäre Organisationen in der Lage sein, ihre
Teams schnell und unverzüglich zu den Menschen in Not zu bringen.

Der Schutz von Kindern - vor Landminen, Rekrutierung, Ausbeutung und
Angriffen - sollte zu jeder Zeit über allem stehen.

UNICEF-Hilfe im Jemen

UNICEF bleibt vor Ort im Jemen, in Aden, Sanaa, Ibb, Hudeida und Saada mit
einem Team von insgesamt mehr als 250 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
[2], die meisten von ihnen Jemeniten. Sie arbeiten hart, um Kindern zu
helfen, während sie selbst mit den täglichen Herausforderungen des Lebens
in einem Kriegsgebiet fertig werden müssen.

Dieses Jahr ist es uns gelungen, zusammen mit unseren Regierungs- und 
NGO-Partnern rund neun Millionen Menschen durch ein gemeinsames Programm mit
der Weltbank finanziell zu helfen, damit arme Familien sich mit dem
Nötigsten versorgen können. 4,6 Millionen Menschen haben dank der
Reparaturen am öffentlichen Wassersystem sauberes Trinkwasser zur
Verfügung. Fast 80.000 Kinder unter fünf Jahren wurden gegen schwere
Mangelernährung behandelt. Fast eine halbe Million Kinder wurde
gesundheitlich versorgt.

Wir tun weiterhin alles in unser Macht stehende, um den Kindern und jungen
Menschen im Jemen zu helfen, aber es braucht eine politische Lösung für den
Konflikt. Wir alle müssen dem Frieden eine Chance geben. Es ist der einzige
Weg nach vorne."


Anmerkungen:

[1] https://www.unicef.de/informieren/projekte/asien-4300/jemen-19406

[2] https://www.unicef.de/informieren/aktuelles/blog/krieg-im-jemen-interview/168142

 * 

Quelle:

UNICEF - Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen

Pressemitteilung vom 3. Juli 2018

Herausgeber: Deutsches Komitee für UNICEF, Pressestelle

Höninger Weg 104, 50969 Köln

Telefon: 0221/936 50-0, Fax: 0221/93 65 02 79

E-Mail: mail@unicef.de

Internet: www.unicef.de
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VORTRAG/2274: Sankt Augustin - Öffentliche Ringvorlesung, Zwischenrufe zur Sozialpolitik, Auftakt 10.7.


idw - Pressemitteilung: Hochschule Bonn-Rhein-Sieg

Öffentliche Ringvorlesung: Zwischenrufe zur Sozialpolitik



Unter dem Titel "Zwischenrufe zur Sozialpolitik" startet eine neue
semesterübergreifende Ringvorlesung am Fachbereich Sozialpolitik und
Soziale Sicherung der Hochschule Bonn-Rhein-Sieg (H-BRS), die Ideen
und Impulse zur Sozialpolitik diskutiert. Die öffentliche
Ringvorlesung greift thematische Impulse für den noch jungen
Bachelor-Studiengang "Nachhaltige Sozialpolitik" auf.

Ob Bürgerversicherung, bedingungsloses Grundeinkommen oder digitale
Innovationen - alle sozialpolitischen Ideen und Entwicklungen mit
weitreichenden potenziellen Auswirkungen kommen in der Ringvorlesung
auf den Prüfstand. Scharfsichtige Analysen, innovative
Reformvorschläge und theoretische Reflexionen zur Sozialpolitik finden
hier einen Raum und ergänzen das Curriculum des neuen
Bachelorstudiengangs "Nachhaltige Sozialpolitik". Abseits gängiger
institutioneller Pfade in der Sozialpolitik und festgefahrener
sozialpolitischer Kontroversen werden neue und unkonventionelle
gesellschaftspolitische Perspektiven eröffnet und diskutiert.

Den Auftakt macht Prof. Dr. Remi Maier-Rigaud am Dienstag, 10. Juli
2018, um 18.15 Uhr mit seinem Vortrag "Die Rolle von Utopien für die
Sozialpolitik". Er fragt dabei nach dem Orientierungswert von
positiven Utopien, aber auch von Dystopien für die praktische
Sozialpolitik. Die Kleinteiligkeit vieler sozialpolitischer Reformen
erfordere positive utopische Orientierungspunkte, so seine These. Alle
Interessierten sind eingeladen, mit dem Referenten - auch kontrovers -
zu diskutieren. Maier-Rigaud ist Professor am Fachbereich
Sozialpolitik und Soziale Sicherung der H-BRS und spricht in der
kleinen Aula der Steyler Mission, Arnold-Janssen-Straße 32, 53757
Sankt Augustin.

Wegbeschreibung: http://www.steyler-mission.de/de/mission-wir/so-finden-sie-uns.php

Im Wintersemester sind bereits zwei Gastvorträgen terminiert, weitere
Vorträge sind in Vorbereitung.

Infoseite: https://www.h-brs.de/de/sv/news/ringvorlesung-zwischenrufe-zur-sozialpolitik

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution196

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule Bonn-Rhein-Sieg, 03.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ARBEIT/2835: Mindestlohn nützt der Gesamtwirtschaft - Höherer Konsum, stärkeres Wachstum, mehr Staatseinnahmen (idw)


Hans-Böckler-Stiftung - 03.07.2018

Mindestlohn nützt der Gesamtwirtschaft: Höherer Konsum, stärkeres
Wachstum, mehr Staatseinnahmen

Neue Studie



Der Mindestlohn nützt nicht nur Geringverdienern, sondern auch der
Gesamtwirtschaft: Er stärkt den Konsum und sorgt so für stabiles Wachstum,
von dem auch die Staatskasse profitiert. Das wird in Zukunft so bleiben,
vor allem, wenn der Staat die zusätzlichen Einnahmen auch zeitnah wieder
ausgibt. Zu diesem Ergebnis kommt eine neue Untersuchung des Instituts für
Makroökonomie und Konjunkturforschung (IMK) der Hans-Böckler-Stiftung.*

Die Erfahrungen mit der gesetzlichen Lohnuntergrenze sind nach rund
dreieinhalb Jahren gut: Löhne im Niedriglohnsektor sind deutlich
gestiegen, vor der Einführung verbreitete Warnungen, der Mindestlohn werde
massenhaft Beschäftigung kosten, haben sich nicht bewahrheitet. Wie sind
die Aussichten für die Zukunft? Das untersucht ein Report, den Dr.
Alexander Herzog-Stein, Patrick Nüß, Dr. Ulrike Stein und Dr. Rudolf
Zwiener vom IMK gemeinsam mit Prof. Dr. Camille Logeay von der Berliner
Hochschule für Wirtschaft und Technik erstellt haben. Er basiert auf einer
breiter angelegten Studie, die das IMK und das Wirtschafts- und
Sozialwissenschaftliche Institut (WSI) der Hans-Böckler-Stiftung im
Auftrag der Mindestlohnkommission erstellt haben. Die Ökonomen haben für
einen Zeitraum von zehn Jahren Szenarien mit und ohne Mindestlohn
durchgerechnet und verglichen. So lässt sich noch genauer abschätzen, was
der Mindestlohn bislang bewirkt hat - und welche weiteren langfristigen
gesamtwirtschaftlichen Effekte zu erwarten sind.

Der Analyse zufolge ist die Lohnuntergrenze ein Wachstumsverstärker. Das
Bruttoinlandsprodukt fällt in dem Szenario mit Mindestlohn durchgehend
0,25 Prozent höher aus. Der Grund: Nicht nur die Löhne der unmittelbar
betroffenen Beschäftigten steigen deutlich - im Schnitt um 18 Prozent. Es
gibt auch "Spillover-Effekte" auf die angrenzenden Gehaltsgruppen. Die
gesamtwirtschaftliche Lohnsumme erhöht sich dadurch nach zwei Jahren um
gut ein Prozent, nach zehn Jahren um zwei Prozent. Da die Konsumquote im
unteren Bereich der Lohnverteilung, wo die Steigerungen anfallen,
vergleichsweise hoch ist, legt der private Verbrauch um 0,5 bis 0,7
Prozent zu - was sich in einer höheren Wirtschaftsleistung niederschlägt.

Die Wachstumseffekte fallen auch deshalb so positiv aus, weil die
Beschäftigung weitestgehend stabil bleibt. Der Studie zufolge dürften zwar
Minijobs weggefallen sein. Sie wurden aber zu einem erheblichen Teil
umgewandelt in sozialversicherungspflichtige Beschäftigung, sodass sich am
Arbeitsvolumen insgesamt nichts änderte. Leichte Änderungen gibt es
dagegen beim Preisniveau, das anfänglich 0,2 Prozent, nach zehn Jahren 0,5
Prozent höher liegt. Angesichts der immer noch bestehenden Unterschreitung
der Zielinflationsrate der EZB sei dieser Effekt aber zu begrüßen, so die
Forscher. Auch der Fiskus profitiert: Die steigenden Steuereinnahmen
lassen die Defizitquote sinken.

In einem weiteren Szenario haben die Wissenschaftler zusätzlich
untersucht, was passiert, wenn der Staat die entstehenden Mehreinnahmen
für höhere Ausgaben nutzt, wie es in der Realität seit 2015 der Fall war.
Wächst der Staatsverbrauch so um ein Prozent zusätzlich, fällt der
Wachstumseffekt sogar doppelt so hoch aus. Auch die Beschäftigung liegt
dann merklich über dem Szenario ohne Mindestlohn.

Laut Studie war der gesetzliche Mindestlohn notwendig zur Absicherung
einer "makroökonomisch orientierten Lohnpolitik". Eine solche Lohnpolitik
schöpft den Verteilungsspielraum aus, der sich aus dem trendmäßigen
Produktivitätswachstum und der Zielinflationsrate ergibt. Dass
entsprechende Lohnsteigerungen lange nicht erreicht wurden, dürfte nach
Einschätzung der Ökonomen mit dem Rückgang der Tarifbindung und der
Arbeitsmarktpolitik im letzten Jahrzehnt in Deutschland zusammenhängen.
Der Mindestlohn verhindert jetzt aber ein Ausfransen der Lohnverteilung
nach unten und stabilisiert so das Tarifsystem. Wenn es auf dieser Basis
gelingen sollte, eine makroökonomisch orientierte Lohnpolitik
durchzusetzen, steigt der private Konsum innerhalb von 10 Jahren um
zusätzlich 4,8 Prozent. Die Lohnquote würde gegenüber der Entwicklung in
der Vergangenheit steigen, das Staatsdefizit weiter sinken.

Das Fazit der Wissenschaftler: Der Mindestlohn sei ein Gewinn für die
Volkswirtschaft. Vorteilhafte Auswirkungen seien bereits jetzt
nachweisbar: "Er hat mit dazu beigetragen, dass Deutschland auf einen
stabileren Wachstumskurs eingeschwenkt ist, der nicht nur auf
Exporterfolgen, sondern auch auf einem stabilen Wachstum der
Binnennachfrage beruht."


Siehe auch: Hansjörg Herr, Alexander Herzog-Stein u.a.: Makroökonomische
Folgen des gesetzlichen Mindestlohns aus keynesianisch geprägter
Perspektive, Studie im Auftrag der Mindestlohnkommission. Download:

https://www.mindestlohn-kommission.de/DE/Forschung/Projekte/pdf/Bericht-Mindestlohn-keynesianische-Perspektive.pdf?__blob=publicationFile&v=3


Weitere Informationen unter:

https://www.boeckler.de/pdf/p_imk_report_141_2018.pdf 

- (*) Alexander Herzog-Stein u.a.: Positive gesamtwirtschaftliche Effekte
des gesetzlichen Mindestlohns - eine ökonometrische Untersuchung,

IMK-Report Nr. 141, Juli 2018.

https://youtu.be/bvTOfnhuLQw

- Video-Interview mit Studienautor Dr. Alexander Herzog-Stein

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution621

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hans-Böckler-Stiftung, 03.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ARBEIT/2834: Befristungen erreichten 2017 einen neuen Höchststand (idw)


Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für
Arbeit (IAB) - 03.07.2018

Befristungen erreichten 2017 einen neuen Höchststand



Rund 3,15 Millionen oder 8,3 Prozent der Beschäftigten hatten im Jahr
2017 einen befristeten Arbeitsvertrag. Damit erreichten Befristungen im
Jahr 2017 einen neuen Höchststand. Zugleich steigen aber auch die
Übernahmechancen in unbefristete Beschäftigung seit Jahren kontinuierlich
an, geht aus einer aktuellen Studie des Instituts für Arbeitsmarkt- und
Berufsforschung (IAB) hervor.

Im ersten Halbjahr 2017 waren 42 Prozent der Vertragsänderungen bei
Befristungen auf innerbetriebliche Übernahmen zurückzuführen. 33 Prozent
der auslaufenden befristeten Verträge wurden verlängert und 25 Prozent
beendet. "Übernahmen in unbefristete Beschäftigung scheinen eher bei
sachgrundlosen Befristungen zu erfolgen. Allerdings macht diese Option
pauschale Befristungen überhaupt erst möglich", erklärt Christian
Hohendanner, der Autor der IAB-Studie. Fast 1,6 Millionen Verträge waren
im Jahr 2017 nach betrieblichen Angaben sachgrundlos befristet, also etwa
jeder zweite befristete Vertrag.

Die sachgrundlosen Befristungen stehen im Mittelpunkt der Debatte um die
befristeten Arbeitsverträge. Zwei der drei Maßnahmen, die im
Koalitionsvertrag zum Thema Befristungen vereinbart wurden, beziehen sich
ausschließlich auf die sachgrundlosen Befristungen. So ist vorgesehen, den
Anteil sachgrundloser Befristungen bei Arbeitgebern mit mehr als 75
Beschäftigten auf 2,5 Prozent der Beschäftigten zu beschränken und die
Höchstdauer sachgrundloser Befristung von bisher 24 auf 18 Monate zu
verkürzen. Die dritte Maßnahme, eine individuelle Höchstbefristungsdauer
beim selben Arbeitgeber von fünf Jahren einzuführen, wirkt sich dagegen
auf die Befristungen mit und ohne Sachgrund aus.

Die Reichweite der geplanten Befristungsreform kann laut IAB-Forscher
Hohendanner nur bedingt eingeschätzt werden. Nach den Daten des
IAB-Betriebspanels, einer jährlichen repräsentativen Befragung von rund
16.000 Betrieben, wären von der Quotenregelung bei sachgrundlosen
Befristungen auf jeden Fall etwa 360.000 Befristungen in Einzelunternehmen
betroffen. Für 480.000 weitere Fristverträge in Zentralen, Niederlassungen
oder Filialen könne die Betroffenheit mit den derzeit verfügbaren Daten
nicht abgeschätzt werden, weil die Betriebe ihre Befristungsquoten auf
Arbeitgeberebene miteinander verrechnen können. Auch die Reichweite der
Begrenzung der Befristungsdauer könne zahlenmäßig nicht bestimmt werden,
so Hohendanner.

Bei den geplanten Gesetzesänderungen sieht Hohendanner einige Risiken:
"Die Begrenzung der sachgrundlosen Befristung bei fortbestehender
Rechtsunsicherheit bei Befristungen mit Sachgrund könnte dazu führen, dass
Arbeitgeber verstärkt auf andere Beschäftigungsformen wie Zeitarbeit oder
Werk- und Dienstverträge ausweichen oder sich mit Einstellungen
zurückhalten. Die pauschale Begrenzung von Kettenbefristungen auf fünf
Jahre ohne Berücksichtigung des Einzelfalls könnte das Risiko bergen, dass
Arbeitnehmerinteressen nicht gestärkt, sondern verletzt werden. Im
ungünstigsten Fall hätten einige der betroffenen Arbeitnehmer statt eines
befristeten Vertrages keinen Arbeitsvertrag mehr", schreibt er in der
IAB-Studie.




Die IAB-Studie ist im Internet abrufbar unter

http://doku.iab.de/kurzber/2018/kb1618.pdf.

Die Formulierungen "sachgrundlos" bzw. "mit und ohne Sachgrund" beziehen
sich auf die juristische Dimension.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution851

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für

Arbeit (IAB), 03.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FRAGEN/036: Wer kauft heute eigentlich unverpackt? (idw)


Hochschule für nachhaltige Entwicklung Eberswalde - 03.07.2018

Wer kauft heute eigentlich unverpackt?



Kund*innen sind Menschen, über die es viele Mythen gibt. Unterschiedliche
Annahmen zu deren Kaufverhalten kursieren vielerorts, doch häufig werden
in Studien nur Intentionen abgefragt und nicht der tatsächliche Einkauf
untersucht. Besonderes Interesse erwecken aktuell Verbraucher*innen, die
auf die umweltbewusste Einkaufsmöglichkeit in Unverpackt-Läden setzen.
Einkaufsgewohnheiten wurden nun erstmalig an der Hochschule für
nachhaltige Entwicklung Eberswalde (HNEE) untersucht. Im Interview
berichten die HNEE-Expert*innen über ihre Ergebnisse.


Wer kauft unverpackt ein?

Prof. Dr. Jens Pape: Ausgangpunkt unserer Untersuchung waren die
Fragen: Wie fügt sich der unverpackt-Einkauf in den gesamten
Lebensmitteleinkauf ein? Welche Typen von unverpackt-Kund*innen lassen sich
unterscheiden? Und welche Hürden gibt es hierfür? Eine solche Studie gibt es
bislang nicht, wir betreten deshalb Neuland. In unserer dreiwöchigen
Tagebuch-Studie in zwei Unverpackt-Läden in Münster und Hamburg konnten wir
drei Käufertypen ermitteln, die sich tatsächlich stark unterscheiden. Wir
nennen sie 1) die "Seltenkäufer mit niedrigem Budget", 2) die "
besserverdienenden Neukunden" und 3) die "unverpackt-Intensivkunden".

Worin unterscheiden sich diese Typen?

Dr. Melanie Kröger: Jeder nutzt sowohl einen Unverpackt-Laden als Ort
für regelmäßige Einkäufe als auch Supermärkte, Bioläden, Wochenmärkte und
andere Einkaufsstätten - aber in ganz unterschiedlichem Maße. Für uns war
es deshalb interessant, zu welchen Anteilen sie ihre Lebensmitteleinkäufe
wo erledigen und was die Gründe dafür sind. Die Seltenkäufer z.B. kaufen
dort vor allem Non Food, wie etwa Hygieneprodukte. Die Neukunden
kombinieren Unverpackt-Läden vor allem mit Supermärkten. Und die
Intensivkunden gehen viel seltener Einkaufen als die anderen. Für alle
gilt jedoch: Die Lage und Erreichbarkeit eines Ladens spielt für die Wahl
einer Einkaufsstätte insgesamt offenbar die größte Rolle, aber auch das
unverpackte Angebot und die Auswahl an Bioprodukten sind diesen Kund*innen
wichtig.

Haben sich damit Ihre Thesen bestätigt?

Alexandra Wittwer: Es hat sich bestätigt, dass das unverpackte
Einkaufen mit Änderungen in den gewohnten Einkaufsroutinen einhergeht - man
plant z.B. anders als üblich, muss Behälter vorrätig haben und diese
mitnehmen. Je länger und je häufiger die Kund*innen in den Unverpackt-Läden
einkaufen, desto besser gelingt diese Umstellung offenbar, so dass der
unverpackte Einkauf zur Routine wird. Die Läden können einiges tun, um
interessierte Kund*innen hierbei zu unterstützen - dies wollen wir im
weiteren Projektverlauf genauer untersuchen.

Was bewegt Kund*innen, auf Verpackungen zu verzichten?

Alexandra Wittwer: Es geht den meisten vor allem um die Reduzierung
von Abfall und Plastik. Auch die Möglichkeit, individuelle Mengen zu kaufen,
ist für viele attraktiv. Darüber hinaus bewegt Kund*innen die angenehme
Atmosphäre, Beratung und besondere Ladengestaltung sowie die besondere
Produktqualität zum Einkauf in den Unverpackt-Läden.

Was bedeutet das für den Handel?

Prof. Dr. Jens Pape: Für den Handel bedeutet dies, dass die
Funktionen, die Verpackungen üblicherweise übernehmen, anderweitig erfüllt
werden müssen. Die Mitarbeiter*innen haben andere und mehr Aufgaben als in
klassischen Bioläden, etwa in den Bereichen Lagerhaltung, Reinigung,
Kennzeichnung und Beratung. Außerdem wünschen sich die Läden, dass die
Lieferanten - Hersteller und Großhändler - vermehrt Mehrweglösungen nutzen
und Vertrieb und Logistik der Waren insgesamt möglichst verpackungsarm
gestalten. Hierauf setzen wir im weiteren Verlauf unseren Fokus.

Wie steht es aktuell um Unverpackt-Läden in Deutschland?

Dr. Melanie Kröger: Wir können eine sehr dynamische Entwicklung
beobachten. Seit Gründung der ersten Unverpackt-Läden 2014, also vor
gerade einmal vier Jahren, sind stetig neue hinzugekommen. Auch andere,
etablierte Händler, etwa Biosupermärkte, experimentieren mit
Unverpackt-Abteilungen. Aktuell gibt es über 70 Unverpackt-Läden - also in
fast jeder größeren Stadt - mit vielen arbeiten wir in unserem Projekt
zusammen und unterstützen auch deren Vernetzung und Kooperation. Im April
hat sich der Unverpackt e.V. gegründet, der Verband der Unverpackt-Läden.
Die Pioniere vernetzen sich und wollen in Zukunft stärker zusammenarbeiten.


Zu den Personen

Dr. Melanie Kröger ist Projektkoordinatorin und wissenschaftliche
Mitarbeiterin an der HNEE. Prof. Dr. Jens Pape leitet das Fachgebiet
Nachhaltige Unternehmensführung in der Agrar- und Ernährungswirtschaft an
der HNEE. Alexandra Wittwer ist wissenschaftliche Mitarbeiterin im
Projekt.

Über das Projekt

Das BÖLN-Projekt "Der verpackungsfreie Supermarkt: Stand und Perspektiven.
Über die Chancen und Grenzen des Precycling im Lebensmitteleinzelhandel"
wird in Kooperation mit vielen Unverpackt-Läden sowie dem Verein
"Unverpackt e.V." umgesetzt. Es wurde gerade bis Ende 2019 verlängert und
von der Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung im Rahmen des
Bundesprogramms ökologischer Landbau und andere Formen nachhaltiger
Landwirtschaft (BÖLN) gefördert.


Weitere Informationen unter:

http://www.hnee.de/unverpackt

- Weitere Informationen zum Projekt

http://www.netzwerk-unverpackt.de

- Mitmachen ist erwünscht

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution419

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule für nachhaltige Entwicklung Eberswalde, 03.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06615: Natürliche Züge verlieren (SB)


Zielstrebigkeit ist eine der wichtigsten Tugenden für einen
Schachspieler, und nichts ist zielstrebiger, so formulierten es
wenigstens die Eröffnungskonzeptionisten, als Linien und Diagonalen so
früh wie möglich zu besetzen. Auf die vorteilhafte Kombination
bräuchte man dann nicht lange zu warten. Besser als die
Einfachbesetzung einer Linie oder Diagonale ist natürlich die
Verdoppelung der Türme bzw. eine Läufer-Dame-Batterie. Wenn Letztere
noch auf den wunden Punkt f7 gerichtet ist, wird aus dem Vorteil
leicht ein taktischer Einschlag mit Siegesfolge. Im heutigen Rätsel
der Sphinx übte sich der kroatische Großmeister Cvitan daher in
Zielstrebigkeit. Sein Kontrahent Haas ließ diese Tugendhaftigkeit
vermissen und machte bloß natürliche "Einwicklungszüge", aber eben
keine planmäßigen; und nichts wird gnadenloser im Schach bestraft wie
Zimperlichkeit im Spiel, Grifflosigkeit im Plan und konzeptloses
Lavieren. Sicherlich begnügte sich Cvitan nun nicht mit der
bescheidenen und fehlerhaften Folge 1.Sc3xd5 c6xd5 2.Db3xd5? Lf5-e6.
Warum auch, wenn er in wenigen Zügen den Sieg an sich reißen konnte,
Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06615: Natürliche Züge verlieren (SB)]



Cvitan - Haas

Zürich 1994


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Offenbar hatte sich Weiß nicht genügend auf diese Partie vorbereitet,
sonst hätte er nie und nimmer 1.Te1-e7? gespielt, worauf sein
Kontrahent mit 1...Dh5xh2+!! 2.Kg1xh2 Tc5-h5+ 3.Kh2-g3 g2-g1D+ die
Früchte seiner Arbeitsmühen einsammeln konnte.



Erstveröffentlichung am 7. Juli 2005

4. Juli 2018
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BODEN/194: Leben, wo nichts lebt - Klebsormidium, die Alge des Jahres 2018 (DER RABE RALF)


DER RABE RALF

Nr. 204 - Juni / Juli 2018

Die Berliner Umweltzeitung

Leben, wo nichts lebt

Klebsormidium, die Alge des Jahres 2018, ist immer schon da, bevor
andere kommen

von Leonhard Lenz



Nicht nur unter großen Bäumen, wilden Tieren und schönen Blumen werden
jedes Jahr besondere Vertreter zur Natur des Jahres gewählt. Es gibt
auch die Alge des Jahres, die jedes Jahr von der Sektion Phykologie
der Deutschen Botanischen Gesellschaft gekürt wird. Dieses Jahr ist es
die Gattung Klebsormidium. Wer eine solche Alge sehen will, benötigt
dafür jedoch ein gutes Mikroskop, denn sie bildet zwar lange, aber nur
eine Zelle breite Fäden. Klebsormidium-Algen treten aber häufig in
großen Ansammlungen auf Sandböden auf, dann kann man sie als grüne
Färbung erkennen.

Die schon sehr früh in der Evolution eigenständige Grünalgen-Gattung
umfasst 17 bekannte Arten. Sofern sie nicht mit Salz in Kontakt
kommen, können die Algen mehrere Monate ohne Wasser auskommen. Hierzu
produziert eine Alge, sobald sie bemerkt, dass das Wasser knapp wird,
in nur einer halben Stunde einen Zucker, der die Zellwände
stabilisiert, sie jedoch weiterhin elastisch hält. So kann die Alge
wie eine Ziehharmonika zusammenschrumpfen, ohne dass die Zellwände
beschädigt werden. Damit auch das Innere der Zelle nicht beschädigt
wird, bildet die Alge einen eigenen Sonnenschutz, der die
erbgutschädigende UV-Strahlung in Wärme und Licht umwandelt.

Sobald jedoch wieder Wasser an die Alge kommt, erwacht sie in wenigen
Minuten zum Leben und dehnt sich aus, um ihre Photosyntheseleistung
anzukurbeln. Damit sich alle Zellen des langen Fadens gemeinsam
ausdehnen und schrumpfen, tauschen sie, genauso wie höhere Pflanzen,
Hormone aus.

Durch diese Eigenschaften konnten sich Klebsormidium-Algen auf dem
ganzen Planeten ansiedeln. Gerade in den Trockenwüsten und den
Eiswüsten an den Polen sind sie, neben einigen anderen Algen und
Pilzen, die einzigen Lebewesen. Dabei bilden sie sogenannte
Bodenkrusten. Bodenkrusten sind ein stark von Algen und Pilzen
durchwachsener Oberboden - in vielen Wüsten die einzige Lebensform.
Dennoch tragen sie weltweit zu acht Prozent der Umwandlung von CO2 in
Sauerstoff bei, was etwa dem durch Menschen verursachten CO2-Ausstoß
entspricht.

Rekordverdächtige Bodenkrusten

Dabei sind Bodenkrusten gleich in mehrfacher Hinsicht Pioniere. Sie
waren die erste Lebensform, die vor etwa 450 Millionen Jahren begann,
vom Meer aus die Landmassen der Erde zu erobern. Noch heute stellen
sie die erste Stufe der Besiedlung neu aufgetauchter Inseln oder auch
erstarrter Lava dar. Erst wenn die Algen zusammen mit Bakterien und
Pilzen den Boden für höhere Pflanzen fruchtbar gemacht haben, können
diese beginnen das Land zu besiedeln. Dabei kann es passieren, dass
sie etwa durch Beschattung die Kruste zerstören.

Die Pioniereigenschaft der Algen macht sich der Mensch heute auch
gezielt zunutze. In Trockenwüsten sollen sie die Ausbreitung der
Wüstenzone verhindern oder sogar eine landwirtschaftliche Nutzung
möglich machen.

Weitere Informationen:

www.dbg-phykologie.de

(Alge des Jahres)

 * 

Quelle:
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GENTECHNIK/016: 21 Verbände fordern Regulierung und Kennzeichnung neuer Gentechniken (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - Pressemitteilung
vom 3. Juli 2018

Wahlfreiheit und Vorsorge sichern 

21 Verbände fordern mit Resolution die Regulierung und Kennzeichnung
neuer Gentechniken



Berlin: Gentechnik bleibt Gentechnik. Auch neue Verfahren und Produkte
müssen entsprechend reguliert und gekennzeichnet werden. Das fordern
21 Organisationen und Stiftungen aus den Bereichen Landwirtschaft
sowie Umwelt- und Verbraucherschutz in einer Resolution an den
Deutschen Bundestag und Europaabgeordnete.

Hintergrund ist ein für Ende Juli erwartetes Urteil des Europäischen
Gerichtshofs (EuGH). Dabei geht es um die Frage, ob es sich bei
Methoden wie "Genom-Editing", "CRISPR/Cas" oder "zielgerichteter
Mutagenese" um Gentechnik handelt. Auch mit diesen neuen Verfahren
wird das Genom von Tieren und Pflanzen technisch manipuliert. Wie bei
der "alten" Gentechnik wird in das Erbgut eingegriffen, teils mit sehr
ähnlichen Methoden. Daher seien eine Risikobewertung, die Regulierung
und die Kennzeichnung neuer Gentechniken zwingend erforderlich, heißt
es in der Resolution.

"Bei den neuen Gentechniken sind die Risiken bisher kaum erforscht,
ihre angebliche Sicherheit ist bisher eine unbewiesene Behauptung.
Deshalb sind ihre Regulierung nach dem Gentechnikrecht und die
Kennzeichnung der mit ihnen erzeugten Produkte zwingend geboten",
sagte der Vorsitzende des Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland
(BUND), Hubert Weiger. "Der Gesetzgeber hat gerade bei der Gentechnik
eine besondere Sorgfaltspflicht. Der Schutz unserer natürlichen
Lebensgrundlagen muss stets Vorrang vor den Interessen der Industrie
haben", forderte Weiger.

Die zivilgesellschaftlichen Verbände, darunter der Bund Ökologische
Lebensmittelwirtschaft (BÖLW), der BUND, der Deutsche Naturschutzring
(DNR), die Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft (AbL) und
viele weitere Organisationen, erinnern die Regierung an ihre
Selbstverpflichtung, das Vorsorgeprinzip konsequent anzuwenden. Im
Koalitionsvertrag heißt es, die Regierung werde im Anschluss an die
EuGH-Entscheidung zu den neuen Gentechniken "auf europäischer und
gegebenenfalls nationaler Ebene Regelungen vornehmen, die das
Vorsorgeprinzip und die Wahlfreiheit gewährleisten". Aus Sicht der
Verbände können Vorsorgeprinzip und Wahlfreiheit aber nur
gewährleistet werden, wenn alle neuen gentechnischen Verfahren und
Produkte nach dem geltenden Gentechnikrecht reguliert und
gekennzeichnet werden.

Für den Schutz von Umwelt und Gesundheit steht dabei viel auf dem
Spiel: "Bei der Gentechnik geht es um Lebewesen, die sich vermehren,
genetisch austauschen und sich auch unkontrolliert ausbreiten können.
Gelangen ihre Gene beispielsweise in natürliche Populationen, können
sie kaum mehr zurückgeholt werden", warnen die Verbände. Eine
systematische Risikobewertung vor der Markteinführung ist bislang
nicht vorgeschrieben, Daten zur möglichen Wirkung auf Umwelt und
Gesundheit liegen nicht vor.



Die Resolution der Verbände finden Sie zum Download als PDF unter:


www.bund.net/gentechnik-resolution

 * 

Quelle:

BUND-Pressedienst, 03.07.2018

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Freunde der Erde Deutschland

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

Tel. 030/27586-457, Fax. 030/27586-440

E-Mail: presse@bund.net

Internet: www.bund.net
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LUFT/603: Der Dreck in unseren Lungen (idw)


Empa - Eidgenössische Materialprüfungs- und Forschungsanstalt -
03.07.2018

Der Dreck in unseren Lungen



Aktuelle Grenzwerte für Feinstaub in der Luft orientieren sich an
Menge und Grösse der Partikel. Für die Gesundheit ist jedoch nicht nur
die Staubmenge entscheidend, sondern auch dessen Zusammensetzung.
Forscher der Empa haben jetzt das schädigende Potential von Feinstaub
in der Schweiz und in China verglichen.

Wer an einem trüben Tag plötzlich von einem unkontrollierbaren
Hustenanfall geschüttelt wird, leidet womöglich an den Folgen einer zu
hohen Feinstaubbelastung der Luft. Atembeschwerden,
Kreislaufkrankheiten oder gar Lungenkrebs können durch die winzigen
Partikel ausgelöst werden. Schwebestoffe, die vom Menschen verursacht
werden, enthalten beispielsweise Russ, Metalle und synthetische
Nanopartikel. Um die Luftqualität strenger zu kontrollieren, gilt seit
dem 1. Juni 2018 in der Schweiz die neue verschärfte
Luftreinhalteverordnung (LRV). Diese legt zusätzlich zu PM10 einen
zweiten Grenzwert, PM2.5, für noch feinere Schwebestoffe fest.
Allerdings orientieren sich beide Werte lediglich an der Menge der
Partikel bis zu einem gewissen Grössenlimit - also 10 beziehungsweise
2.5 Mikrometer Durchmesser. Forscher der Empa haben nun in einer
aktuellen Studie gezeigt, dass die reine Menge nicht zwingend etwas
über das schädigende Potenzial von Feinstaub aussagt.

Jing Wang und sein Team aus dem Empa-Labor «Advanced Analytical
Technologies» untersuchten hierzu Luftproben aus der Schweiz und aus
China. Zwar schnitt die Luftqualität der Metropole Peking
erwartungsgemäss schlechter ab als die Proben aus der Schweiz. Mit
ihren detaillierten Analysen deckten die Forscher jedoch auch auf,
dass sich die Zusammensetzung des Feinstaubs sehr stark unterscheidet.
«Betrachtet man etwa das sogenannte oxidative Potenzial des
Feinstaubs, war der Effekt vergleichbarer Partikelmengen in manchen
Schweizer Proben heftiger und somit folgenreicher als in China», sagt
Wang. Das oxidative Potenzial ist ein Mass für die schädigende Wirkung
des Feinstaubs, da aggressive Substanzen im Körper oxidativen Stress
und Reaktionen der Immunabwehr auslösen.

Beteiligt an diesen gesundheitsschädigenden Eigenschaften der
Schwebestoffe sind beispielsweise Metalle wie Cadmium und Arsen oder
Russteilchen. In China zeigten grosse Mengen an ultrafeinen
Arsenpartikeln ein gesundheitliches Risiko der Luft an. Proben aus dem
Zürcher Vorort Dübendorf enthielten dagegen deutlich mehr
Eisenpartikel im 10-Mikrometerbereich. «Die Eisenpartikel stammen vom
Abrieb der nahegelegenen Eisenbahnstrecke», so der Forscher. Gemeinsam
mit Kupfer und Mangan trug der Eisenstaub in der Dübendorfer Luftprobe
zum oxidativen Potenzial der Proben bei.

Ein weiterer Schweizer Wert fiel den Empa-Forschern auf: Die Luftprobe
eines Schweizer Bauernhofs schnitt schlechter ab als jene von einer
belebten Strasse mitten in Peking, zumindest was die Belastung mit
bestimmten Bakterienprodukten betraf. Dass derartige Endotoxine in der
Umgebung von Kuh und Co. gehäuft in der Luft vorkommen, ist bekannt.
Vor allem für Menschen mit einem geschwächten Immunsystem kann von den
biologischen Schwebstoffen aber ein gesundheitliches Risiko ausgehen.
Besonders die ultrafeinen Schwebestoffe vom Bauernhof waren mit
bakteriellen Endotoxinen belastet.

«Die Auswirkungen von Schwebstoffen auf die Luftqualität und
Gesundheit lassen sich nicht allein anhand der Menge von inhalierbaren
Partikeln beurteilen», sagt der Analytiker. «Kennt man aber die
Zusammensetzung des Feinstaubs, kann ein regional angepasster
Gesundheitsschutz umgesetzt werden.» Andernfalls laufe man Gefahr, die
regionale Feinstaubbelastung zu unterschätzen oder Massnahmen zu
ergreifen, mit denen die Gesundheitsrisiken nicht gesenkt werden. Jing
Wang und sein Team arbeiten nun daran, Standards für konkretere
Feinstaubanalysen zu entwickeln. Ziel soll es sein, gefährliche
Komponenten leichter identifizieren und gesundheitlichen Gefahren mit
optimierten Strategien vorbeugen zu können.




Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.empa.ch/web/s604/feinstaub

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news698743

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1017

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Empa - Eidgenössische Materialprüfungs- und Forschungsanstalt - 03.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GLOBAL/146: UNESCO-Welterbekomitee erkennt neue Naturerbestätten an (BfN)


Bundesamt für Naturschutz (BfN)

Pressemitteilung - Bonn, 3. Juli 2018

UNESCO-Welterbekomitee erkennt neue Naturerbestätten an 

- Neue Welterbestätten schützen Natur- und Kulturerbe zugleich

Internationale Naturschutzunion (IUCN) und BfN präsentieren Projekt zu
Weltnaturerbe und Ökosystemleistungen



Bonn, 03. Juli 2018: Das UNESCO-Welterbekomitee hat gestern, 2. Juli
2018, auf seiner 42. Sitzung entschieden, folgende neue
Naturerbe-Stätten in die Welterbeliste aufzunehmen: Chaine des Puys -
Tektonikarena der Limagne-Verwerfung (Frankreich), Fanjings-han(China)
und die Barberton Makhonjwa-Berge (Südafrika). Damit vergrößert sich
die Weltnaturerbe-Familie, zu der in Deutschland das Wattenmeer und
fünf Buchenwaldgebiete gehören, auf 209. Das Entscheidungsgremium des
UNESCO-Welterbeübereinkommens tagt vom 24. Juni bis zum 04. Juli 2018
in Manama, Bahrain.

Zu den Highlights der Sitzung zählte die Anerkennung dreier gemischter
Welterbestätten, die zugleich Natur- und Kulturerbekriterien erfüllen:
Die gemeinsam mit vier First Nations - den indigenen Völkern Kanadas -
nominierte Stätte Pimachiowin Aki (Kanada) ist mit knapp drei
Millionen Hektar das größte und am vollständigsten erhaltene Beispiel
der borealen Ökoregion in Nordamerika. Die Nominierung des seit
Jahrtausenden vom Volk der Anishinaabeg bewohnten Landes durch die
First Nations stellt zudem ein Novum in der Geschichte der
Welterbekonvention dar. Der Nationalpark Chiribiquete (Kolumbien)
umfasst einzigartige Ökosysteme des Amazonas mit einer außergewöhnlich
hohen Artenvielfalt und zählt in Bezug auf den Erhalt von Säugetieren,
Amphibien und Vögeln zu den unersetzbaren Schutzgebieten der Welt.
Ebenfalls zum Natur- und Kulturerbe zählt das
Tehuacàn-Cuicatlán Tal in Mexiko.

Prof. Beate Jessel, Präsidentin des Bundesamtes für Naturschutz (BfN),
begrüßt die Anerkennung der beiden Gebiete: "Pimachiowin Aki und der
Chiribiquete Nationalpark leisten nicht nur einen enorm wichtigen
Beitrag dazu, die biologische Vielfalt zu erhalten und nachhaltige
Entwicklungsziele zu erreichen. Sie sind zugleich herausragende
Beispiele der engen Verbindung zwischen Natur- und Kulturerbe und
zeigen eindrucksvoll, wie der Schutz und die Nutzung von Natur durch
lokale Gemeinschaften über Jahrtausende erfolgreich realisiert werden
kann."

Die Internationale Naturschutz Union (IUCN) stellte während der
Sitzung des Komitees die Ergebnisse eines vom BfN geförderten
Forschungsvorhabens vor, in dem der Beitrag von Weltnaturerbe zur
Erbringung von Ökosystemleistungen untersucht und Instrumente für
Weltnaturerbestätten zur konkreten Evaluierung von Ökosystemleistungen
entwickelt wurden.

Eine globale Analyse im Rahmen eines von BfN geförderten Projektes
hatte bereits 2014 ergeben, dass die Weltnaturerbestätten in den
Tropen und Subtropen insgesamt 5,7 Milliarden Tonnen Kohlenstoff in
Waldbiomasse speichern. Das laufende Projekt ermittelte nun, dass
Weltnaturerbestätten zusätzlich einen erheblichen Beitrag für die
Speicherung des Kohlendioxids in Meeren leisten. Trotz ihrer relativ
geringen Anzahl speichern die marinen Weltnaturerbestätten
beispielsweise bis zu 7,5 Prozent des in Mangrovenwäldern gelagerten
Kohlenstoffs weltweit. Mit ihren Mangroven, Seegras- und Salzwiesen
sind sie wichtige Kohlenstoffdioxidsenken. Prof. Beate Jessel: "Diese
Studien machen deutlich, welche Bedeutung den
UNESCO-Weltnaturerbestätten für die Erbringung von Ökosystemleistungen
gerade mit Blick auf den Klimawandel zukommt. Es ist deshalb dringend
notwendig, dass Welterbstätten diese Leistungen bewerten und
Entscheidungsträgern die Verbindungen zwischen Ökosystemleistungen und
menschlichem Wohlergehen vermitteln können. Das aktuelle Vorhaben von
IUCN und BfN leistet dazu einen wichtigen Beitrag."

Hintergrund:

Auf der Liste des UNESCO-Welterbes stehen derzeit 1.073 Kultur- und
Naturstätten in 167 Ländern. Kriterien für die Anerkennung als
UNESCO-Welterbe sind unter anderem der außergewöhnliche universelle
Wert der Stätte und ein Managementplan, der die Erhaltung des Erbes
für aktuelle und zukünftige Generationen sicherstellt. Mit der
Einschreibung in die Welterbeliste verpflichten sich die
Vertragsstaaten, die Welterbestätten auf ihrem jeweiligen Staatsgebiet
zu schützen und somit für künftige Generationen zu bewahren. Im
Bereich UNESCO-Weltnaturerbe begleitet das BfN die deutschen
Weltnaturerbestätten fachlich und arbeitet mit internationalen
Akteuren bei der Umsetzung des UNESCO-Welterbeübereinkommens mit.
Deutschland verzeichnet 42 Welterbestätten, darunter im Bereich
Naturerbe das Wattenmeer (gemeinsam mit Dänemark und den
Niederlanden), die serielle Stätte "Alte Buchenwälder und
Buchenurwälder der Karpaten und anderer Regionen Europas" (gemeinsam
mit 12 weiteren europäischen Staaten) mit fünf deutschen Teilgebieten
(Nationalparke Hainich, Jasmund, Kellerwald-Edersee und Müritz/Teil
Serrahn und dem Grumsin im Biosphärenreservat Schorfheide-Chorin).




Weitere Informationen:

BfN-Aktivitäten zum Welterbe in Deutschland: 

https://www.bfn.de/themen/internationaler-naturschutz/projekte/weltnaturerbe-in-deutschland.html

Welterbe und Ökosystemleistungen: 

https://www.bfn.de/themen/internationaler-naturschutz/projekte/welterbe-und-oekosystemleistungen.html

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 03.07.2018

Bundesamt für Naturschutz (BfN)

Konstantinstr. 110, 53179 Bonn

Tel.: 0228/8491-0, Fax: 0228/8491-9999

E-Mail: info@bfn.de

Internet: www.bfn.de
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TOUR/7248: Mönchengladbach - "Gladbach im Bild - Früher und Heute" - Fahrradexkursion am 8.7.


"Gladbach im Bild - Früher und Heute" - Exkursion mit dem Rad

Sonntag, 8. Juli 2018, 15 Uhr, auf "Bildersuche" mit dem Fahrrad



Die Teilnehmer können sich mit der Kuratorin der Ausstellung, Ricarda
Hüpel, auf Spurensuche in die Stadt begeben. Bildeten historische
Fotografien von Personen, Bauten oder stadtgeschichtlichen Ereignissen
den Ausgangspunkt von "Gladbach im Bild", führt die Exkursion sie zu
jenen Schauplätzen, die in der Ausstellung lediglich als (Ab-)Bild
vorhanden sind. Die Exkursion möchte mit dem Rad die regionalen
Geschichts-Schauplätze erkunden und vor Ort untersuchen, ob noch etwas
von den historischen Bauten und ihren spannungsvollen Geschichten
existiert. Treffpunkt mit dem eigenen Rad ist vor dem Eingang der
Museumskasse des Museums Schloss Rheydt. Zu zahlen ist lediglich der
Museumseintritt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 3. Juli 2018
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TOUR/7247: Hanau - Stadtführung "Hanau - Stadt im Wandel" am 15.7.2018


Stadtführung: "Hanau - Stadt im Wandel"



"Hanau -Stadt im Wandel" ist der Titel dieser 90minütigen Tour durch
die Hanauer Innenstadt, die die Tourist-Information Hanau am Sonntag,
15. Juli, anbietet. Während des Rundgangs mit Stadtführerin Nina Adam
erfahren Teilnehmende wie aus einer mittelalterlichen Wasserburg eine
bunte, attraktive und vielseitige Stadt wurde. Wer sich auf den
Spaziergang durch Alt- und Neustadt begibt, erfährt aber nicht nur
einiges über die Geschichte der Stadt, sondern auch wie Hanau in
seinem neuen, modernen Gewand seine Vergangenheit mit einbezieht - in
Architektur, Kunst und Kultur.

Treffpunkt ist um 14 Uhr vor dem Congress Park Hanau. Die Teilnahme
kostet sieben Euro für Erwachsene und für Kinder die Hälfte. Eine
Voranmeldung ist unbedingt erforderlich, da die Führung bei mangelndem
Interesse abgesagt wird. Anmeldung bei der Tourist-Information im
Hanauer Rathaus unter Telefon 06181-295 739 oder beim Hanau Laden,
Telefon 06181-427 78 99 oder per E-Mail an
touristinformation@hanau.de. Weitere Informationen über diese und
andere Stadtführungen unter www.hanau.de/tourismus.

Termin: Sonntag, 15. Juli, um 14 Uhr

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 4. Juli 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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TOUR/7246: Mönchengladbach - Parkspaziergang "Wickrather Schlossgeschichten" am 8. Juli


Wickrather Schlossgeschichten am 8. Juli



Einen barocken Parkspaziergang mit Wickrather Schlossgeschichten
bietet die MGMG wieder am Sonntag, dem 8. Juli an. Der informative
Spaziergang durch den Park des Schlosses Wickrath, eine der
bedeutendsten Barockanlagen nördlich der Alpen, lässt die Macht und
Pracht eines vergangenen Zeitalters wieder lebendig werden, denn im
architektonischen Meisterwerk der Parkanlage scheint die Zeit stehen
geblieben zu sein.

Der etwa 90-minütige Parkspaziergang startet um 15 Uhr, Treffpunkt:
Schlosspark Wickrath, Brücke am Parkplatz, Schild "Parkführungen".

Für diese Führung sind Karten (für Erwachsene 7 Euro, für Kinder bis
14 Jahre 3 Euro, zzgl. einer Bearbeitungsgebühr von 2,20 Euro pro
Buchung) erhältlich beim Reisebüro Haupts (Tel.: 02161-82 09 80), beim
Ticket- und Infoservice der FIRST-Reisebüros (Tel.: 02161-27 41 61)
sowie online unter www.stadttouren-mg.de

(MGMG/prs)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 3. Juli 2018
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